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Ob der Kanzler mit seiner 
ewig gleichen gebetsmühlen-
haftigen Ausdrucksweise nur 
seine Gedanken verbirgt? In 
den Tagen der Zeitenwende 
sucht Pino, der Rathauskater, 
selbst in der Kanzlersprache 
nach dem Positiven.  Seite 19

Am 20. Juli 2022 lädt die Bayerische GemeindeZeitung zu ihrem 
8. Bayerischen WasserkraftForum in die Stadthalle nach Gerst-
hofen ein. In Zeiten großer Energieknappheit wird es wichtiger 
denn je grundlastfähige, CO2-freie und nachhaltige eigene Ener-
giequellen zu nutzen.
Informationen unter www.bayerisches-wasserkraftforum.de

8. Bayerisches WasserkraftForum: 

Wasser. Kraft. Bayern.
Stadthalle Gersthofen, 20.7.2022

V.l.: Anne-Marie und Theresa von Hassel, Garchings Erster Bür-
germeister Dr. Dietmar Gruchmann, Constanze von Hassel und 
Gunnar Braun, Geschäftsführer VKU-Bayern. Bild: Jessica Maiwald-Kassner

13. Bayerisches EnergieForum in Garching:

Energie und  
kommunaler  

Katastrophenschutz
Mit dem 13. Bayerischen EnergieForum „Power für Bay-
erns Kommunen“ im Bürgerhaus Garching schuf die Bay-
erische GemeindeZeitung nach zweijähriger Corona-Pau-
se endlich wieder eine „livehaftige“ Plattform, auf der sie 
mehr als 200 Kommunalvertreter über neue Produkte, ak-
tuelle Dienstleistungen, konkrete Lösungsmöglichkeiten 
und gut funktionierende Beispiele informierte. 

Zwölf Aussteller, 25 Partner 
sowie zwei Dutzend Referenten 
wohnten der bewährten Fachver-
anstaltung bei. Kooperationspart-
ner waren erneut Bayerischer Ge-
meindetag, VKU Bayern und die 
Bayerischen Energieagenturen. 
Als Medienpartner fungierte ein-
mal mehr TV Bayern live.

Erstmalig wartete die GZ mit 
einem Themenraum „Kommu-

naler Katastrophenschutz“ auf. 
Während Kreisbrandinspektor 
Heinz Mayr (Kreisfeuerwehrver-
band Donau-Ries) einen prak-
tischen Erfahrungsbericht zum 
Stromausfall 2019 in Wemding 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

GZ-Doku
Eine Dokumentation des 13. 
Bayerischen EnergieForums 
erscheint in Ausgabe 15-
16/2022 am 28.7.2022. Unter 
www.bayerisches-energiefo-
rum.de werden die Präsen-
tationen in einem geschütz-
ten Bereich bereitgestellt. Für 
das Passwort wenden Sie sich 
bitte an veranstaltungen@ge-
meindezeitung.de .
Den Beitrag von TV Bay-
ern live können Sie sich 
hier ansehen: https://www.
t v b a y e r n l i v e . d e / m e d i -
athek/video/13-energie-fo-
rum-der-bayerischen-ge-
meindezeitung-in-garching  r

Effekte des  
Ukraine-Kriegs

Virtuelles KPV-Spitzengespräch  
mit Innenstaatssekretär Sandro Kirchner

„Die Kommunen haben viel aus der Flüchtlingskrise in 
Deutschland 2015/2016 gelernt“, unterstrich Bayerns In-
nenstaatssekretär Sandro Kirchner, MdL, bei einem virtu-
ellen KPV-Spitzengespräch unter der Leitung des KPV-Vor-
sitzenden, Landrat Stefan Rößle. Kirchner zeigte sich 
beeindruckt vom großen Engagement von Staat und Zi-
vilgesellschaft, die Kriegsflüchtlinge aus der Ukraine best-
möglich zu unterstützen. Gleichwohl stünden noch weitere 
Herausforderungen wie etwa die Integration, Bereitstel-
lung von Kita- und Schulplätzen sowie die Sicherstellung 
von medizinischer und psychosozialer Betreuung bevor.

Bis Ende Mai 2022 waren laut 
Schätzungen des UN-Flüchtlings-
kommissariats (UNHCR) rund 6,8 
Millionen Menschen aus der Uk-
raine in Folge des Krieges und 
aufgrund der Angriffe des rus-

im Übrigen auch für Bayern gel-
ten, mahnte der Minister an.

Ungeheure Bürokratie

Mit einem „ungeheuren Büro-
kratieaufwand“ verbunden sieht 
Kirchner den Systemwechsel bei 
Leistungen für Kriegsflüchtlin-
ge am 1. Juni 2022 vom Asylbe-
werberleistungsgesetz ins Sozi-
algesetzbuch SGB II (für Arbeits- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Die Innenministerinnen und -minister sowie die Innensenatorin und -senatoren von Bund und Län-
dern haben bei der Innenministerkonferenz in Würzburg das Gemeinsame Kompetenzzentrum Be-
völkerungsschutz gegründet. Zudem fordern die Länder einen „Stärkungspakt Bevölkerungsschutz“. 
Als weiteres Schwerpunktthema behandelte die Konferenz unter anderem den Kampf gegen Kin-
desmissbrauch und Kinderpornographie. Bild: stmi.bayern © Matthias Merz

Innenministerkonferenz in Würzburg:

Meilenstein für den  
Bevölkerungsschutz

Der Ausbau des Bevölkerungsschutzes, mehr Sicherheit 
im digitalen Raum sowie ein besserer Schutz von Demo-
kratie und Verfassung standen im Mittelpunkt der 217. In-
nenministerkonferenz (IMK) in Würzburg. Der zuständige 
bayerische Minister Joachim Herrmann empfing sowohl 
die Kolleginnen und Kollegen aus den anderen 15 Bundes-
ländern als auch die neue Bundesinnenministerin Nancy 
Faeser. Bayern übernimmt in diesem Jahr den Vorsitz von 
Baden-Württemberg.

Laut Herrmann versteht die 
IMK den Katastrophenschutz 
als „eines der grundlegenden 
Schutzversprechen des Staates 
gegenüber seinen Bürgern“. 

Gemeinsames  
Kompetenzzentrum

Mit der Unterzeichnung der Ver- 
waltungsvereinbarungen zum 
„Gemeinsamen Kompetenzzen-
trum Bevölkerungsschutz“ ha-

be man einen wichtigen Mei-
lenstein für den Bevölkerungs-
schutz in Deutschland erreicht.

Bund und Länder  
in der Verantwortung 

In der Einrichtung des GeKoB 
sieht der IMK-Vorsitzende ei-
nen Meilenstein für die weitere 
Entwicklung des Bevölkerungs-
schutzes in Deutschland: „Ins-
besondere die schrecklichen 

Katastrophen der vergange-
nen Jahre verdeutlichen die ge-
meinsame Verantwortung von 
Bund und Ländern für den Be-
völkerungsschutz. Aus der Krise 
zu lernen, heißt für uns, künftig 
noch stärker mit allen Partnern 
gemeinsame Antworten zu ent-
wickeln. Wir müssen uns gegen-
seitig bei Schadens- und Katast-
rophenereignissen über Landes-
grenzen hinweg noch intensiver 
unterstützen. Im GeKoB bün-
deln wir das Risiko- und Krisen-
management im Bevölkerungs-
schutz. Das GeKoB stärkt damit 
als zukunftsweisende Koopera-
tionsplattform den Zivil- und Ka-
tastrophenschutz in Deutsch-
land. Dazu gehört insbesonde-
re, die Vorbereitung auf Krisen 
zu verbessern und bei der Koor- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Sandro Kirchner.  Bild: stmi

sischen Militärs im Lande ge-
flohen. In Deutschland waren 
bis Mitte Mai im bundesweiten 
Verteilungssystem „Free“ mehr 
als 830.000 Kriegsflüchtlinge 
registriert, davon in Bayern al-
lein 148.000. Damit hat der Frei-
staat deutlich mehr Flüchtlinge 
aufgenommen als nach dem so-
genannten Königsteiner Schlüs-
sel vorgesehen. Da die Ukrainer 
visumsfrei einreisen können, 
dürfte die tatsächliche Zahl der 
Schutzsuchenden höher liegen. 
Wie Kirchner betonte, „gehört 
zur Humanität Ordnung und zur 
Ordnung Registrierung, damit 
eine gerechte Verteilung inner-
halb Deutschlands bewerkstel-
ligt werden kann“. Dies müsse 

Kongress „Frauen in Parlamente!“im Maximilianeum
Ein Plenarsaal voller Frauen: Landtagspräsidentin Ilse Aig-
ner lädt am Samstag, 25. Juni 2022 erneut parteiübergreifend 
Mandatsträgerinnen und Kandidatinnen aus ganz Bayern in 
den Landtag ein. Ziel des Netzwerk- und Coaching-Tages mit 
zahlreichen Workshops ist es, mehr Frauen zu ermutigen und 
zu befähigen, ihren Weg in die Politik zu finden. 

Programm: https://www.bayern.landtag.de/fileadmin/Bilder_
Videos_Internet/K_2_Online-Kommunikation/Programm_FiP_
Kongress_25.06.2022_Bayerischer_Landtag.pdf
Anmeldung: https://www.bayern.landtag.de/aktuelles/veran-
staltungen/fip-frauen-in-parlamente/

Landtagspräsidentin Aigner lädt ein:

FiP II – Bayerns  
zweiter Coaching-Tag
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Wir gratulieren
ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Günter Först 

86859 Igling 
am 18.6.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ludwig Maurer 

85664 Hohenlinden 
am 11.6.

Bürgermeisterin  
Gisela Schulze-Bauer  

91355 Hilpoltstein 
am 12.6.

Bürgermeister Wolfgang Grob 
86637 Zusamaltheim 

am 28.6. 

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Doris Baumgartl  

86899 Landsberg am Lech 
am 24.6. 

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Erwin Fraunhofer 

82287 Jesenwang 
am 23.6.

ZUM 50. GEBURTSTAG 
Bürgermeister Hubert Kraus 

95704 Pullenreuth 
am 9.6.

Bürgermeister Robert Husterer 
91809 Wellheim 

am 21.6

Bürgermeister Josef Bierschneider  
83708 Kreuth 

am 27.6.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.

L A N D E S -  U N D  B U N D E S P O L I T I K2 GZ10. Juni 2022

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

Social Media für Kommunen
21. Juni 2022, 14:00 - 16:30 Uhr

Über die Nutzung von Sozialen Netzwerken wird viel diskutiert. 
Was ist für Bürgermeister und Bürgermeisterinnen sinnvoll zu nut-
zen? Wovon hängt es ab, wie Informationen an die Öffentlichkeit 
getragen werden? Und wie sollen Politiker und Verwaltungen agie-
ren? Der Vortrag öffnet Gedanken und Wege der Social Media-Nut-
zung und der sinnvollen Alternativen. Diskutieren Sie mit!
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt. r

Schwierigkeiten mit Personal meistern
22. Juli 2022, 14:00 - 16:30 Uhr

Überall, wo Menschen aufeinandertreffen, kann es knirschen. 
Kaum eine Bürgermeisterin, kaum ein Bürgermeister hat Erfahrun-
gen in der Personalführung in einer Verwaltung. Viele Anreize, die 
man aus der freien Wirtschaft einsetzen kann, fehlen im öffentli-
chen Dienst. Umso mehr kommt es darauf an, die Mitarbeiter*in-
nen bei Laune zu halten. Wie geht das und was kann man tun, wenn 
Dinge aus dem Ruder laufen?
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MWSt r

Rechtssicheres Gemeinde- oder Stadtblatt 
19. Oktober 2022, 14:00 - 15:30 Uhr

Gemeindeblätter sind nach dem Urteil zum Stadtblatt in Crails-
heim inhaltlich und im Layout eingeschränkt. Vieles darf nicht 
mehr mitgeteilt werden – vieles, was gerade das Zwischenmensch-
liche in einer Kommune ausmacht. Das hat seine Berechtigung. 
Aber was bleibt dann noch für die Gemeindeblätter übrig? Wie re-
alisiert man ein attraktives Blatt mit eingeschränkten Inhalten? Der 
Vortrag zeigt Wege für ein qualitätvolles Blatt, das nicht in Konkur-
renz zur freien Presse tritt.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 95,- € zzgl. MWSt r

GZ Akademie GZAktuelle Stunde im Bayerischen Landtag:

Familien im Blick
Auf Vorschlag der CSU-Fraktion befasste sich der Bayerische Land-
tag in der Aktuellen Stunde mit dem Thema „Familien im Blick – 
warum Bayern Familienland Nummer 1 ist“. Ziel der Debatte war 
es unter anderem, ein Bewusstsein dafür zu schaffen, dass Fami-
lien nicht nur von der Corona-Pandemie und den Folgen, sondern 
gerade auch durch die aktuellen Preissteigerungen bei Lebens-
mitteln, Energie und Benzin infolge des Ukraine-Krieges massiv 
belastet werden.

Mit Unterstützung der CSU-Frak- 
tion setzt der Freistaat auf eine 
Familienunterstützung auf Rekord- 
niveau, unterstrich der CSU-Ab-
geordnete Thomas Huber, stell-
vertretender Vorsitzender des 
Ausschusses für Arbeit und Sozia-
les, Jugend und Familie. Allein 4,1 
Milliarden Euro aus dem Staats-
haushalt kämen den Familien in 
diesem Jahr zugute. Zahlreiche 
Familienleistungen, wie etwa das 
einkommensunabhängige Famili-
engeld von 250 Euro für die ers-
ten beiden und 300 Euro ab dem 
dritten Kind erhielten die Eltern 
nur im Freistaat.

Keimzelle der Gesellschaft

Huber zufolge ist die Familie 
„das Fundament und die Keim-
zelle der Gesellschaft“. Sie fun-
giere als generationenübergrei-
fende Klammer, die alle Alters-
gruppen zusammenhalte. „Um-
so wichtiger ist es, dass wir auch 
angesichts der aktuellen Her-
ausforderungen unsere Famili-
en nicht aus dem Blick verlieren. 
Vor allem in schwierigen Zeiten 
brauchen sie unsere Unterstüt-
zung“, betonte der Landtagsab-
geordnete.

2021 seien so viele Kinder wie 
seit 20 Jahren nicht mehr gebo-
ren worden. Damit lebten im 
Freistaat 1,3 Millionen Familien 
mit minderjährigen Kindern. Ei-
ne finanzielle Entlastung, etwa 
durch das Bayerische Familien- 
und Krippengeld, die Förderung 
der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf sowie unterstützende 
Maßnahmen für Kinder, Jugend-
liche und Eltern böten Familien 
beste Voraussetzungen.

„Zur Unterstützung der Fa-

milien gehört für uns auch, den 
Kinderschutz besonders in den 
Fokus zu rücken“, stellte die 
stellvertretende CSU-Fraktions-
vorsitzende Tanja Schorer-De-
mel fest. Bayern sei hier vor-
bildlich aufgestellt: „Wir wollen 
und wir sorgen dafür, dass Kin-
der und Jugendliche gesund und 
gewaltfrei aufwachsen können. 
Denn sie haben ein elementares 
Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit.“

Attraktives Lebenskonzept

Nach Auffassung von Robert 
Riedl, kommunalpolitischer Spre- 
cher der FW-Fraktion, ist die 
Gründung einer Familie auch in 
Zukunft ein „sehr attraktives Le-
benskonzept“. Jedoch seien ge-
rade in herausfordernden Zei-
ten Unterstützungsangebote für 
Kinder und Familien besonders 
wichtig. Nicht zu unterschätzen 
seien zudem die hohen finanzi-
ellen Belastungen, insbesondere 
bei der Ausbildung von Kindern. 
So stellten etwa die Kosten für 
ein sechsjähriges Studium in Hö-
he eines niedrigen sechsstelligen 
Betrags oftmals eine unüber-
brückbare Hürde für Eltern dar. 
Vordringliches Ziel der Politik 
müsse die spürbare und nach-
haltige Entlastung von Familien 
bleiben, stellte Riedl heraus.

Faire Verteilung  
von häuslicher Sorgearbeit

Grünen-Fraktionsvorsitzende 
Katharina Schulze machte deut-
lich, was es aus ihrer Sicht jetzt 
braucht: eine moderne Arbeits-
zeitkultur, mehr Betreuungs- und 
Bildungsangebote und eine faire 
Verteilung von häuslicher Sorge-
arbeit. „Gute Familienpolitik ist 
mehr, als Geld mit der Gießkan-
ne zu verteilen“, so Schulze.

Gute Familienpolitik sorge da-
für, dass jede Familie die Unter-
stützung zielgenau bekommt, 
die sie braucht. Diese Unter-
stützung sei unterschiedlich, 
„weil Familien so vielfältig wie 
das Leben selbst sind“. Familie 
sei eben nicht nur Vater, Mutter, 
Kind. „Familie ist da, wo Men-
schen Verantwortung füreinan-
der übernehmen.“ Dabei müs-
se das Kind immer in den Mit-
telpunkt der Familienpolitik ge-
rückt werden, erklärte Schulze. 
Es schmerze sie zutiefst, „dass im 
reichen Bayern über 13 Prozent 
der Kinder und Jugendlichen in 
Armut aufwachsen, wobei Kin-
der von Alleinerziehenden und 
Kinder mit vielen Geschwistern 
besonders betroffen sind“.

Gleiche Startchancen 
für alle Kinder

„Damit alle Kinder die glei-
chen Startchancen haben, muss 
gute Familienpolitik in Betreu-
ungs- und Bildungsangebote in-
vestieren“, hob die Grünen-Po-
litikerin hervor. Erforderlich ist 
aus Schulzes Sicht eine besse-
re Bezahlung von Fachkräften, 
ein kleinerer Betreuungsschlüs-
sel und damit mehr Zeit für die 
Arbeit mit den Kleinsten sowie 
ausreichend lange Öffnungszei-
ten. Um diese Ziele zu erreichen, 
brauche es „ein Sonderinvestiti-
onsprogramm für den notwen-
digen Ausbau von Kitas und Krip-
pen“. Davon profitierten am En-
de die Kinder, das Personal in 
den Einrichtungen und die El-
tern, „denn eine verlässliche und 
gute Kinderbetreuung ist das A 
und O für berufstätige Eltern“.

Diana Stachowitz (SPD), Mit-

glied im Ausschuss für Arbeit 
und Soziales, Jugend und Fa-
milie, legte ihr Augenmerk zu-
nächst auf die effektive Be-
kämpfung von Kinderarmut. 
Um diese entschieden zu be-
kämpfen, müssen wir die finan-
zielle Situation von Eltern ver-
bessern. Noch immer arbeiten 
fast 17 Prozent der Menschen 
in Bayern im Niedriglohnsek-
tor und verdienen weniger als 
11,21 Euro pro Stunde. Alleiner-
ziehende sind davon besonders 
betroffen“, mahnt die Arbeits-
marktexpertin. Sie fordert mehr 
Tarifverträge, um den Niedrig-
lohnbereich einzudämmen und 
um damit eine bessere Lebens-
grundlage für Bayerns Familien 
zu schaffen. „Mit dem Mindest-
lohn von 12 Euro, der im Bund 
durch die SPD-Regierung durch-
gesetzt wurde, wird den Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitneh-
mern im Niedriglohnsektor be-
reits sehr geholfen!“

Chancengerechtigkeit

Auch beim Thema Chancen-
gerechtigkeit gebe es in Bayern 
Nachholbedarf: Für 67 Prozent 
der Kita-Kinder gibt es nicht ge-
nügend Fachpersonal, das ad-
äquate Betreuung leisten kann. 
Auch hingen Bildungschancen 
immer noch stark vom Wohn-
ort ab und seien ungleich ver-
teilt. Stachowitz fordert: „Wir 
müssen stärker auf die Bedürf-
nisse der Familien eingehen. Da-
für brauchen wir ein Recht auf 
Ganztagsbetreuung. Genauso 
müssen wir die Berufseinstiegs-
begleitung für Jugendliche lang-
fristig sicherstellen.“

„Zu viele Baustellen, vor allem 
bei der frühkindlichen Bildung“, 
mahnte auch Julika Sandt, stell-
vertretende FDP-Fraktionsvor-
sitzende, an. Erforderlich seien 
eine Fachkräfte- Offensive und 
eine bessere Betreuungsrela-
tion. In Bayern fehlten 50.000 
Betreuungsplätze. Viele Eltern, 
meist Mütter, gingen deshalb in 
Teilzeit und verbauten sich be-
rufliche Perspektiven mit gra-

vierenden Folgen bis hin zur Al-
tersarmut.

„Bis heute hat Bayern noch 
nicht einmal eine Landeseltern-
vertretung, weil die Regierungs-
fraktionen von CSU und Freien 
Wählern das blockieren“, mo-
nierte Sandt. Hier rangiere der 
Freistaat im Ländervergleich auf 
Platz eins am unteren Ende der 
Skala. Die Grundlagen für ein 
gleichberechtigtes Familienle-
ben seien nicht gegeben. „Wer 
Bayern zum Familienland Num-
mer eins machen will, der muss 
auch Familienpolitik auf Augen-
höhe betreiben. Das funktio-
niert aber nicht, wenn man am 
überholten Familienbild fest-
hält. Hier muss die CSU endlich 
in der Wirklichkeit des 21. Jahr-
hunderts ankommen.“

Problem  
demographischer Wandel

Laut Jan Schiffers, Mitglied 
des Ausschusses für Arbeit 
und Soziales, Jugend und Fa-
milie, kann der Anspruch, „Fa-
milienland Nummer Eins“ sein 
zu wollen, nur erfüllt werden, 
wenn das „fundamentale Prob-
lem des demographischen Wan-
dels“ endlich aktiv angegangen 
wird. Dazu sei es notwendig, mit 
Nachdruck eine steuerliche Ent-
lastung von Familien voranzu-
treiben. Zudem müsse Eltern ei-
ne echte Wahlfreiheit zwischen 
Eigen- und Fremdbetreuung er-
möglicht werden.

Kinder sind hochwillkommen

Abschließend verwies Sozial-
ministerin Staatsministerin Ul-
rike Scharf (CSU) darauf, dass 
im Freistaat das „Bayerische 
Jahr der Jugend“ und der „Bay-
erische Aktionsplan Jugend“ so-
wie zahlreiche weitere Fami-
lien- und Jugendförderungs-
programme bereits in vollem 
Gange seien. Dies sei ein gutes 
Signal für die Familienfreund-
lichkeit im Freistaat. Wichtig sei, 
dass Familien langfristig echte 
und konkrete Teilhabe ermög-

Justizministerkonferenz in Hohenschwangau:

Bayerische Vorschläge überzeugen
Wichtige Initiativen für die Rechtspolitik des Bundes hat die Früh-
jahrskonferenz der Justizministerinnen und -minister in Hohen-
schwangau hervorgebracht. Wie der Vorsitzende der Konferenz, 
Bayerns Justizminister Georg Eisenreich, betonte, habe sich das 
Treffen erneut als rechtspolitische Ideenschmiede erwiesen. „Der 
Freistaat hat viele wichtige Initiativen auf den Weg gebracht. Ich 
freue mich, dass unsere Vorschläge überzeugen konnten. Jetzt ist 
Berlin gefordert.“

Die Justizminister forderten 
den Bund auf, den Pakt für den 
Rechtsstaat fortzuschreiben und 
um einen Digitalpakt zu erwei-
tern. Eisenreich zufolge wollen 
die Länder die Chancen der Digi-
talisierung nutzen. Die Bürgerin-
nen und Bürger erwarteten zu 
Recht eine zeitgemäß ausgestat-
tete Justiz, die vielfältige digitale 
Serviceangebote zur Verfügung 
stellt. Die hohen Kosten für die 
technische Ausstattung und den 
Betrieb trügen die Länder bis-
lang allein. Da viele der ständig 
wachsenden Anforderungen an 
die Justiz der Länder durch die 
Gesetzgebung des Bundes ver-
ursacht werden, müsse er sich 
an den Kosten auch angemes-
sen beteiligen. Auch habe Berlin 
Antworten zu geben auf die zu-
nehmenden Herausforderungen 
durch Massenverfahren.

Schutzlücken im  
Strafgesetzbuch schließen

Die Konferenz setzte sich zu-
dem dafür ein, bestehende 
Schutzlücken im Strafgesetzbuch 
zu schließen. Um Kinder konse-
quent vor sexuellem Missbrauch 
zu schützen, forderte die JuMiKo 
2022 auf Initiative Bayerns Für-
sorge- und Aufsichtspersonen in 
Kirchen, Vereinen oder anderen 
Institutionen bei groben Pflicht-
verletzungen strafrechtlich zur 
Verantwortung ziehen zu kön-

nen. Daneben sollen bei der Be-
kämpfung von Hass und Hetze im 
Netz auch die Betreiber von Platt-
formen stärker in die Pflicht ge-
nommen werden. Wer Todesdro-
hungen oder Terror-Ankündigun-
gen trotz Kenntnis nicht zeitnah 
löscht oder sperrt, muss nach 
dem Willen Bayerns strafrechtli-
che Konsequenzen fürchten.

Cyberkriminelle Bedrohung

Immer mehr Cyberkriminelle 
bedrohen Menschen und Unter-
nehmen. Der Schaden liegt allein 
bei deutschen Firmen bei 220 
Milliarden Euro im Jahr. Laut Ei-
senreich können Hacker-Angrif-
fe auch zu erheblichen Störun-
gen der öffentlichen Sicherheit, 
zu Versorgungsengpässen oder 
anderen schwerwiegenden Fol-
gen führen. Im Extremfall, et-
wa beim Ausfall von Beatmungs-
geräten, können sie sogar Men-
schenleben fordern. Gerade bei 
der Bekämpfung von Cybercrime 
seien effektive Strukturen und 
Kooperationen zwischen den be-
fassten Stellen von größter Be-
deutung. Deshalb beschloss die 
Konferenz bei entsprechendem 
Einverständnis der beteiligten 
Behörden, die Zusammenarbeit 
der Länderstaatsanwaltschaften 
mit dem Nationalen Cyber-Ab-
wehrzentrum auf Initiative Bay-
erns und Nordrhein-Westfalens 
zu verstetigen.

Daneben sprachen sich die 
Justizminister dafür aus, die 
psychosoziale Prozessbeglei-
tung weiter zu stärken. Wichti-
ge Klarstellungen und Ergänzun-
gen dieses Hilfsangebots für Op-
fer schwerer Straftaten, insbe-
sondere Sexualstraftaten, sollen 
durch den Bund vorgenommen 
werden. Die Konferenz befasste 
sich außerdem mit dem Schutz 
von Mieterinnen und Mietern. 
Angesichts steigender Lebens-
haltungskosten soll der Bund 
Maßnahmen gegen einen dro-
henden weiteren starken An-
stieg der Indexmieten ergreifen.

Darüber hinaus hatten die 
Länder eine intensive verfas-
sungsrechtliche Prüfung ei-
ner Pflichtversicherung für Ele-
mentarschäden durch die Lan-
des-Justizministerien initiiert. 
Auf dieser Grundlage wurde die 
Einführung einer Pflichtversi-
cherung für verfassungsrecht-
lich gangbar erachtet.

Reformiert werden soll nach 
dem Willen der Konferenz das 
Namensrecht. Künftig müsse es 
dem Selbstbestimmungsrecht 
des Einzelnen, der Vielfalt bei 
Lebensläufen von Familien und 
Belangen nationaler Minderhei-
ten Rechnung tragen.

Auf Antrag Bayerns und Nord-
rhein-Westfalens setzten sich 
die Justizminister schließlich da-
für ein, dass der Wille eines Pa-
tienten den Arzt so schnell wie 
möglich erreichen soll. Deshalb 
forderte die Konferenz, alle Vor-
sorgedokumente (Patientenver-
fügung, Vorsorgevollmacht, Be-
treuungsverfügung) im Zentra-
len Vorsorgeregister (ZVR) digi-
tal zugänglich zu machen, wenn 
der Aussteller dies wünscht.  DK

licht werde. Familienland Num-
mer Eins“ sei kein Motto, son-
dern eine Tatsache. Scharf: „Wir 
haben die Familienleistungen in 
den letzten zehn Jahren fast ver-
dreifacht. In den letzten Jahren 
haben wir die Zahl der Kita-Be-
schäftigten um 74 Prozent ge-
steigert. Kinder sind im Freistaat 
im höchsten Maße willkommen, 
sie sind unsere Zukunft, ihnen 
gehört unser großes Herz!“  DK

Schülerinnen und 
Schüler spielen „Der 
Landtag sind wir!“

Nach zweijähriger Corona-Pau-
se konnte im Maximilianeum 
wieder das Großplanspiel „Der 
Landtag sind wir!“ stattfinden. 
Schülerinnen und Schüler aus 
ganz Bayern schlüpften für ei-
nen Tag in die Rolle von Abge-
ordneten. Landtagspräsidentin 
Ilse Aigner ist es wichtig, „De-
mokratie für junge Menschen 
greifbar zu machen.“

Nach zweijähriger Corona-be-
dingter Pause fand nunmehr  
im Maximilianeum erneut das 
Großplanspiel „Der Landtag sind 
wir!“ statt. Knapp 100 Schülerin-
nen und Schüler aus ganz Bay-
ern schlüpften einen Tag lang in 
die Rolle von Abgeordneten und 
gingen einer Reihe von Fragen 
nach: Wie wird ein Gesetz ge-
macht? Wie läuft die Arbeit in 
den Ausschüssen ab? Wie orga-
nisiert man Mehrheiten? Nach 
welchen Spielregeln funktio-
niert die Zusammenarbeit in ei-
ner Koalition? Wie argumentiert 
man im Plenum? Am Vormittag 
wurden die Schulklassen von 
Landtagspräsidentin Ilse Aig-
ner, die auch Schirmherrin des 
Projekts ist, in der bayerischen 
Volksvertretung begrüßt.

Die Präsidentin verdeutlich-
te in ihrer Begrüßung dass De-
mokratie keine Selbstverständ-
lichkeit ist. „Demokratie ist ein 
unendlich kostbares Geschenk, 
eine Gabe – und eine Aufga-
be! Keinen Tag dürfen wir diese 
Aufgabe liegen lassen, uns nie-
mals auf Errungenem ausruhen. 
Denn die Feinde der Demokra-
tie lassen nicht nach. Das erle-
ben wir gerade durch den Über-
fall Russlands auf die Ukraine 
in erschreckender Deutlichkeit. 
[…] Durch das Planspiel werdet 
Ihr die Organisation und die Ar-
beitsweisen des Bayerischen 
Landtags viel besser kennenler-
nen als beispielsweise über ein 
Schaubild im Schulbuch. Ihr wer-
det sehen, dass gute Argumen-
te nicht nur im Deutsch-Aufsatz 
wichtig sind, sondern auch in 
der Politik!“

Im Mittelpunkt des Planspiels 
stand die Simulation eines Ge-
setzgebungsprozesses anhand ei-
nes fiktiven Gesetzesentwurfes.
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am 01. Juni startete das 9-Eu-
ro-Ticket im ÖPNV in ganz 
Deutschland. Wenn es nach den 
Erfindern dieses Projektes geht, 
soll der stark vergünstigte Fahr-
preis Menschen einen Anreiz bie-
ten, verstärkt den öffentlichen 
Nahverkehr zu nutzen und auch 
mal das Auto stehen zu lassen. 
Über den Effekt lässt sich viel-
fach und kontrovers diskutieren. 
Was in Ballungsräumen, wenn 
man womöglich von überfüllten 
Bussen und Waggons absieht, 
noch ganz gut funktionieren mag, ist dagegen 
in eher ländlichen Regionen schon schwieriger. 
Da dort meist eine entsprechend attraktive Tak-
tung des ÖPNV und somit eine echte Alternative 
zum Auto nicht vorhanden ist, wird es durch die-
se Einzelmaßnahme kaum möglich sein, einen 
nachhaltigen Effekt zu erzielen. 

Auch als Mittel zur Neugewinnung von ÖP-
NV-Kunden ist diese Aktion gerade in den länd-
lichen Räumen kaum geeignet, da sie auf nur 
drei Monate befristet ist und nicht zu einer An-
gebotsausweitung führt. Fakt ist letztendlich: 
Es wird nur für drei Monate günstiger und es 
fährt danach kein Bus und keine Bahn zusätz-
lich. Der Verband Deutscher Verkehrsunterneh-
men mahnt, dass es sich mehr um eine sozialpo-
litische, als um eine verkehrspolitische Maßnah-
me handle.

Etwas durchaus Positives kann man dieser Ak-
tion trotzdem abgewinnen: Es wird deutlich in-

tensiver über den ÖPNV gespro-
chen und politisch darüber dis-
kutiert.

Dies sollten wir nutzen, um das 
9-Euro-Ticket als eine Art Start-
schuss für massive Investitionen 
in den öffentlichen Nahverkehr 
auf kommunaler Ebene zu se-
hen. Um die Klimaziele zu errei-
chen, muss gerade auch in länd-
licheren Regionen mittels neuen 
Konzepten ein gut ausgebauter 
und vernetzter ÖPNV geschaf-
fen werden, der künftig einen Teil 
des Individualverkehres ersetzen 
kann. Dafür sind massive Inves-
titionen notwendig, die für die 

Kommunen alleine nicht zu schultern sind.
Ganz im Gegenteil: Auch wegen der massiv 

steigenden Energiekosten aufgrund des Krieges 
in der Ukraine, der Kostenexplosion für laufende 
Betriebsausgaben, dem Fachkräftemangel und 
den immer noch andauernden Corona-Defiziten 
steht die kommunale Ebene zusätzlich vor gro-

ßen Herausforderungen. 
Deshalb ist für die KPV klar: 

Beim Erhalt und Ausbau des ÖP-
NV ist der Bund gefordert durch 
umfangreiche Förderprogram-
me, Investitionen und einer Er-
höhung der Regionalisierungs-

mittel die Kommunen zu unterstützen. 
Ohne zusätzliche finanzielle Mittel besteht die 

Gefahr, dass ansonsten vielerorts das ÖPNV-An-
gebot sogar einschränkt oder Tarife deutlich an-
gehoben werden müssten. Das wäre nicht nur 
fatal für die Attraktivität des ÖPNV, sondern 
würde auch den Zielen der Verkehrswende und 
des Klimaschutzes entgegensteuern. 

Mit kommunalpolitischen Grüßen

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

KPV: Nachhaltige Investitionen in 
den ÖPNV – der Bund ist gefordert

Liebe Leserinnen
und Leser,

10. Juni 2022

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

» … weil ich dann 
umfassend informiert 
bin, was für Kommunen 
und die Menschen 
relevant ist. «
Ilse Aigner
Landtagspräsidenti n

Ich lese die GZ
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OB-Barometer 2022: 

Klimaschutz überragt alles
Zu den drängenden Herausforderungen, die die Städte aktuell be-
schäftigten, gehören der Klimaschutz, die Coronamaßnahmen und 
die Schaffung bezahlbaren Wohnraums. Dies ergab die diesjähri-
ge Difu-Städteumfrage, die im Januar und Februar 2022, unmittel-
bar vor dem Krieg Russlands in der Ukraine, durchgeführt wurde.

Erstmals und mit deutlichem 
Abstand nimmt die Klimathe-
matik den Spitzenplatz der ak-
tuell wichtigsten Handlungsfel-
der ein: Aktuell wird sie von 61 
% der Oberbürgermeister als 
wichtigstes Handlungsfeld in 
der eigenen Stadt genannt. Da-
mit sehen noch einmal deutlich 
mehr OBs als 2021 (45 %) den 
Klimaschutz als zentrale Aufga-
be. Nur selten wurde ein Thema 
von so vielen Oberbürgermeis-
tern als wichtigstes Handlungs-
feld bezeichnet. Nur der Wert 
für die Corona-Maßnahmen (69 
%) im vergangenen Jahr und je-
ner für das Thema Wohnen im 
Jahr 2019 (66 %) lagen höher.

Thema des Koalitionsvertrags

„Klimaschutz ist im Koalitions- 
vertrag ein zentrales Thema. 
Der Bund bekennt sich zu sei-
ner Unterstützung kommunaler 
Investitionstätigkeit im Bereich 
des Klimaschutzes, Kommunen 
werden als zentrale Akteure der 
Transformation hervorgehoben. 
Dies mag die befragten Stadt-
spitzen zusätzlich sensibilisiert 
haben“, heißt es in der Studie.

Interessant ist, dass ledig-
lich 36 % der ostdeutschen OBs 
den Klimaschutz als wichtigstes 
Handlungsfeld nennen. Dage-
gen steht für 88 % der Kollegen 
aus den Städten über 200.000 
Einwohner das Thema ganz 
oben auf der Agenda.

44 % der befragten OBs nen-
nen Corona-Maßnahmen sowie 
die Bewältigung der Corona-Kri-
se und ihrer Folgen als wich-
tiges Handlungsfeld. Für 64 % 
der Stadtspitzen in den ostdeut-
schen Kommunen sind die Co-
rona-Maßnahmen dagegen das 
aktuell wichtigste kommunale 
Handlungsfeld.

Folgen von Corona

Die Folgen von Corona be-
schäftigen die Städte nach wie 
vor, aber sie werden ganz über-
wiegend als weniger gravie-
rend (oder als inzwischen bes-
ser handhabbar) eingeschätzt 
als noch 2021. Das gilt in beson-
derem Maße für die Steuerein-
nahmen. Während im vergange-
nen Jahr noch fast 90 % der be-
fragten Rathauschefs den Ver-
lust von Steuereinnahmen als 
sehr große oder große Heraus-
forderung ansahen, ist der Wert 
in der aktuellen Befragung auf 56 
% zurückgegangen. Dies dürfte 
laut Difu unter anderem darauf 
zurückzuführen sein, dass der 
Bund den Kommunen ihre Ge-
werbesteuerausfälle großzügig 
kompensiert hat. Als besonders 
schwierig (sehr groß oder groß) 
werden die Herausforderungen 
nach wie vor durch die Existenz-
gefährdung von Handel und Gas-
tronomie (84 %), der Kulturszene 
(73 %) und die Verödung der In-
nenstädte (73 %) angesehen.

2021 hatte das Thema Innen-
stadtentwicklung gegenüber 
den Vorjahren einen – auch co-
ronabedingten – Bedeutungszu-
wachs erfahren. Während das 
Thema noch im Jahr 2020 nur für 
4 % der Stadtspitzen von Bedeu-
tung war, ist es im vergangenen 
und in diesem Jahr für rund ein 
Viertel der Befragten eines der 
wichtigsten Handlungsfelder in 
der eigenen Stadt. Die Pande-
mie hat die Innenstädte verän-
dert, Entwicklungstrends be-
schleunigt und den Handlungs-
druck erhöht. Ihre Wirkungen 
scheinen aktuell so groß, dass es 
um mehr als die Fortsetzung be-
reits bestehender Trends der In-
nenstadtentwicklung geht. Dies 
gilt insbesondere für die Verän-

derungen im innerstädtischen 
Handel, aber auch für die Nut-
zung von Gewerbe- und Büroim-
mobilien in Innenstadtlagen. 
Hotels, Gastronomie und Kul-
tureinrichtungen haben zum Teil 
mit erheblichen Schwierigkeiten 
zu kämpfen, die ihre wirtschaft-
liche Existenz gefährden.

Wohnen und Mobilität

Oben auf der Agenda bleiben 
die Aufgaben „Wohnen“ (42 %) 
und „Mobilität“ (38 %), die auch 
in den vergangenen Jahren zu 
den fünf wichtigsten Themen 
zählten. Für beide Themen gilt: 
Je größer die Städte der befrag-
ten OBs, desto häufiger werden 
diese beiden Handlungsfelder 
als eine notwendige Herausfor-
derung angesehen. Zudem nen-
nen die OBs der süddeutschen 
Städte (Bayern, Baden-Würt-
temberg, Hessen) beide Themen 
häufiger als ihre Kollegen in den 
übrigen Teilen Deutschlands.

Da die Befragung der Stadt-
chefs Anfang März abgeschlos-
sen wurde, spiegelt sie noch 
nicht die Anforderungen und 
Belastungen infolge der Flücht-
lingsbewegung aus der Ukraine 
wider, die die Kommunen aktu-
ell in erheblichem Ausmaß be-
schäftigen. Bei den kommunal-
politischen Themen, die künf-
tig für die Städte an Bedeu-

tung gewinnen werden, sind 
die Themen und deren Reihen-
folge ähnlich wie bei den aktu-
ellen Herausforderungen. Kli-
maschutz (63 %) und Mobilität 
(42 %) sind die wichtigsten Zu-
kunftsthemen.

Bedenkt man, dass es bei der 
urbanen Mobilität entscheidend 
darum geht, Lösungen jenseits 
des motorisierten, CO2-emit-
tierenden Individualverkehrs zu 
entwickeln, wird deutlich, dass 
mit der Mobilität ein zweites Kli-
maschutzthema oben auf der 
kommunalen Agenda rangiert. 
Auch das Handlungsfeld (In-
nen-)Stadtentwicklung (31 %) 
behält in den nächsten Jahren 
seine Bedeutung. Die Relevanz 
des Themas Digitalisierung ver-
ändert sich gegenüber den bei-
den Vorjahren kaum (37 %). Es 
liegt aber unter dem Wert frü-
herer Jahre, 2019 nannten 55 % 
der Stadtspitzen die Digitalisie-
rung noch mit Abstand als wich-
tigstes Zukunftsthema.

Fachkräfte

Neu unter den Top 10 ist mit 
16 % die Aufgabe „Fachkräf-
te halten und Fachkräfte gewin-
nen“. Der Fachkräftemangel ist 
inzwischen in den kommunalen 
Verwaltungen und in den kom-
munalen Unternehmen ange-
kommen. Vor allem in den ost-
deutschen Städten rückt die 
Fachkräftegewinnung auf die 
politische Agenda, gut ein Drittel 
der dortigen Oberbürgermeister 
(36 %) nennt dieses Thema.  DK

Maiandacht des Bundes der Vertriebenen in St. Ulrich Königsbrunn. Unser Bild entstand auf der West- 
treppe des Gotteshauses. Oben v.l. neben Mann mit Hut MdL Carolina Trautner, Altstadtrat Hein-
rich Bachmann (Haunstetten), 2. Bürgermeister Manfred Salz (Untermeitingen), Mitte Kurt Aue, 
dahinter Bürgermeister Bernd Kränzle (Augsburg), MdL Andreas Jäckel (Augsburg), MdB Dr. Volker 
Ullrich, davor Altlandrat Dr. Karl Vogele (Schwabmünchen), Staatsminister a.D. Dr. Thomas Goppel 
(Eresing), Manfred Nerlinger (Bürgermeister Wehringen), Bürgermeister Franz Feigl (Königsbrunn), 
Anton Schön und Hannelore Herrmann mit Fahne SL Gersthofen. Vorne Mitte BdV Vors. Augsburg 
Stadt, Dr. Hella Gerber, rechts daneben Annemarie Probst (Meitingen).  Text: Kurt Aue; Foto: Yasmin Dorstauter

Zukunftsgestalter  
und Brückenbauer

Sudetendeutscher Tag und  
Heimattag der Siebenbürger Sachsen

Der wertvolle Beitrag der Vertriebenen in ihrer neuen bayeri-
schen Heimat wurde beim Sudetendeutschen Tag in Hof und der 
umliegenden Region Euregio Egrensis ebenso gewürdigt wie beim 
Heimattag der Siebenbürger Sachsen in Dinkelsbühl. Festgäste 
waren unter anderem Bayerns Ministerpräsident Dr. Markus Sö-
der und Innenminister Joachim Herrmann.

Unter dem Motto „Dialog 
überwindet Grenzen“ bot der 
Sudetendeutsche Tag ein viel-
fältiges Programm für alle Al-
tersgruppen. Dazu zählte ne-
ben dem traditionellen Volks-
tumsabend und dem beliebten 
böhmische Dorffest die feierli-
che Vergabe des Europäischen 
Karls-Preises der Sudetendeut-
schen Landsmannschaft. Ge-
ehrt wurden der ukrainische 
Präsident Wolodymyr Selens-
kyj und Rumäniens Staatspräsi-
dent Klaus Iohannis – er erhielt 
den Preis für das Jahr 2020, da-
mals fiel die Verleihung wegen 
der Corona-Pandemie aus.

Iohannis sprach sich unter an-
derem für eine starke Europä-
ische Union aus. Selenskyj soll 
die Auszeichnung in Kiew über-
reicht bekommen, wenn es die 
Lage zulässt. Mit seiner Tapfer-
keit und seinem Augenmaß sei 
der Präsident der Ukraine einer 
der bedeutendsten Europäer 
der Gegenwart, betonte Bernd 
Posselt, der Bundesvorsitzende 
der Sudetendeutschen Lands-
mannschaft.

Kulturelle Vielfalt, Werte  
und Geschichtsbewusstsein

Eröffnet wurde der 72. Sude-
tendeutschen Tag von Bayerns 
Sozialministerin Ulrike Scharf. 
Sie zeigte sich „begeistert von 
der kulturellen Vielfalt, den 
Werten und dem Geschichts-
bewusstsein unseres vierten 
Stammes. Wer es nicht selbst 
erlebt hat, kann nicht erahnen, 
wie furchtbar Flucht und Ver-
treibung sind. Die Sudetendeut-
schen sind durch ihre Geschich-
te zu Zukunftsgestaltern gewor-

den – zu Brückenbauern nach 
Tschechien und zu Europäern 
aus innerstem Antrieb. Unse-
re gemeinsame Aufgabe lautet: 
Kultur und Geschichte der Hei-
matvertriebenen lebendig hal-
ten, mit aller Kraft weiterarbei-
ten für ein freies und friedliches 
Europa.“

Söder: Erinnerung  
und Zukunft im Einklang

In seiner Festansprache wür-
digte Bayerns Ministerpräsident  
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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(Fortsetzung von Seite 1)
und den Ablauf des Einsatzes 
gab, berichtete Michael Stahl 
vom Landratsamt Cham über 
„Lokale Katastrophenschutzvor-
sorge als gemeinsame Verant-
wortung von Landkreis und Ge-
meinde“. „Psychologische As-
pekte der Kommunikation im 
Katastrophenschutz“ beleuch-
tete schließlich Prof. Dr. Harald 
Schaub, Universität Bamberg.

Tragende Rolle  
der Kommunen

„Den Kommunen kommt in 
der Energiepolitik eine tragen-
de und deshalb höchst verant-
wortungsvolle Rolle zu“, stell-
te GZ-Chefredakteurin Cons-
tanze von Hassel in ihrer Begrü-
ßung fest. Einerseits hätten sie 
mit ihren Immobilien und Mo-
bilien selbst einen hohen Ener-
giebedarf, den sie nachhaltig, si-
cher und preiswert decken müs-
sen, andererseits gestalteten sie 
die Rahmenbedingungen für ih-
re Mitbürger. Auch hier gälten 
die Prämissen Nachhaltigkeit, 
Sicherheit und Kostenkontrolle.

Garchings Erfolgsprojekte

In seinem Grußwort verwies 
Garchings Bürgermeister Dr. 
Dieter Gruchmann auf die Tie-
fengeothermie als städtisches 
Erfolgsprojekt seit 2011. Damit 
könne grüne Fernwärme lang-
fristig und konstant bereitge-
stellt werden. Um die Energie-
wende „schnell und konkret“ 
voranzutreiben, will die Univer-
sitätsstadt auch den Ausbau der 
Windkraft forcieren. Westlich 
des Forschungsgeländes plant 
die Firma Ostwind aus Regens-
burg die Errichtung eines Wind- 
rads. Für die Anlage, die bis zu 
250 Meter hoch werden soll, 
hat der Stadtrat bereits vergan-
genes Jahr einen konkreten Be-
bauungsplan auf den Weg ge-
bracht - als erste Kommune im 
Landkreis. Nun aber, so der Rat-
hauschef, verzögere sich das 
Verfahren, da das Landratsamt 
dem Investor bislang den Be-

scheid zur luftfahrtrechtlichen 
Vereinbarkeit des Projekts ver-
wehrt. Der Windrad-Standort 
liegt unweit des Oberschleiß-
heimer Flughafens, von dem aus 
unter anderem die Hubschrau-
berstaffel der Polizei startet.

Laut Gruchmann wird derzeit 
das bestehende Klimaschutz-
konzept von 2008 überarbeitet. 
Das neue Konzept soll mit mög-
lichst konkreten Projekten auf 
den Weg gebracht werden. Zu-
dem will die Stadt einen Posten 
für einen Klimaschutzmanager 
schaffen. Die Ausschreibung ist 
für den Herbst geplant.

Ambitionierte Ausbauziele

Mit welchen Herausforderun-
gen sich Landkommunen bei der 
Energiewende konfrontiert se-
hen, darüber informierte Di-
rektor Stefan Graf vom Bayeri-
schen Gemeindetag. Ambitio-
niert sind aus seiner Sicht nicht 
nur die bayerischen Ausbau-
ziele für PV-Freiflächen- und 
Windkraftanlagen im ländlichen 
Raum, sondern auch die Inten-
tion, den Gemeinden die Steu-
erung im Bestand (Sanierung, 
Nahwärmenetze, Wärmepum-
pen) durch Wärmeplanung als 
kommunale Pflichtaufgabe zu 
übertragen. Gleiches gelte für 
Pläne, wonach Kommunen dazu 
verpflichtet werden sollen, eine 
„Grundversorgung an Ladeinfra-
struktur“ bereitzustellen und es 
gelingen soll, bis zum Jahr 2028 
alle Gemeindeverwaltungen kli-
maneutral zu stellen.

Perspektiven für die Land-
kommunen stellten angemes-
sene Erzeugungsbeiträge der 
Verbrauchszentren sowie u.a. 
eine faire Verteilung der Flä-
cheninanspruchnahme dar. Da-
zu zählten auch ein monetärer 
Ausgleich, etwa durch die Aus-
weitung des Konzessionsmo-
dells, oder die Unterstützung 
von Bürgerbeteiligungsmodel-
len. Wesentlich bleibt aus Sicht 
des Bayerischen Gemeindetags 
die kommunale Steuerungsho-
heit. „Diese gilt es zu erhalten“, 
so Graf abschließend.  DK

Energie und kommunaler ...

(Fortsetzung von Seite 1)
fähige), ins SGB XII (für Nichter-
werbsfähige) und ins SGB IX (für 
Menschen mit Behinderung). 
Das SGB II sieht – organisiert 
über die Jobcenter – Leistungen 
für Menschen mit Wohnraum 
vor und ersetzt die Kosten für 
Unterkunft und Heizung (KdU). 
Zu zwei Dritteln trägt der Bund, 
zu einem Drittel tragen kreis-
freie Städte und Landkreise die 
KdU. Aufgrund praktischer Pro-
bleme und hoher Kosten, die 

über die Bezirke und Kommu-
nen abgedeckt werden müssen, 
werde sich hier schnell Ernüch-
terung breitmachen, befürchtet 
der CSU-Politiker.

Die ungeheure Fluchtbewe-
gung wirkt sich auch auf Bayerns 
Schulen aus, fuhr Kirchner fort. 
Die Integration tausender ukrai-
nischer Kinder stelle für die Kom-
munen eine enorme Herausfor-
derung dar. Allein für die rund 
23.000 Schülerinnen und Schü-
ler (Stand: 10. Mai) bräuchte es 
mehr Klassen und weit mehr als 
tausend neue Lehrer. Grund-
sätzlich fokussieren sich die Will-
kommensgruppen auf den Spra-
cherwerb und Sozialkontakte. 
Zudem gibt es die Möglichkeit, 
die ukrainischen Schüler in Re-
gelklassen zu integrieren und 
drittens in besonderen Klassen, 
die auch bereits im Zuge der 
Flüchtlingskrise 2015/2016 ein-
gerichtet wurden.

Oberbayerns Bezirkstagsprä-
sident Josef Mederer verwies 
darauf, dass die ukrainischen 
Flüchtlinge ab 1. Juni auch An-
spruch auf Leistungen der Ein-
gliederungshilfe und der Hilfe 
zur Pflege erhalten. Bund und 
Freistaat dürften die Kommu-
nen hier hinsichtlich der Koste-
nerstattung für diese Aufwen-
dungen nicht im Regen stehen 
lassen. Zwar kämen die Bezir-
ke ihrem Versorgungsauftrag 
selbstverständlich nach, den-
noch müssten ihre Mehrauf-
wendungen durch den Bund 
bzw. den Freistaat Bayern voll-
ständig refinanziert werden, 
stellte Mederer klar.

Rößle:  
„Sozialer Friede ist geboten“

KPV-Landesvorsitzender Ste-
fan Rößle plädierte dafür, nicht 
nur Geldleistungen in den Blick 
zu nehmen, sondern das Au-
genmerk auch auf den Perso-
nalaufwand zu legen. „Da die 
Mütter schließlich arbeiten und 
Deutsch lernen wollen“, wä-
re ihnen mit Betreuungsange-
boten für die Kinder sehr ge-
holfen, wobei diese auch „nie-
derschwelliger“ ausfallen könn-
ten. Vorsicht ist laut Rößle beim 
Thema „Sozialer Friede“ gebo-
ten: Es bestehe die Gefahr, dass 
so mancher Asylbewerber, egal 
ob aus Syrien, Afghanistan oder 
Afrika, die Ungleichbehandlung 
im Vergleich zu ukrainischen 
Flüchtlingen als Ungerechtigkeit 
empfindet. Oberbürgermeiste-
rin Eva Weber machte darauf 
aufmerksam, dass in Augsburg 
„nicht wenige Flüchtlinge schon 
jetzt mit den Hufen scharren, 
weil sie eine eigene Wohnung 
wollen“. Auch aus diesem Grund 
sieht sie den Rechtskreiswech-
sel „sehr kritisch“.  DK

(Fortsetzung von Seite 1)
dinierung und Abstimmung bei 
großen Iänderübergreifenden 
Schadensereignissen zu unter-
stützen. Wichtig ist: Dabei wer-
den die bewährten föderalen 
Strukturen bewahrt.“

Darüber hinaus halte es die 
IMK für erforderlich, dass neben 
dem finanziellen Engagement 
der Länder auch der Bund in-
nerhalb der nächsten zehn Jah-
re deutlich mehr Mittel, nämlich 
zehn Milliarden Euro, für einen 
„Stärkungspaket Bevölkerungs-
schutz“ zur Verfügung stellt, er-
läuterte der Minister. Außer-
dem habe die IMK auch das ge-
meinsame Anliegen zum Aus-
druck gebracht, das bestehende 
Sirenenwarnnetz weiterzuent-
wickeln. „Insbesondere fordern 
wir den Bund dazu auf, das be-
stehende Förderprogramm zu 
verstetigen, um für den Ausbau 
über das Jahr 2022 hinaus wei-
tere Fördermittel zur Verfügung 
zu haben.“

Herrmann: Kampf  
gegen Kindesmissbrauch

Ein klares Signal geht nach 
Herrmanns Worten von dieser 
Innenministerkonferenz auch 
beim Kampf gegen Kindesmiss-
brauch und Kinderpornografie 
aus: „Wir werden diesen Kampf 
weiter deutlich intensivieren. 

So haben wir uns darauf geei-
nigt, dass die Löschung dieser 
schrecklichen Inhalte nicht al-
lein von den individuellen Ver-
fahren der ermittlungsführen-
den Polizeidienststellen und 
Staatsanwaltschaften abhängen 
darf. Wir müssen diese Verbre-
chen sofort aus dem Netz tilgen, 
losgelöst von konkreten Ermitt-
lungsmaßnahmen.“ Die Spei-
cherung von IP-Adressen sei un-
bedingt erforderlich, um Täter 
zu ermitteln, Netzwerke aufzu-
decken und in den schlimms-
ten Fällen andauernde Miss-
brauchstaten zu stoppen.

Unter dem Eindruck des rus-
sischen Angriffskriegs gegen die 
Ukraine sieht die IMK die Not-
wendigkeit, weitere Maßnah-
men zur Abwehr von Desinfor-
mationskampagnen zu ergrei-
fen. Der Bund und die Länder 
werden einen gemeinsamen Ak-
tionsplan gegen Desinformation 
und für eine wehrhafte Demo-
kratie erarbeiten. Zentral ist da-
bei der Aufbau eines Netzwerks, 
in dem alle relevanten Akteure 
von Bund, Ländern und Kommu-
nen gemeinsam daran arbeiten, 
gezielte und gesteuerte Des- 
informationskampagnen aufzu-
decken, durch geeignete kom-
munikative Maßnahmen zu be-
kämpfen und als Plattform für 
den Informationsaustausch zur 
Verfügung zu stehen.  DK

(Fortsetzung von Seite 3)
Markus Söder die Arbeit der  
Sudetendeutschen Landsmann-
schaft: Sie bringe Erinnerung 
und Zukunft in Einklang und sei 
ein Statement für ein geeintes 
Europa. Wegschauen sei keine 
Option: „Das Gebot der Stun-
de ist Handeln mit offenem Her-
zen und klugem Verstand.“ Den 
Sudetendeutschen Tag bezeich-
nete der Ministerpräsident als 
„Vergewisserung von Tradition 
und Heimat, Bekenntnis für Frie-
den und Freiheit sowie Botschaft 
für Solidarität mit der Ukraine“. 
Söder kündigte an, der Freistaat 

Effekte des Ukraine ...

Meilenstein für den ...

wolle die Zusammenarbeit mit 
Tschechien vertiefen. Er werde 
im Juli nach Prag reisen, um mit 
dem tschechischen Premier Petr 
Fiala zusammenzutreffen.

Beim Heimattag der Sieben-
bürger Sachsen verwies Innen-
minister Joachim Herrmann dar- 
auf, dass die Vertriebenen und 
Aussiedler mit ihrem Fleiß, ih-
rem Können und Ehrgeiz ganz 
entscheidend zum Aufbau Bay-
erns beigetragen hätten. „Seit 
Jahrzehnten gestalten sie unser 
Land mit und bereichern es mit 
ihrer Kultur. Dabei haben sie ih-
re ‚Wurzeln‘ in der alten Heimat 
bewahrt.

Söder: Was Heimat ausmacht

Hiervon zeugten eine Vielzahl 
von Trachtengruppen, Chören, 
Blaskapellen und Theatergrup-
pen. Die Siebenbürger Sachsen 
seien echte Brückenbauer zwi-
schen ihrer alten Heimat in Ru-
mänien und ihrer neuen in Bay-
ern: „Sie leben uns auf vorbild-
liche Weise vor, was Heimat 
ausmacht und warum wir sie in 
der heutigen Zeit mehr denn je 
brauchen”, erklärte der Minis-
ter. Das Engagement der Sieben-
bürger Sachsen in ihrer alten 
Heimat werde etwa beim Erhalt 
der dortigen Kulturlandschaft 
durch Renovierung von Kirchen 
und Burgen deutlich. Herrmann 
bekräftigte auch das klare Be-
kenntnis des Freistaates zu den 
Vertriebenen und ihrem Schick-
sal: „Die Bayerische Staatsregie-
rung war und ist ein verlässli-
cher Partner der Heimatvertrie-
benen.“

Um das kulturelle Erbe zu stär-
ken, fördere der Freistaat etwa 
das Kulturwerk der Siebenbür-
ger Sachsen in München. Aber 
auch im Hinblick auf die ren-
tenrechtliche Benachteiligung 
setze sich Bayern weiter für ei-
ne gerechte Lösung ein: „Eine 
Verbesserung bei der Rente für 
deutsche Spätaussiedlerinnen 
und Spätaussiedler bleibt das 
vorrangige Ziel der Bayerischen 
Staatsregierung und dafür wer-
de ich weiter kämpfen.“  DK

Zukunftsgestalter und ...

Verleihung Bayerischer Innovationspreis Ehrenamt 2022:

Ideale, Ideen und Innovationskraft
Bei einem Festakt in München hat Bayerns Sozialministerin Ulrike 
Scharf den Bayerischen Innovationspreis Ehrenamt 2022 verlie-
hen: „Ideale, Ideen und Innovationskraft: Dieser Dreiklang kenn-
zeichnet das ehrenamtliche Engagement in Bayern. Mit dem Bay-
erischen Innovationspreis Ehrenamt wollen wir diese Kreativität 
in besonderer Weise anerkennen“, unterstrich Scharf. Sechs Preis-
träger erhielten jeweils 10.000 Euro in der Kategorie ‚Innovative 
Projekte‘. In der Kategorie ‚Neue Ideen‘ konnten sich vier Preisträ-
ger über je 3.000 Euro freuen.

In der Kategorie ‚Innovative 
Projekte‘ wurde zunächst „YAM 
– Youth Aware of Mental He-
alth“ der Mental Health Initia-
tive gemeinnützige GmbH aus 
München ausgezeichnet. In die-
sem schulbasierten Programm 
für Jugendliche im Alter von 13 
bis 17 Jahren geht es um die För-
derung der psychischen Gesund-
heit Jugendlicher und um Suizid-
prävention. Hierfür werden Eh-
renamtliche geschult, die jeweils 
in Zweierteams Schulklassen be-
suchen. Spielerisch, über Diskus-
sionen und Rollenspiele werden 
die Themen Depression und Kri-
se thematisiert, um mit den Ju-
gendlichen darüber in den Aus-
tausch zu kommen.

Das ebenfalls preiswürdige 
Projekt „Wir helfen Helfern“ des 
Dragon Dojo Großmehring e.V. 
setzt aus dem Ehrenamt heraus 
ein Zeichen gegen die vielfach 
zu beobachtende Gewaltbereit-
schaft gegenüber Einsatzkräf-
ten. Unter dem Motto „Gemein-
sam gegen Gewalt“ bietet der 
Karateverein aus Großmehring 
kostenlose Selbstverteidigungs-
kurse für Rettungskräfte an. 
Vereine und ehrenamtliche Or-
ganisationen sollen gleichzeitig 
dadurch motiviert werden, sich 

gegenseitig zu unterstützen. 
Die bisher durchgeführten Kur-
se stießen auf äußerst positives 
Echo bei Rettungsdiensten.

Erste Inklusionskletterhalle

Der Preisträger DAV Sektion 
Stützpunkt Inntal e.V. mit dem 
Projekt „Bundesweit erste Inklu-
sionskletterhalle“ ist der erste 
Mitgliedsverein des Deutschen 
Alpenvereins mit Schwerpunkt 
Inklusion. Hier klettern Men-
schen mit und ohne Behinde-
rung Seite an Seite. Zurzeit wird 
eine neue Kletterhalle gebaut, 

in der Ehrenämter und Arbeits-
plätze inklusiv besetzt werden.

Ziel des ausgezeichneten Ver-
eins Gemeinsam leben & ler-
nen in Europa aus Passau mit 
dem „Podcast `Wake UP! Futter 
fürs Hirn`“ ist es, jedem Men-
schen die Möglichkeit zu geben, 
aktiv am gesellschaftlichen Le-
ben teilzuhaben. Dabei sollen 
bei allen vom Verein entwickel-
ten und umgesetzten Projek-
ten Toleranz, Vielfalt und Chan-
cengleichheit gefördert werden. 
Prämiert wurde nun ein von jun-
gen Frauen ehrenamtlich gestal-
teter Podcast zu einer Vielzahl 
an gesellschaftspolitischen The-
men. Die Beteiligten wollen ein-
fach und verständlich über aktu-
elle und wichtige Themen infor-
mieren und dabei aufzeigen, wie 
sich jede und jeder im Alltag ein-
bringen kann.

Die BRK Bereitschaft Scheß-
litz-Heiligenstadt hat mit ihrem 

„Mobile E-Bike Sanitäts-Stati-
on“ eine flexible Sanitätsstaffel 
auf die Beine bzw. auf die Räder 
gestellt und dadurch ihre notfall-
medizinische Erstversorgung er-
gänzt. Ein PKW-Koffer-Anhän-
ger wurde zu einer mobilen Sa-
nitätsstation umgebaut, in der 
auch E-Bikes Platz finden. Damit 
gelangen die Einsatzkräfte zum 
Beispiel bei Großveranstaltun-
gen auch abseits befestigter We-
ge besser zu ihrem Einsatzort.

Faustlosschulungen

Bei „Faustlosschulungen im 
Landkreis Erlangen-Höchstadt“ 
der Frederik und Luca Stiftung 
gemeinnützige GmbH mit Sitz 
in Elsenfeld handelt es sich um 
ein wissenschaftlich fundiertes 
Präventionsprogramm gegen 
Gewalt für pädagogische Kräf-
te aus Kindergärten und Grund-
schulen. Durch die geschulten 
Kräfte sollen Kindern auf alters- 
und entwicklungsadäquate Wei-
se Kenntnisse und Fähigkeiten in 
den Bereichen Empathie, Impuls-
kontrolle und Umgang mit Ärger 
und Wut vermittelt werden. Ver-
stärkt wird das Projekt durch ei-
ne Stiftung, die sich zum Ziel ge-
setzt hat, Initiativen und Maß-
nahmen zu unterstützen, um 
ein friedliches, tolerantes, men-
schenwürdiges und gewaltfrei-
es Miteinander zu fördern. Hin-
tergrund der Stiftungsgründung 
ist ein brutales Gewaltverbre-
chen, bei dem im Jahr 2019 zwei 
Jugendliche, die in Nürnberg 
schlichtend in eine Auseinander-
setzung eingreifen wollten, vor 
einen einfahrenden Zug gesto-
ßen wurden und zu Tode kamen.

In der Kategorie ‚Ideen‘ wur-
de Romanity e.V. aus München 
mit „Mensch Roma – Triff uns!“ 
geehrt. Das geplante Projekt 
will Menschen zusammenbrin-
gen und alte Denkmuster auf-
brechen. Konkret geht es um die 
Begegnung und den Austausch 
mit Sinti und Roma. Menschen 
mit Romno-Hintergrund sollen 
als Mediatoren gefunden wer-
den. Im sozialen und ehrenamt-
lichen Bereich sollen Treffen or-
ganisiert werden, bei denen 
Menschen ungezwungen und 
frei Fragen stellen können. Der 
Romanity e.V. will dieses Projekt 
mit anderen Kooperationspart-
nern durchführen.

Die Caritas-Freiwilligenagen-
tur „Anpacken mit Herz“ im 
Landkreis Weilheim-Schongau 
will mit „Pack ma‘s – Engage-

ment fördern mit Family Volun-
teering“ ihr besonderes Augen-
merk künftig auf generationen-
übergreifendes Engagement 
setzen. Das „Family Voluntee-
ring“ ist hierzulande noch so gut 
wie unbekannt. Bei dieser Form 
des Engagements engagieren 
sich mehr als eine Person eines 
Haushalts oder einer Familie ge-
meinsam. Hintergrund dieses 
Ansatzes ist die Erkenntnis, dass 
sich Erwachsene eher engagie-
ren, wenn sie als Kinder bereits 
aktiv waren bzw. von ihren El-
tern den Wert des Engagements 
vorgelebt bekommen haben. 
Hier soll also ein niedrigschwel-
liger Einstieg ins Ehrenamt ge-
fördert werden.

Sport gestaltet Vielfalt

„Sport gestaltet Vielfalt“ der 
Diskriminierungsfreie Gesell-
schaft gGmbH i.G. aus Fürsten-
feldbruck will einen Beitrag zu 
einer diskriminierungsfreien Ge-
sellschaft leisten. Ansatzpunkt 
ist dabei der Bereich des Sports. 

Geplant ist eine 20-teilige Fort-
bildungsreihe für Ehrenamtli-
che in Sportvereinen und Sport-
verbänden. Die Ehrenamtlichen 
sollen darin geschult werden, 
Vorurteile und unterschiedliche 
Diskriminierungsformen zu er-
kennen. Anschließend werden 
die Ehrenamtlichen Strategi-
en sowie Methoden kennenler-
nen, um Vorurteilen und Diskri-
minierung vorzubeugen oder sie 
nachhaltig zu bekämpfen.

Die Stadtgruppe Regensburg 
der Katholischen Studierenden 
Jugend (KSJ) hat sich mit dem 
Projekt „KSJ für alle – inklusi-
ve, gemeinsame Jugendarbeit“ 
zum Ziel gesetzt, körperlich und 
geistig behinderte Kinder in die 
Gruppen mit einzubinden. Damit 
will sie eine schulübergreifen-
de Gemeinschaft, die alle Gesell-
schaftsschichten umfasst, för-
dern. Die Gruppenmitglieder sol-
len durch gemeinsamen Projek-
te Vorurteile abbauen und durch 
Einblicke in das Leben der Kinder 
mit Behinderung gegenseitiges 
Verständnis aufbauen.  DK

Preisträger der Kategorie „Idee“: Sport gestaltet Vielfalt der Dis-
kriminierungsfreie Gesellschaft gGmbH FFB. V.l.: Ehrenamtsbe-
auftragte Eva Gottstein, Annarina Kemnitz, Dr. Lorenz Laing, David 
Schupp, Staatsministerin Ulrike Scharf.  StMAS/ Alexander Göttert 
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Social Scoring 
demnächst in Bayern
Ist der Bayerische Nachhaltigkeitstoken ein Social Credit System?

Ein Kommentar von Constanze von Hassel

2G/3G hat in kürzester Zeit zur Akzeptanz gegenseitiger Kontrol-
le geführt. Verschiedene Apps, mit denen freiwillig Daten dar-
über bereitgehalten werden, ob der brave Bürger sich auch an  
alle verordneten Maßnahmen hält, hat jede und jeder inzwischen 
auf dem Smartphone. Bei Hochzeiten und Familienfeiern wurde es 
üblich, automatisch den Impfstatus abzufragen. Nach wie vor wer-
den „1G-only“ Partys veranstaltet; die Tafel Mönchengladbach  
unterstützte bis April nur mindestens zweifach geimpfte Bedürftige, 
sofern sie einen negativen Testnachweis vorlegen. Die dafür technisch 
organisatorischen Maßnahmen, die eine datenschutzkonforme 
Kontrolle ermöglichen, hat der Gesetzgeber aus Steuermitteln auch 
gleich in Form von passenden Apps bereitgestellt. Aber auch schon 
vor Corona hat die soziale Kontrolle in Form von Bonitäts-Scores, 
die den Wohnort mit einberechnen, und grünen Hausnummern, 
durch die eine nachhaltige Lebensweise der Bewohnerinnen und 
Bewohner für jeden sichtbar dokumentiert wird, eingeschlichen. 

Aber wie weit ist dieses Sze-
nario tatsächlich noch entfernt 
von einem Social-Scoring-Sys-
tem oder Sozialkreditsystem, wie 
es in China bereits Einzug gehal-
ten hat? Wurden und werden 
hier nicht schleichend Strukturen 
geschaffen, die in naher Zukunft 
scharf gestellt und auch miss-
braucht werden können?

Chinesen können bereits für 
jede gute Tat Punkte sammeln. 
Elternpflege, Ehrenamt oder So- 
zialdienst erhalten beispiels-
weise die Reisefreiheit. Gleich-
zeitig droht Punktabzug, soll-
te man sich nicht entsprechend 
verhalten haben, etwa mit Ver-
kehrsverstößen. Basis ist eine  
allumfassende Datensammlung 

und Überwachung. Das einwoh-
nerreiche Land arbeitet an der 
totalen gegenseitigen Kontrolle, 
indem der Punktestand eines je-
den von jedem eingesehen wer-
den kann. Wie der Algorithmus, 
der die Punkte verteilt, zustan-
de kommt, bleibt allerdings un-
durchsichtig. 

Bologna und Wien 
als Vorreiter

Bologna und Wien führen der-
zeit probeweise ein Sozialkre-
ditsystem (light) ein. Grundlage 
bei diesen Systemen ist der 
Nachhaltigkeitsgedanke. Jeder, 
der nachhaltig und umweltbe-
wusst agiert, kann daraus Vortei-
le ziehen. Auch in Bayern sind die  
Voraussetzungen dafür schon an-
gelegt. In der Langfassung der 
Anlage zur Ministerrats-Vorla-
ge des Bayerischen Umweltmi-
nisteriums „Klimaschutzoffen-
sive - Maßnahmenpaket“ vom 
18.11.2019 ist von einem „Baye-
rischen Nachhaltigkeitstoken 
(„Ökotoken“) die Rede. Dessen 
Ziel soll die Förderung von nach-
haltigem Verhalten im Alltag 
mittels Belohnung von umwelt-
bewusstem Handeln sein. Er soll 
Signalwirkung für Unternehmen 
und Bürger haben. 

Für den Ökotoken wird ein 
Dokumentationssystem samt 
Bewertungsrahmen entwickelt,  
bei dem Nutzer entsprechend 
ihres umweltbewussten Ver-
haltens Pluspunkte in Form der 
Nachhaltigkeitstoken sammeln 

können. Diese können dann bei 
Partnern für Vergünstigungen 
eingesetzt werden, z.B. für The-
ater, Schwimmbad oder auch im 
Biomarkt. Für die Umsetzung ist 
die Einrichtung einer staatlichen 
Geschäftsstelle und die Schaf-
fung eines Konsortiums für das 
operative Geschäft geplant. Die 
Landesbank könnte als Finanz-
dienstleister für die In-Wert-
Setzung dienen. Federführend 
in der Umsetzung ist das Bay-
erische Digitalministerium. Die 
Umsetzung ist laut Kurzfassung 
der Ministerrats-Vorlage ab 
2022 geplant. 

Die Bayerische GemeindeZei-

tung wollte daher vom Digital-
ministerium erfahren, wie weit 
die Vorbereitungen sind und ob 
möglicherweise eine staatliche 
organisatorische Grundlage für 
die Überwachung von Sozialver-
halten geschaffen wird. Außer-
dem wurde um Auskunft gebe-
ten, wie sichergestellt werden 
soll, dass das System auch zu-
künftig nicht missbraucht wer-
den kann, welche Tech-Firmen 
mit der Entwicklung beauftragt 
bzw. in die Umsetzung involviert 
sind und wie hoch die Steuermit-
tel sind, die für den Bayerischen 
Nachhaltigkeitstoken zur Verfü-
gung stehen. 

Die Antwort des Ministeriums 
auf diese Fragen lautete: „Im 
Rahmen der Bayerischen Nach-
haltigkeitsstrategie hat das 
Staatsministerium für Digita-
les sich zum Ziel gesetzt, mit di-
gitalen Lösungen nachhaltiges 
Verhalten zu unterstützen und 
Bürgerinnen und Bürger für das 
Thema Nachhaltigkeit und Kli-
maschutz zu sensibilisieren. 
Geprüft wird dabei eine An-
wendung auf Basis der Block-
chain-Technologie. Hierbei sol-
len keinerlei Daten zentral ge-
speichert werden, es handelt 
sich um eine sichere und da-
tenschutzkonforme Lösung.“ r

Holetschek fordert mehr Tempo 
bei Digitalisierungsstrategie

Bayerns Gesundheits- und Pflegeminister Klaus Holetschek hat 
die Bedeutung einer erfolgreichen Digitalisierungsstrategie für 
die Zukunft der deutschen Gesundheits- und Pflegewirtschaft 
betont und mehr Tempo angemahnt. Holetschek sagte am Ran-
de seines Besuchs der Magnetic-Resonance-Fertigung bei Sie-
mens Healthineers in Erlangen: „Die Digitalisierung bietet enor-
me Chancen für Innovationen in der Gesundheitswirtschaft. Die 
Corona-Pandemie hat einmal mehr deutlich gemacht: Deutsch-
land hat hier noch großen Nachholbedarf. Der frühere Bundesmi-
nister Spahn hat hier kräftig angeschoben. Das Gleiche erwarte 
ich mir vom jetzigen Bundesgesundheitsminister!“

Der Minister fügte hinzu: „Wir 
müssen insbesondere Gesund-
heitsdaten besser nutzbar ma-
chen – für die bessere Behand-
lung von Patienten, aber auch für 
Forschung, Entwicklung und Po-
litik. Datenschutz und Datennut-
zung müssen deshalb gemeinsam 
gedacht werden. Wir brauchen 
nicht nur eine innerdeutsche 
Harmonisierung der Rahmenbe-
dingungen. Wir brauchen einen 
funktionierenden europäischen 
Gesundheitsdatenraum. Dafür 
mache ich mich stark.“

Gesundheitsdaten 
im Visier

Nach Einschätzung der for-
schenden und entwickelnden 
Unternehmen der industri-
ellen Gesundheitswirtschaft 
führt die föderale Struktur in 
Deutschland aktuell zu einer 
stark eingeschränkten Nut-
zungsmöglichkeit von Gesund-
heitsdaten. Grund dafür seien 
nicht zuletzt unterschiedliche 
Rechtsrahmen und Auslegungs-
entscheidungen der jeweiligen 

Datenschutzbehörden. „Diese  
Bedenken müssen wir ernst 
nehmen und sorgfältig prüfen“, 
betonte Holetschek.

Der Minister unterstrich: 
„Die EU-Kommission hat mit 
ihrem Vorschlag einer Verord-
nung zu einem Europäischen 
Gesundheitsdatenraum jetzt 
einen wichtigen ersten Schritt 
in die richtige Richtung ge-
macht. Jetzt muss auch der 
Bund seine Hausaufgaben ma-
chen und rasch den angekün-
digten Entwurf eines Gesund-
heitsdatennutzungsgesetzes 
vorlegen, das öffentlicher und 
industrieller Forschung und 
Entwicklung eine Datennut-
zung ermöglicht.“

Holetschek betonte: „Wir  
müssen endlich ins Gespräch 
über konkrete Reformansätze 
kommen. Deutschland darf dem 
digitalen Wandel im Gesund-
heitssektor nicht länger hinter-
herlaufen.“ r

BfDI versendet Anhörung 
zu Facebook Fanpages

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informati-
onsfreiheit (BfDI) hat ein Anhörungsschreiben an das Bundes-
presseamt (BPA) zur Nutzung einer Facebook Fanpage versendet.

Der BfDI hatte angekündigt, 
ab Januar 2022 die Nutzung von 
Facebook Fanpages durch die 
Bundesbehörden zu prüfen. Ge-
spräche mit dem BPA und Face-
book führten jedoch zu keiner 
Lösung der datenschutzrecht-
lichen Probleme. Das BPA be-
treibt die Fanpage „Bundesre-

gierung“ beim sozialen Netz-
werk facebook des US-Unter-
nehmens Meta. Der BfDI hält 
den datenschutzkonformen Be-
trieb von Fanpages aktuell für 
nicht möglich. Diese Auffassung 
wurde zuletzt erneut durch ein 
Kurzgutachten der Datenschutz-
konferenz belegt. r

Kabinett beschließt 
digitales Bundesgesetzblatt

Gesetze und Verordnungen des Bundes werden in Zukunft elekt-
ronisch im Internet und nicht mehr in Papierform verkündet. Das 
Bundeskabinett hat den Entwurf eines Gesetzes zur Einführung 
der elektronischen Gesetzesverkündung und zur Modernisierung 
des Verkündungs- und Bekanntmachungswesens beschlossen. 
Bislang muss die gedruckte amtliche Fassung entweder gegen 
Entgelt bezogen oder in Bibliotheken eingesehen werden.

Die Neuregelung sieht die 
amtliche elektronische Veröf-
fentlichung des Bundesgesetz-
blatts auf einer vom Bundesamt 
für Justiz betriebenen Internet-
plattform vor. Wie das Bundes-
justizministerium mitteilte, gibt 
es gegenüber der papiergebun-
denen Ausgabe zahlreiche Vor-
teile: Der Ausgabeprozess wer-
de beschleunigt, der Zugang zu 
den amtlichen Inhalten verbes-
sert und Ressourcen würden 
eingespart.

Unentgeltlich  
und barrierefrei

Bei dem schon heute im Inter-
net verfügbaren Bundesgesetz-
blatt handelt es sich lediglich um 
elektronische Kopien, nicht um 
die verbindliche amtliche Fas-
sung. Zudem sei die Funktiona-
lität im unentgeltlichen Bürger-
zugang eingeschränkt, betonte 
das Ministerium. Demgegenüber 
werde das elektronisch ausgege-
bene Bundesgesetzblatt unent-
geltlich und barrierefrei zur Ver-
fügung gestellt und könne ohne 
Einschränkung gespeichert, aus-
gedruckt und verwertet werden.

Das elektronische Bundesge-
setzblatt soll künftig das alleini-
ge Verkündungsorgan für Ge-
setze und Rechtsverordnungen 
sein. In bestimmten Fällen kön-
nen Rechtsverordnungen bis-
lang nicht nur im Bundesgesetz-
blatt, sondern auch im Amtli-
chen Teil des Bundesanzeigers 
oder im Verkehrsblatt verkündet 
werden. Grund dafür ist zum ei-
nen, dass die Rechtsverordnun-

gen häufig nur einen sehr kleinen  
Adressatenkreis haben, zum an-
deren sind diese teilweise sehr 
umfangreich. Zudem erscheint 
der – bereits seit 2012 aus-
schließlich elektronisch veröf-
fentlichte -– Bundesanzeiger we-
sentlich häufiger als das Bundes-
gesetzblatt, was in Eilfällen eine 
raschere Verkündung ermöglicht. 
Mit der Einführung des elektroni-
schen Bundesgesetzblattes ent-
falle das praktische Bedürfnis 
für die Verkündung von Rechts-
verordnungen im elektronischen 
Bundesanzeiger, erläuterte das 
Bundesjustizministerium.

Qualifiziertes  
elektronisches Siegel

Der Verlässlichkeit von Au-
thentizität und Integrität wer-
de durch hohe technische Si-
cherheitsvorkehrungen Rech-
nung getragen. Es sei unter an-
derem vorgesehen, dass jede 
Nummer des Bundesgesetzblat-
tes mit einem qualifizierten elek-
tronischen Siegel versehen sein 
muss, um die Echtheit und Un-
verfälschtheit jederzeit überprü-
fen zu können.

Die elektronische Ausgabe des 
Bundesgesetzblattes im Internet 
setzt eine Änderung des Art. 82 
Abs. 1 GG durch Ergänzung ei-
nes Gesetzesvorbehalts zur Aus-
gestaltung der Gesetzesverkün-
dung voraus. Ein Entwurf für ei-
ne entsprechende Grundgesetz- 
änderung wird parallel unter Fe-
derführung des Bundesministe-
riums des Innern und für Heimat 
eingebracht. r

http://www.akdb.de/kommunalforum
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Schongau erhält  
Auszeichnung „Digitales Amt“ 

Die Stadt Schongau trägt seit März das Label „Digitales Amt“. En-
de Mai präsentierte sie ihre Auszeichnung der Öffentlichkeit. An-
wesend waren auch Vertreter der Anstalt für Kommunale Daten-
verarbeitung in Bayern (AKDB), die der Stadt über zwei Drittel 
ihrer Online-Dienste zur Verfügung stellt. Die Auszeichnung wird 
vom Bayerischen Staatsministerium für Digitales an Kommunen 
verliehen, die ihren Bürgerinnen, Bürgern und Unternehmen 
mindestens 50 kommunale Online-Dienste anbieten. 

Die Auszeichnung „Digitales 
Amt“ würdigt das Engagement 
jener bayerischen Gemeinden, 
Städte und Landkreise, die bei 
der Umsetzung des Onlinezu-
gangsgesetzes (OZG) beson-
ders aktiv und fortschrittlich 
sind. Die oberbayerische Stadt 
Schongau gehört seit März zu 
den ausgezeichneten Kommu-

nen: Sie bietet Bürgerinnen 
und Bürgern über das eigene 
Portal bisher 69 Online-Diens-
te an. Darunter häufig genutzte 
wie die Kitaplatzbedarfsanmel-
dung, Melderegisterauskünfte 
und die Wohnungsgeberbestä-
tigung. Weitere werden in Kür-
ze hinzukommen. Den Großteil 
der Online-Dienste bezieht die 

oberbayerische 12.000-Einwoh-
ner-Stadt von der AKDB. Diese 
stellt Schongau auch die E-Go-
vernment-Plattform Bürgerser-
vice-Portal zur Verfügung, inklu-
sive Nutzerkonto (Bürger- und 
Organisationskonto), Online-Be-
zahlmöglichkeit sowie Postfach. 

Wichtige Zukunftsaufgabe

„Wir freuen uns sehr über die 
Auszeichnung, weil sie unser 
starkes Engagement bei der Digi-
talisierung würdigt“, so der Ers-
te Bürgermeister von Schongau, 
Falk Sluyterman van Langwey-
de. „Die Digitalisierung unserer 
Verwaltung ist eine der wich-
tigsten Zukunftsaufgaben. Wir 
wollen unseren Mitbürgerinnen 
und Mitbürgern immer mehr di-
gitale Verwaltungsdienste an-
bieten. Sie sollen sie ganz ein-
fach am Computer oder Tab-
let von überall aus in Anspruch 
nehmen – so, als würden sie ei-
nen Online-Shop besuchen. Eine 
bessere Digitalisierung unserer 
Verwaltungsleistungen macht 
uns auch als Wirtschaftsstand-
ort attraktiver. Diese Auszeich-
nung ist ein Aushängeschild für 
unsere Kommune.“ 

Heike Leise, Leiterin Ver-
trieb und Kundenservice und 
Mitglied der Geschäftsleitung 
bei der AKDB: „Wir freuen uns 
mit Schongau über diese Aus-
zeichnung und sind stolz, die-
se fortschrittliche Stadt weiter-

Vor dem Schongauer Rathaus v.l.: Bettina Schade, Geschäftsleiterin 
bei der Stadt Schongau, Heike Leise, Leiterin Vertrieb und Kunden-
service und Mitglied der Geschäftsleitung bei der AKDB, Schongaus 
Erster Bürgermeister Falk Sluyterman van Langeweyde sowie der 
Digitalisierungsbeauftragte der Stadt, Stefan Lisch.  Bild: AKDB

V.l.: Dr. Oliver Baumann (M-net), Peter Müller (Geschäftsführer 
SWE); Silvia Kleinscheck (M-net), Karl Neuner (Prokurist SWE) und 
Christoph Seitz (Vertriebsleiter Wärme & Breitband SWE). 
 Bild: Stadtwerke Weilheim i.OB

Glasfaserinternet von M-net ab Herbst auch in Weilheim:

Neue Open  
Access-Kooperation

M-net ist neuer Anbieter für Internet, Telefon und Fernsehen 
im Netz der Stadtwerke Weilheim i.OB Energie GmbH

Internet-, Telefon- und IPTV-Anschlüsse von Bayerns führendem 
Glasfaseranbieter M-net sind ab Herbst 2022 auch in der ober-
bayerischen Stadt Weilheim verfügbar. Rund 900 Haushalte und 
Gewerbebetriebe können dann von den neuen M-net Angebo-
ten mit Anschlüssen bis zu 1 Gigabit pro Sekunde profitieren. Die 
Stadtwerke Weilheim i.OB Energie GmbH (SWE) öffnen hierzu ihr 
bestehendes, über 230 Kilometer langes Glasfasernetz im Rah-
men einer Open Access-Kooperation für M-net. Die SWE wollen 
das Glasfasernetz in den kommenden Jahren auf eigenwirtschaft-
licher Basis weiter ausbauen.

Egal ob Home-Office, Video- 
Konferenzen, Online-Schulungen 
oder Streaming-Dienste – die An-
forderungen an qualitativ hoch-
wertige Datenkommunikation 
steigen. Die digitale Gesellschaft 
braucht hohe Bandbreiten. Da-
für sind stabile, schnelle, skalier-
bare und ökologisch nachhalti-
ge Glasfaseranbindungen künftig 
die sichere Lösung. 

M-net als neuer Provider  
im Netz der SWE

So baut die SWE bereits seit 
2017 ihr eigenes Glasfasernetz 
im Gemeindebereich stetig wei-
ter aus: „Unser leistungsstarkes 
Breitbandnetz ist bereits über 
230 km lang und es wächst wei-
ter. Alle sogenannten ‚weißen 
Flecken‘ Weilheims haben wir 
im Lauf der vergangenen Jah-
re gefördert erschlossen. Wo es 
keine staatliche Förderung gibt, 
erweitern wir unser Glasfaser-
netz eigenwirtschaftlich. Unser 
Team hat langjährige, fundierte 
Erfahrung im Glasfaserausbau 

und bildet sich ständig weiter“, 
so SWE-Prokurist Karl Neuner.

Einen schnellen und sicheren 
Datentransfer für immer mehr 
Anwender in Weilheim zu schaf-
fen, ist Ziel der SWE. Aktuell nut-
zen bereits zwei Provider deren 
Glasfasernetz. Mit M-net haben 
die Stadtwerke nun einen wei-
teren, verlässlichen Partner ge-
wonnen, um die Bürgerinnen 
und Bürger Weilheims mit leis-
tungsstarken Telekommunikati-
onsdiensten zu versorgen: „An-
fang Mai haben wir einen Provi-
dervertrag mit M-net geschlos-
sen, einen ‚Rahmenvertrag über 
die Nutzung von passiver Infra-
struktur zu Telekommunikati-
onszwecken‘“, freut sich Stadt-
werke-Chef Peter Müller. 

„Schon in wenigen Monaten 
stehen Kundinnen und Kunden 
in Weilheim alle M-net Produkt-
angebote zur Verfügung“, sagt 
Dr. Oliver Baumann, Abteilungs-
leiter Expansions- & Kooperati-
onsmanagement bei M-net. 
Weitere Informationen unter 
www.m-net.de/ueber-m-net r

hin bei ihrer Digitalisierung zu 
begleiten. Das heißt noch mehr  
Bürgerfreundlichkeit und noch 
mehr Entlastung für Verwal-
tungsmitarbeiter.“ 

Förderprogramm  
„Digitales Rathaus“

Kommunen mit der Auszeich-
nung erhalten ein Schild mit der 
Aufschrift „Digitales Amt“, ein 
Online-Signet für ihre Websi-
te und eine Erwähnung auf der 
Website des Staatsministeri-
ums für Digitales. Bis jetzt ha-
ben in Bayern 14 Landratsämter 
und 68 Städte, Gemeinden und 
Verwaltungsgemeinschaften die 
Auszeichnung erhalten. 

Um Kommunen bei der 
OZG-Umsetzung finanziell zu 
entlasten, hat das Bayerische 
Staatsministerium für Digitales 
das Förderprogramm „Digita-
les Rathaus“ ins Leben gerufen. 
Damit bekommen Kommunen 
bis zu 90 Prozent der Kosten für 
die Anschaffung von Online-Ver-
waltungsdienste erstattet. Auch 
Schongau hat das Förderpro-
gramm in Anspruch genommen 
und so seine Ausgaben zu 90 
Prozent gedeckt. 

Werbekampagne
Unter www.akdb.de/heute-
geh-ich-aufs-amt unterstützt 
eine Werbekampagne Kom-
munen dabei, bayerische 
Bürgerinnen und Bürger auf 
die große Bandbreite vor-
handener Online-Dienste 
im Bürgerservice-Portal auf-
merksam zu machen.   r

Glasfaser ist die digitale Infrastruktur  
mit dem geringsten Stromverbrauch

Nur auf Basis einer energiesparenden digitalen Infrastruktur trägt 
die Digitalisierung zur Erreichung der Klimaziele bei. Durch ihren 
im Vergleich mit anderen Infrastrukturen geringen Stromverbrauch 
bieten echte Glasfasernetze die Möglichkeit einer energieeffizien-
ten Datenübertragung. Dies bestätigt ein aktuelles Gutachten.

Das Potenzial, mithilfe digita-
ler Anwendungen den Einsatz 
von Ressourcen zu optimieren, 
ist enorm. Doch auch die Nut-
zung digitaler Dienste, vom pri-
vaten Videostreaming bis zum 
Cloud Computing und dem Ein-
satz künstlicher Intelligenz ver-
braucht Energie. Eine energie-
sparende digitale Infrastruktur 
ist deshalb von besonderer Be-
deutung für die Erreichung der 
Klimaziele.  Prof. Dr.-Ing. Kristof 
Obermann von der Technischen 
Hochschule Mittelhessen (THM) 
hat im Auftrag des Bundesver-
bands Breitbandkommunikati-
on (BREKO) die Nachhaltigkeit 
der verschiedenen Internet-Zu-
gangstechnologien untersucht.

In jedem Szenario  
die Nachhaltigsten

Das Ergebnis: Echte Glasfa-
sernetze bis in die Wohnun-
gen (FTTH) haben von allen di-
gitalen Infrastrukturen den ge-
ringsten Stromverbrauch. Stu-
dienleiter Prof. Dr.-Ing. Kristof 
Obermann sagt zu den Ergeb-
nissen: „Obwohl in Bezug auf 
FTTC und DOCSIS einige opti-
mistische und für FTTH sehr 
konservative Annahmen getrof-
fen wurden, sind die hier be-
trachteten FTTH-Technologi-
en in jedem Szenario – deutsch-
landweit, städtische, halbstädti-
sche und ländliche Gebiete – die 
nachhaltigsten aller vergliche-
nen Internet-Zugangstechnolo-
gien. Sie sind sowohl deutlich 
günstiger beim Stromverbrauch 
als auch in Bezug auf das Ge-
samtgewicht der Systemtechnik 
beim Teilnehmer.“

Das Gutachten der Techni-
schen Hochschule gibt Auf-
schluss über den Stromver-
brauch der unterschiedlichen 
Internet-Zugangstechnologien: 
Reine Glasfasernetze bis in die 
Wohnung (FTTH - Fiber to the 

Home) benötigen demnach im 
laufenden Betrieb bis zu 2,6 Mal 
weniger Strom als Glasfasernet-
ze bis ins Gebäude (FTTB - Fiber 
to the Building), bis zu 3 Mal we-
niger Strom als kupferbasierte 
Vectoring/Super-Vectoring-Net-
ze (FTTC - Fiber to the Curb) und 
bis zu 6 Mal weniger Strom als 
TV-Kabelnetze (in der Variante 
DOCSIS 3.1).

Vergleicht man den Strom-
verbrauch aller gigabitfähigen 
Technologien bei einem Giga- 
bitanschluss (1 Gbit/s), wird der 
Vorteil von Glasfaseranschlüs-
sen noch deutlicher. Hier ver-
brauchen FTTH-Netze bis zu 
3,6 Mal weniger Strom als FT-
TB-Netze und bis zu 8 Mal we-
niger Strom als TV-Kabelnetze. 

Auch deutschlandweit vorne

Hochgerechnet auf die flä-
chendeckende Versorgung 
Deutschlands hätten reine Glas-
fasernetze (FTTH) einen Strom-
verbrauch von 154 Megawatt. 
Zum Vergleich: Kupferbasierte 
Netze (FTTC) benötigen im glei-
chen Szenario 350 Megawatt 
und TV-Kabelnetze 650 Mega-
watt. Gegenüber TV-Kabelnet-
zen ließen sich mit Glasfaser 
demnach 496 Megawatt einspa-
ren. Das entspricht mehr als 50 
Prozent der Leistung des Braun-
kohlekraftwerks Schkopau in 
Sachsen-Anhalt. Durch Opti-
mierungen der Hardware-Kom-
ponenten, beispielsweise der 
Router, lässt sich der Stromver-
brauch weiter senken. 

„Nur auf Basis einer energie-
sparenden digitalen Infrastruk-
tur trägt die Digitalisierung zur 
Erreichung der Klimaziele bei. 
Durch ihren im Vergleich mit an-
deren Infrastrukturen geringen 
Energieverbrauch bieten echte 
Glasfasernetze bis in die Gebäu-
de die Möglichkeit einer ener-
gieeffizienten Datenübertragung. 

Sie leisten so einen echten öko-
logischen Beitrag und sind die 
zukunftssichere Basis für die  
Digitalisierung. Dass die neue 
Bundesregierung endlich ein 
echtes Glasfaserziel gesetzt hat, 
ist nicht nur aus diesem Grund 
ein wichtiger Meilenstein. Jetzt 
gilt es, die wichtige Umsetzungs-
phase des Glasfaserausbaus ef-
fizient und ressourcenschonend 
zu gestalten“ erklärt BREKO-Ge-
schäftsführer Dr. Stephan Al-
bers.

Energieeffizienter als 5G

Auch im Vergleich mit dem 
Mobilfunkstandard 5G schnei-
det Glasfaser deutlich bes-
ser ab. Eine aktuelle Studie von 
Eoptimo aus Dänemark hat 
den Energieverbrauch einer 1 
Gbit/s-Glasfaserverbindung mit 
einer entsprechenden 5G-Ver-
bindung verglichen. Das Er-
gebnis: Eine Glasfaserverbin-
dung verbraucht 85 Watt, die 
entsprechende 5G-Verbindung 
1.157,7 Watt. Der Strombedarf 
eines Glasfaseranschlusses (FT-
TH) ist demnach 13 Mal geringer 
als der einer 5G-Verbindung.

Open Access  
schont Ressourcen

In Sachen Nachhaltigkeit 
punkten Glasfasernetze gegen-
über anderen Internet-Zugangs-
technologien mit weiteren Vor-
teilen. Sie ermöglichen nahezu 
unbegrenzte Gigabit-Geschwin-
digkeiten und sind als einzi-
ge Technologie in der Lage, im 
Download und im Upload gleich 
hohe Bandbreiten zur Verfü-
gung zu stellen. Ein Gebäude, 
das heute einen Glasfaseran-
schluss erhält, ist damit für die 
nächsten Jahrzehnte bestens 
ausgestattet. Ein weiterer Aus-
bau ist nicht erforderlich. Dies 
schont Ressourcen und ist eben-
falls ein Beitrag zu mehr Nach-
haltigkeit. Glasfasernetze bieten 
außerdem einen hohen Schutz 
vor Ausfällen. Sie sind deutlich 
weniger störanfällig als Kupfer-

kabel und können auch neben 
Strom- und Hochspannungslei-
tungen verlegt werden, ohne 
dass es zu elektromagnetischen 
Störungen kommt.

Um für mehr Nachhaltigkeit 
beim Ausbau zu sorgen, sollte 
vor allem der Überbau von Glas-
fasernetzen vermieden werden. 
Anstatt parallele Netze aufzu-
bauen, sollten Glasfasernetze 
mittels eines offenen Netzzu-
gangs (Open Access) bestmög-
lich ausgelastet werden. Dies 
spart Kosten und Ressourcen 
und leistet einen Beitrag zu fai-
ren Wettbewerbsbedingungen.

Als führender Glasfaserver-
band mit über 410 Mitgliedsun-
ternehmen setzt sich der Bun-
desverband Breitbandkommu-
nikation e.V. (BREKO) erfolgreich 
für den Wettbewerb im deut- 
schen Telekommunikationsmarkt 
ein. www.brekoverband.de.  r

Alle Münchner Schulen am Glasfasernetz
Weniger störanfällig, stabil leistungsfähig, maximale Datenmen-
ge in Höchstgeschwindigkeit. In enger Zusammenarbeit mit dem 
Referat für Bildung und Sport (RBS) und den Stadtwerken Mün-
chen (SWM) hat das IT-Referat (RIT) nun alle 407 Münchner Schul-
standorte mit einem Breitbandanschluss ausgestattet. Die An-
bindung der Schulen und Kindertageseinrichtungen war Teil des 
Projekts „LHM Breitbandausbau für Pädagogik und Verwaltung“, 
dessen Abschluss dem IT-Ausschuss präsentiert wurde.

Insgesamt wurden 217 städ-
tische und staatliche Grund-, 
Mittel- und Förderschulen (ein-
schließlich ihrer Filialstandorte) 
mit einer Glasfaser- Breitbandan-
bindung angeschlossen und mit 
neuer Netzwerktechnik ausge-
stattet. Hinzu kommen 115 Beruf-
liche Schulen, 43 Gymnasien und 
32 Realschulen, die bereits seit 
längerem über eine Breitbandan-
bindung verfügten. Dort wurde 
die Netzwerktechnik aufgerüstet. 
Aber nicht nur die Schulen in der 
Landeshauptstadt sind nun am 
Glasfasernetz, auch 416 (von 420) 
städtische Kindertageseinrichtun-
gen sowie die 61 städtischen Ta-
gesheime, Heilpädagogische Ta-
gesstätten und Kooperative Ganz-
tagseinrichtungen sind mittler-
weile breitbandig angeschlossen.

Je Standort steht aktuell ei-
ne Bandbreite von 100 MBit/s 
für die Schul- und Kitaverwal-
tung und 1 GBit/s für die Päda-
gogik an den Schulen zur Verfü-
gung. Diese Leistung kann ein-

fach an zukünftige, höhere An-
forderungen angepasst werden. 
Durch die Breitbandanbindung 
wurde auch die Möglichkeit ge-
schaffen, um an allen Standor-
ten sukzessive WLAN und ande-
re Dienste anbieten und weiter 
ausbauen zu können.

Teil eines stadtweiten Projekts

Die Anbindung der Bildungs-
einrichtungen ist Teil eines 
stadtweiten Projekts,bei dem 
die gesamte Netzstruktur der 
Landeshauptstadt München neu 
strukturiert und über 800 Stand-
orte angebunden wurden, da-
runter über 300 Verwaltungs-
standorte. Dabei konnte der 
Projektzeitraum von 2016 bis 
2021 trotz erheblicher Heraus-
forderungen – wie hohe tech-
nische Anforderungen an Netz-
werk-Knotenstandorte hinsicht-
lich Sicherheit, Stromversorgung 
und Klimatisierung, schwierige 
bauliche Gegebenheiten an ein-

zelnen Standorten und Verzöge-
rungen durch Corona – eingehal-
ten werden. Aneinandergereiht 
ergäben die von den SWM ver-
legten Glasfaserleitungen der 
Landeshauptstadt eine Leitungs-
länge von etwa 8.000 Kilometer.

Die Beteiligten wurden durch 
den städtischen IT-Dienstleister 
it@M koordiniert und gesteuert. 
Neben den zeitlichen und quan-
titativen Herausforderungen von 
über 800 Anbindungen muss-
ten auch die Genehmigungen für 
die baulichen Änderungen im öf-
fentlichen Raum und innerhalb 
der Liegenschaften organisiert 
werden. Beteiligt an der Umset-
zung waren neben RIT, RBS und 
den Stadtwerken München auch 
das Baureferat, Kommunalrefe-
rat und KVR sowie beauftragte 
externe Ingenieurbüros, Baufir-
men und Elektriker.

Dr. Florian Bieberbach, Vorsit-
zender der SWM-Geschäftsfüh-
rung: „Die Stadtwerke München 
bauen seit 2010 ein flächende-
ckendes Glasfasernetz in Mün-
chen auf. Bis Ende 2023 werden 
insgesamt 650.000 Haushalte 
mit Gigabit-Anschlüssen ausge-
stattet sein. Diese zukunftsfähi-
gen Internetzugänge legen den 
Grundstein für eine schnellere 
und breitere Digitalisierung.   r

http://www.m-net.de/ueber-m-net
http://www.akdb.de/heute-geh-ich-aufs-amt
http://www.akdb.de/heute-geh-ich-aufs-amt
http://www.brekoverband.de
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Der ultimative  
Digitalisierung-Booster 
für Bayern
Unsere Ziele:

·   Fiber to the Home – Glasfaser bis in jede Wohnung und  
Gewerbeeinheit

·  Ganzheitliche Glasfaser-Partnerschaft für Bauträger/Bauherren  
und Hausverwaltungen für eine echte digitale Transformation

· FTTH Erschließung für alle Neubaugebiete/-objekte

· FTTH Ausbau für Bestandsgebäude im Eigenausbau

·  Beste TV-Versorgung mit Zuhause Kabel Fernsehen Fiber 
– eine Lösung für die Wohnungswirtschaft

·  Persönliche und regionale Beratung durch das  
Glasfaserteam Bayern der Telekom direkt vor Ort

https://www.telekom.de/hilfe/bautraeger-informationen

Frankenmetropole gehört zur Top 5 der Telekom-Glasfaserprojekte in Deutschland: 

Nürnberg wird Glasfaser-Stadt 
Telekom investiert eine halbe Milliarde Euro in den Ballungsraum Nürnberg  

Auf www.telekom.de/glasfaser Versorgung prüfen 

Auf einer Pressekonferenz in Nürnberg hat die Telekom ihre Plä-
ne für den Glasfaser-Ausbau in der Stadt vorgestellt. Bis 2029 sol-
len mindestens 260.000 Haushalte und Unternehmensstandorte 
eigenwirtschaftlich ausgebaut werden. Das Glasfasernetz ermög-
licht Bandbreiten von 1 Gigabit pro Sekunde (GBit/s) an. Es ist so 
leistungsstark, dass Arbeiten und Lernen zuhause, Video-Konfe-
renzen, Surfen und Streamen gleichzeitig möglich sind. Wer sich 
in der jeweiligen Ausbauphase für einen Glasfaser-Anschluss ent-
scheidet, bekommt den Hausanschluss kostenfrei. Hauseigentü-
mer sparen dadurch rund 800 Euro. 

„Nürnberg gehört zu unse-
ren Top Five Ausbauprojekten 
in Deutschland. Wenn wir die 
Chancen nutzen, die uns Förde-
rung und alternative Verlegeme-

hier die Telekom den Zuschlag, 
die im Freistaat der Haupt-
partner sei. Auch Oberbürger-
meister Marcus König und sein 
Wirtschaftsreferent Dr. Mi-

Opernhaus, Weißer Turm, Plär-
rer, Gibitzerhof, Bärenschanze, 
Gostenhof, Sündersbühl, St. Jo-
hannis, Reichelsdorf, Nordwe-
string, Maxfeld, Hummelstein, 
Hasenbuck, Gleishammer und 
Erlenstegen auf dem Plan. Ei-
ne besondere Herausforderung 
wird die Versorgung der Nürn-
berger Altstadt sein. Sie wird 
2025 in Angriff genommen. 
Über den Ausbau in den ande-
ren Kommunen im Ballungs-
raum Nürnberg wird die Tele-
kom in eigenen Veranstaltungen 
informieren. 

Vormerkungen möglich

Wer in einem Gebiet wohnt, 
das aktuell noch nicht vom Glas-
faser-Ausbau der Telekom profi-
tiert, kann sich im Internet trotz-
dem vormerken lassen: www.
telekom.de/glasfaser. Die Te-
lekom meldet sich, sobald der 
Ausbau startet. Interessenten 
können auf der Webseite auch 
schon eine Genehmigung für die 
Hauszuführung erteilen. Die De-
tails werden beim Baustart be-
sprochen. Übrigens: Mit die-
ser Interessensbekundung kann 
man die Ausbauplanung der Te-
lekom ein Stück weit beeinflus-
sen. Denn die Zahl der Interes-
senten und Genehmigungen 
spielt bei der Gewichtung eines 
Ausbaugebiets eine Rolle. Das 
gilt nicht nur für Nürnberg oder 
den Ballungsraum, sondern fürs 
gesamte Bundesgebiet. 

Aktuelles Telekom-Netz  
in Deutschland: 
650.000 Kilometer

Das Glasfasernetz der Tele-
kom umfasst heute schon mehr 
als 650.000 Kilometer. Im Bal-
lungsraum Nürnberg werden 
in den nächsten Jahren rund 
neuntausend Kilometer hin-
zukommen. Die Telekom baut 
mehr Glasfaser-Anschlüsse als 
jedes andere Unternehmen in 
Deutschland. Bis Ende 2024 will 
die Telekom deutlich mehr als 
zehn Millionen Glasfaser-An-
schlüsse bauen.

https://www.youtube.com/
watch?v=NV6GibvN-Ao  r

Üben sich im „Spleißen“: V.l.: Timotheus Höttges, Vorstandsvor-
sitzender der Deutschen Telekom, Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder, Oberbürgermeister Marcus König und Dr. Michael Fraas, 
Wirtschaftsreferent der Stadt Nürnberg.  Bild: Telekom

Bis zu 70 Prozent effizienter  
in der Planung

Telekom setzt T-Car für einen beschleunigten Glasfaserausbau ein

Seit 2020 sind die mittlerweile vier T-Cars der Telekom im Einsatz. 
Das „T“ steht dabei für Telekom. Jonas Schmid, Fachreferent bei 
der Deutschen Telekom Technik GmbH, erklärt die Vorzüge dieses 
Vermessungswerkzeugs: „Mit Hilfe künstlicher Intelligenz werden 
Planungsprozesse digitalisiert und der Glasfaserausbau enorm be-
schleunigt.“ In Bayern will die Telekom bis 2030 den Glasfaseraus-
bau komplettieren. Damit dieses Ziel erreicht werden kann, müs-
sen insbesondere Planungs- und Genehmigungsverfahren beim 
Netzausbau effizienter werden. Denn bevor der eigentliche Aus-
bau beginnen kann, muss das Netz geplant werden. In der Vergan-
genheit vergingen oftmals Monate, ehe die Planung abgeschlos-
sen und der geplante Ausbau in einer Kommune umgesetzt wurde.

Hier kommen nun die T-Cars 
ins Spiel. Diese Messfahrzeu-
ge wurden gemeinsam mit dem 
Fraunhofer Institut für Physikali-
sche Messtechnik (IPM) entwi-
ckelt und verfügen über Tech-
nik, die neue Dimensionen bei 
der technischen Planung der 
Ausbaugebiete eröffnet. 

Aufnahmen in 2D und 3D

Wenn nach einer Wirtschaft-
lichkeitsprüfung unterversorgte 
Gebiete definiert wurden, schi-
cken die Netzplaner der Tele-
kom ein T-Car in dieses Gebiet. 
Das T-Car fährt im fließenden 
Straßenverkehr mit und nimmt 
die Straßensituation detailge-
treu in 2D und 3D auf. Hierfür 

werden Kameras und Laserscan-
ner eingesetzt. Oben auf dem 
T-Car befinden sich zwei Pano-
ramakameras, alle fünf Meter 
nehmen sie ein 360° Bild auf. 
Vier weitere Einzelkameras neh-
men Bilder in jede Fahrzeugrich-
tung auf und sind darauf fokus-
siert, die Oberflächen zu erken-
nen. Zusätzlich erfasst ein au-
gensicherer Laserscanner die 
Umgebung – mit zwei Millionen 
Laserpunkten pro Sekunde. 

GPS-Antennen

Zwei auf dem Dach montier-
te GPS-Antennen dienen zur ex-
akten Bestimmung von Aufnah-
mezeit und -ort. Am Ende ent-
steht so ein digitales Bild der 

Straßenzüge, das den Netzpla-
nern die relevanten Informati-
onen für die Planung des Netz-
ausbaus liefert.

Fragen an die Fahrer

Adem Karaca und Lars Lem-
pert von der Firma Geotechnik 
GmbH Kempen sind die Fahrer 
des T-Cars. Sie berichten von ge-
mischten, aber vorwiegend po-
sitiven Reaktionen auf das auf-
fällig hochtechnisierte Fahr-
zeug. „Meist wird nachgefragt, 
wie lange es denn jetzt noch 
dauere, bis die Glasfaser verlegt 
sei“, so Lempert und Schmid er-
gänzt: „Vom Zeitpunkt der Be-
fahrung sollte, inklusive Planung 
und Bau, das Glasfasernetz in ei-
nem Jahr fertig sein.“ Teamlei-
terin Monika Adelsberger, ver-
antwortlich bei der Deutschen 
Telekom Technik GmbH für den 
Glasfaserausbau München Stadt 
und Landkreis, berichtet begeis-
tert, dass durch den Einsatz des 
T-Cars echte digitalisierte Arbeit 
ermöglicht wird, sowohl für den 
Planungsprozess als auch in der 
Abstimmung mit den Kommu-
nen, denn „keiner muss mehr 

V.l.: Monika Adelsberger und Jonas Schmid von der Deutschen 
Telekom Technik GmbH, Lars Lempert und Adem Karca von der 
Geotechnik GmbH Kempen. Bild: CH

vor Ort sein!“ Aufwendige Aus-
kundungen und Abstimmungen 
vor Ort entfallen. Wodurch Pla-
nungsprozesse deutlich effizien-
ter gestaltet werden und auch 
Aufwände in der kommunalen 
Verwaltung reduziert werden. 
Nach Aussage von Adelsber-
ger kann der Planungsprozess 
mittels Geomapping durch ein 
T-Car bis zu 70 Prozent effizien-
ter gestaltet werden.

KI-Analyse

Die in der Befahrung entstan-
denen Bilder und 3D-Daten wer-
den in einem weiteren Schritt 
von einer künstlichen Intelligenz 
analysiert. Dadurch erhalten die 
Ausbauplaner automatisiert Zu-
griff auf wichtige Informationen: 
Welche Oberflächen müssen 
beim Ausbau bearbeitet wer-
den? Kreuzen Bäume, Straßen-
laternen oder sonstige Hinder-
nisse die geplanten Glasfaser-

trassen? All diese Informationen 
liefert die künstliche Intelligenz.

Virtuelle Modelle

Ein Planungstool, zusätzlich 
angefüttert mit Daten über be-
reits bestehende Infrastruktur 
im Untergrund, ermittelt nun 
automatisiert den günstigsten 
Weg zur Verlegung der neu-
en Glasfasertrassen. Außerdem 
können virtuelle Modelle von 
Netzverteilern auf den Straßen 
platziert werden. Die Planer er-
halten so eine millimeter-ge-
naue digitale Vorschau von der 
Glasfasertrasse. So sparen sie 
nicht nur Zeit, auch anfallende 
Kosten für die geplanten Aus-
bauarbeiten werden dank der 
exakten Daten minimiert.

Dabei bleiben die hohen Er-
wartungen in den Datenschutz 
von der Telekom gewährleistet. 
Die Daten werden ausschließ-
lich für interne Planungszwe-

cke genutzt. Darüber hinaus 
werden auf den aufgenomme-
nen Bildern alle Personen und 
Fahrzeuge nach dem aktuel-
len Stand der Technik unkennt-
lich gemacht. Deutschlandweit 
kommen erst vier T-Cars in Ver-
bindung mit einer digitalisier-
ten Ausbauplanung zum Einsatz. 
Trotzdem wurden allein in Bay-
ern etwa 120 Fahrten durchge-
führt und knapp 84.000 Kilome-
ter Straße digital erfasst.

Begeisterung in Würzburg

Eine der ersten Kommunen, 
die gemeinsam mit der Telekom 
die digitale Planung des Glasfa-
serausbaus umgesetzt hat, war 
die Stadt Würzburg. Von der Zu-
sammenarbeit sind beide Part-
ner begeistert. „Dank des digita-
len Planungsprozesses haben wir 
in Würzburg nur rund ein Fünftel 
der Zeit benötigt, die wir für eine 
ähnliche Planung ohne digitale 
Hilfsmittel gebraucht hätten“, er-
klärt Marius Kraus, Product Ow-
ner Fibre3D von der Deutschen 
Telekom Technik GmbH.

Immenses Potenzial

Das Pozenzial der digitalen 
Ausbauplanung ist riesig. „Im 
klassischen Prozess verbringen 
unsere Mitarbeiter viel Zeit auf 
der Straße. Auch eine Nachbe-
arbeitung der Standorte – wenn 
eine Kommune Änderungswün-
sche hat – geht nun viel schnel-
ler“, erklärt Kraus. „In einem Fall 
konnte ein Kollege innerhalb ei-
nes halben Tages 27 Standorte 
vorbereiten und der Kommune 
zur Genehmigung senden.“

Zukünftig soll diese Form der 
Ausbauplanung Standard wer-
den und so helfen den Glasfase-
rausbau deutschlandweit zu be-
schleunigen.  CH

thoden bieten, dann werden die 
260.000 Haushalte kein Schluss-
punkt sein, sondern dann wer-
den wir sogar einen Vollausbau 
in Nürnberg schaffen“, sagte 
Timotheus Höttges, Vorstands-
vorsitzender Deutsche Telekom. 
„Und auch das Umland haben 
wir im Blick. Wir werden in den 
nächsten Jahren im Ballungs-
raum Nürnberg eine halbe Milli-
arde Euro in den Glasfaser-Aus-
bau investieren.“ 

Hauptpartner des Freistaats

Bayerns Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder zeigte sich hoch-
erfreut darüber, wie es mit dem 
Glasfaserausbau in seiner Hei-
matstat vorangeht. Bei der ge-
nerellen Ausschreibung erhielt 

chael Fraas sehen in dem zü-
gig fortschreitenden Ausbau ei-
nen wichtigen Standortvorteil 
für ihre Wirtschaftsunterneh-
men ebenso wie für die privaten 
Haushalte.

Es geht zügig voran

Die Telekom hat im vergange-
nen Jahr mit einem Teilausbau in 
Nürnberg begonnen. Heute sind 
bereits rund 20.000 Haushalte 
in den Ortsteilen Wöhrder See, 
Südstadt und Röthenbach ver-
sorgt. Aktuell starten die nächs-
ten Ausbaugebiete in Langwas-
ser, Fischbach, Schoppershof, 
Schweinau und St. Leonhardt 
sowie ein weiterer Bereich in 
der Südstadt. 2023/24 stehen 
zunächst Gärten bei Wöhrd, 

http://www.telekom.de/glasfaser
http://www.telekom.de/glasfaser
http://www.telekom.de/glasfaser
https://www.youtube.com/watch?v=NV6GibvN-Ao
https://www.youtube.com/watch?v=NV6GibvN-Ao
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 Bild: Corwese

Digitaler Wegweiser des Landkreises München:

Integreat-App 
für Neuzugewanderte

Informationen und Wohnraumvermittlung 
auf Englisch, Ukrainisch und Russisch 

Immer mehr Geflüchtete aus der Ukraine kommen im Landkreis 
München an und sollen schnellstmöglich auf für sie wichtige In-
formationen zugreifen können. Um den Menschen schnelle Hilfe 
und Orientierung zu bieten, setzt der Landkreis München jetzt auf 
die mehrsprachige „Integreat“-App. 

Das Informationsangebot, das 
im ersten Schritt auf die Geflüch-
teten aus der Ukraine zugeschnit-
ten und sukzessive – auch für Zu-
gewanderte aus anderen Natio-
nen – immer weiter ausgebaut 
wird, ist zunächst in Englisch, Uk-
rainisch, Russisch und Deutsch 
verfügbar. 

Was bietet Integreat?

Was sind die ersten Schritte, 
die ich nach meiner Ankunft in 
Deutschland erledigen muss? Wo 
beantrage ich finanzielle Unter-
stützung? Ab wann ist mein Kind 
schulpflichtig? Was brauche ich, 
um eine Arbeit aufzunehmen? 
Antworten auf diese und viele an-
dere Fragen finden Zugewander-
te künftig nicht nur auf der Web-
site des Landkreises, sondern 
auch in der Integreat-App. 

Integreat ermöglicht den ein-
fachen Informationsfluss zwi-
schen Kommunen, Hilfsorgani-
sationen und einer entsprechen-
den interkulturellen Zielgruppe 
und stellt im Alltag wichtige Infor-
mationen in einer kostenlosen, 
mehrsprachigen, offline nutzba-
ren App oder als Web-App un-
ter https://integreat.app/lkmuen-
chen/de/ zur Verfügung. Die App 
kann im Google Play Store sowie 
im Apple App Store kostenfrei he-
runtergeladen werden. Auch für 
Menschen ohne digitalen Zugang 
sind die Informationen durch die 
PDF-Funktion ausdruckbar und 
somit zugänglich. 

Integreat bietet zahlreiche Infor-
mationen rund um das Ankommen 
und Leben in Deutschland, bei-
spielsweise ganz aktuell zum Coro-
na-Virus, zu Möglichkeiten für den 
Spracherwerb, zu gesetzlichen Re-
gelungen, zur Fortbewegung mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln, aber 
auch zu Freizeit und Kultur. Die In-
halte werden kontinuierlich erwei-
tert und nach und nach in weitere 
Sprachen übersetzt. 

Im Landratsamt zeichnet die 
Integrationskoordination für die 
Planung und Umsetzung der In-
tegreat-App für den Landkreis 
München verantwortlich. Mit der 
App, deren Einführung im Land-
ratsamt unabhängig von den Er-
eignissen in der Ukraine bereits in 
Planung und Umsetzung war, fügt 
der Landkreis seinen Maßnah-
men rund um gelingende Aufnah-
me und Integration einen weite-
ren wichtigen Baustein hinzu. 

Bürgerinnen und Bürger kön-
nen sich mit ihren Fragen rund 
um Integreat direkt per E-Mail 
an integreat@lra-m.bayern.de an 
die Integrationskoordination im 
Landratsamt München wenden. 

Wohnraum ist ganz besonders 

im Großraum München ein knap-
pes Gut. Ohne die große Hilfsbe-
reitschaft der Bevölkerung wäre 
es nicht gelungen, die rund 4.000 
Geflüchteten, die seit Ende Feb-
ruar im Landkreis angekommen 
sind, innerhalb kürzester Zeit 
zu beherbergen. Der Landkreis 
München errichtet derzeit zahl-
reiche Unterkünfte, um kurzfris-
tig möglichst viele zusätzliche Un-
terbringungskapazitäten zu schaf-
fen. Doch auch Containeranlagen 
oder Traglufthallen sind nicht in-
nerhalb weniger Tage aufgestellt 
– und vor allem auch keine Lösun-
gen auf Dauer. Privat vermittel-
ter Wohnraum wird daher auch 
in den kommenden Monaten ei-
ne wichtige Rolle spielen. 

Wohnraumsuche 
leicht gemacht 

Über die Integreat-App kön-
nen ab sofort Anbieter und Woh-
nungssuchende unkompliziert zu-
sammengebracht werden. Wer 
Wohnraum zur Verfügung stellen 
möchte, kann diesen ganz einfach 
mithilfe eines Online-Formulars 
in der Integreat-App veröffentli-
chen. Hierfür sind weder Benut-
zerkonto noch Passwort oder Lo-
gin notwendig. 

Auf der Website des Landkrei-
ses finden Anbieter von Wohn-
raum unter www.landkreis-mu-
enchen.de/ukraine passend dazu 
Antworten auf häufige Fragen im 
Zusammenhang mit der privaten 
Aufnahme Geflüchteter. 

Die Integreat-App löst die in 
der Anfangszeit dankenswerter- 
weise von der Caritas übernom-
mene Vermittlung privater Wohn-
angebote ab und stellt für alle Be-
teiligten eine leicht handhabbare, 
praktikable Lösung dar. 

Den Start ins  
neue Leben begleiten

Landrat Christoph Göbel sieht 
in der Integreat-App eine hervor-
ragende Plattform für Menschen, 
die durch Migration oder Flucht  
in eine fremde Kultur kommen 
und sich lokal vor Ort zurechtfin-
den müssen: „Rund 70.000 Men-
schen im Landkreis München 
haben eine Einwanderungsge-
schichte. Sie haben aus verschie-
densten Gründen ihren Weg zu 
uns gefunden, wurden aus ih-
rer Heimat vertrieben, sind als 
Arbeitskräfte zu uns gekommen 
oder auf der Flucht vor Krieg. In-
tegreat soll ihnen allen den Start 
bei uns erleichtern. Denn unser 
Ziel ist es, dass alle hier lebenden 
Menschen gleichermaßen teilha-
ben und mitwirken und so unser 
Land mitgestalten können.“ r

Der digitale Lösungspartner 
für Kommunen
10 Jahre Corwese: Jubiläum mit Workshop

Was als Ingenieurbüro Ende 2008 mit einem Netzwerk von 4 Frei-
beruflern begann, ist heute ein Unternehmen, das bis dato För-
derverfahren für Breitbandprojekte in Höhe von 378 Millionen 
Euro umsetzte: Die Corwese GmbH fungiert beim Glasfaserkabel- 
ausbau als neutraler Partner zwischen Kommune, General- sowie 
Telekommunikationsunternehmen und sorgt somit dafür, dass 
vor allem auch die ländlichen Regionen in Bayern eine digitale Zu-
kunft haben. Welche Bedürfnisse und Herausforderungen es für 
so genannte „Smart Village“ gibt, erarbeiten die zahlreichen Jubi-
läumsgäste aus Kommunalpolitik und Wirtschaft im Rahmen der 
Feier in einem Workshop.

Die Corwese GmbH ist nicht 
nur ein „Aushängeschild für den 
Landkreis Augsburg“, wie sie der 
stellvertretende Landrat Dr. Higl 
würdigt, sondern auch ein Un-

ternehmen mit klaren Prinzipi-
en: Neutralität, Fachkompetenz, 
Schnelligkeit und Pragmatismus 
sind heute so wichtig wie da-
mals, betont Firmengründer Di-

pl.-Ing. Roland Werb, der Ende 
letzten Jahres Jürgen Schuster 
zum Geschäftsführer ernann-
te. Die „hidden Champions in 
der Beratergesellschaft“ (Bernd 
Geissler, Bayerisches Finanzmi-
nisterium) leiten Kommunen si-
cher durch den „Dschungel aus 
Förderverfahren und Anträgen“ 
(Dr. Michael Higl, stellvertreten-
der Landrat im Kreis Augsburg 
und Bürgermeister von Meitin-
gen) und sind – neben „Fern-
meldeturm und griechischem 
Theater eine der drei Besonder-
heiten von Heretsried“, wie Bür-
germeister Heinrich Jäckle mit 

einem Augenzwinkern betont.

3.000 Kilometer  
verlegte Glasfaserleitung

Die Erfolgsgeschichte von Cor-
wese kann sich sehen lassen: 
Seit ihrer Gründung am 23. Mai 
2021 hat die GmbH ein Viertel 
der Förderverfahren im Freistaat 
umgesetzt, 36 Prozent Förder-
bescheide erwirkt und 3.000 Ki-
lometer Glasfaserleitungen ver- 
legt. „So viel wie kein ande-
res Unternehmen“, lobt Bernd 
Geissler aus dem Bayerischen 
Finanzministerium. Diese Zah-
len überraschen auch Corwe-
se-Gründer Werb, der eher Be-
scheidenheit und Understate-
ment pflegt. „Dass wir gut sind, 
wusste ich natürlich. Aber gleich 
so gut…!“.

Fit für die Zukunft: 
Smart Village

Corwese-Geschäftsführer Jür-
gen Schuster tritt also ein großes 
Erbe an. Der gebürtige Heretsrie-
der führt professionell und sym-
pathisch durch den Nachmittag 
hinter dem Bürgerhaus des Dor-
fes, in das die Firma mittlerweile 
gezogen ist – und beweist sogar 
im Rahmen der Feierlichkeit Un-
ternehmergeist: Schuster ruft zu 
einem Workshop auf, in dem die 
relevanten Themen für die an-
wesenden Kommunen in der Di-
gitalisierung gesammelt und de-
ren Bedarf an Unterstützung bei 
der Umsetzung erarbeitet wird. 
Wenn also irgendwann das letz-
te Glasfaserkabel in Bayern ver-
legt wurde, geht der Weg für 
Corwese definitiv weiter, daran 
lässt Schuster keinen Zweifel.

Coworking-Places  
und Shuttle-Carsharing

Schnell sind die Probleme und 
Wünsche der anwesenden Bür-
germeister und Gäste zusam-
mengetragen: Die öffentliche 
Verkehrsanbindung auf dem 
Land ist vielerorts immer noch 
eine Katastrophe, was, hinsicht-
lich des demografischen Wan-
dels, doppelt ins Gewicht fällt. 
Viele wünschen sich eine digi-
talisierte Mobilität, vielleicht in 
Form von Carsharing, vielleicht 
in Kombination mit einem Zu-
bringermodell. „Die Idee ist gut, 
aber noch nicht die Revolution, 
die wir auf dem Gebiet brau-
chen“, fasst Schuster zusammen. 
Was den ländlichen Raum in Zu-
kunft noch attraktiver machen 
würde: Digitale Sprechstunden 
nicht nur im Gesundheitswesen, 
sondern auch in Schulen, Kinder-
gärten oder Gemeinden sowie 
Coworking-Places. Und wie lau-
tet einer der Wünsche von Sei-
ten der Gemeinden? „Wir brau-
chen für diverse digitale Projek-
te dringend eine neutrale Baulei-
tung – von der Antragsstellung 
bis hin zur Abnahme“, meldet 
sich ein Bürgermeister zu Wort. 
Wie gut, dass es Corwese gibt! 
Auf die nächsten zehn Jahre! r

Beschluss des Ministerrats:

Maßnahmen für  
Bayerns digitale Zukunft

Bis zum Sommer will der Freistaat mit den Kommunen sowie 
den Telekommunikationsbetreibern einen Pakt für digitale Infra-
struktur ausarbeiten, um dem Ziel der Gigabitfähigkeit in schnel-
len Schritten noch näher zu kommen. Wie Digitalministerin Judith 
Gerlach nach der Kabinettssitzung erläuterte, werde man die Di-
gitalisierung „hartnäckig vorantreiben“. Viel sei bereits erreicht 
worden, der Wandel habe Fahrt aufgenommen.

Angesichts des atemberauben-
den Tempos des digitalen Wan-
dels gelte es, jetzt die nächsten 
Schritte zu gehen, so Gerlach. 
Dies bedeute insbesondere, die 
digitale Infrastruktur bei Breit-
band und Mobilfunk weiter aus-
zubauen sowie eine leistungsfähi-
ge Verwaltung fit zu machen für 
fundierte, auf Echtzeitdaten ba-
sierende Entscheidungen und ei-
nen effizienten und umfassend 
digital zugänglichen Verwaltungs-
vollzug.

Laut Ministerrat ist es vorstell-
bar, dass Mobilfunkmasten künf-
tig genehmigungsfrei bis zu einer 
Höhe von 15 Metern innerorts 
oder 20 Meter außerorts gebaut 
werden können. Mobile Mobil-
funkmasten (sogenannte MRTs) 
sollen bis zu 24 Monate ohne 
Baugenehmigung aufgestellt und 
betrieben werden können.

Wie bei der Wohnbebauung 
soll mit einer „Genehmigungsfik-
tion“ gearbeitet werden, um die 
Zeiten für das Genehmigungs-
verfahren deutlich zu verkürzen. 
Zudem sollen die Abstandsflä-
chenvorgaben für Mobilfunkan-
lagen im Außenbereich verkürzt 
werden, um die Anzahl geeigne-
ter Standorte für die Betreiber zu 
vergrößern.

Unser erfolgreiches Modell der 
„Breitbandmanager“ übertragen 
wir auf den Mobilfunk und führen 
sog. Mobilfunkkoordinatoren am 
Mobilfunkzentrum ein. Dazu wer-
den Stellen nach Maßgabe des 
Haushalts bereitgestellt. Durch 
diese Maßnahmen erwartet die 
Staatsregierung eine schnelle 
Schließung weißer Flecken.

Beim Ausbau der Glasfaser  
bekennt sich der Freistaat klar 
zu den modernen Verlegeme- 
thoden wie dem Fräs- und Tren-
ching-Verfahren, das eine schnel-
lere und kostengünstigere Verle-
gung in minderen Tiefen zulässt. 
Diese sollen freigegeben werden, 
sobald der Bund die notwendi-
gen Vorgaben erlassen hat. Dar-
über hinaus soll ein für Kommu-
nen kostenfreier Online-Dienst 
für die Wegebaulastträger ge-
schaffen werden, um die Zustim-
mungsprozesse bei der Leitungs-
verlegung zu beschleunigen.

Auch spielt der digitale Bauan-
trag bei der Verfahrensbeschleu-
nigung, sowohl beim Mobilfunk- 
als auch beim Breitbandausbau, 
eine zentrale Rolle. „Bei der Um-
setzung des Onlinezugangsgeset-
zes priorisieren wir den digitalen 
Bauantrag, um ihn so schnell wie 
möglich an alle unteren Bauauf-
sichtsbehörden zu bringen“, heißt 

es in einer Mitteilung.
Darüber hinaus fordert die 

Staatsregierung den Bund auf, 
seine bereits für März angekün-
digte Gigabitstrategie schnellst-
möglich auf den Weg zu bringen. 
Es sei nicht hinnehmbar, wenn 
vom Bund versprochene Förde-
rungen beim Ausbau der digita-
len Infrastruktur erst mit zeitli-
cher Verzögerung implementiert 
werden. Bislang sei aufgrund sei-
nes Zögerns nicht absehbar, ob 
eine Umsetzung bis 2023 erreich-
bar ist.

Als unzureichend bezeichnet 
der Freistaat die bisherigen Be-
mühungen des Bundes beim 
Ausbau der digitalen Infrastruk-
tur. Das vom Bund beschlosse-
ne Recht auf schnelles Internet 
bleibe mit 10 Mbit/s sogar noch 
hinter Vorgaben der EU zurück. 
In Bayern sei die dreifache Ge-
schwindigkeit seit langem Stan-
dard und mit dem Pakt für digi-
tale Infrastruktur komme man 
dem Ziel, Gigabitgeschwindig-
keit in ganz Bayern bis 2025 zur 
Verfügung zu stellen, mit großen 
Schritten näher.

Fortschritte auch bei  
der Versorgung ländlicher  
Gebiete mit Internet 

Wie Heimat- und Finanzminis-
ter Albert Füracker ausführte, 
mache die Versorgung auch der 
ländlichen Gebiete mit schnel-
lem Internet große Fortschritte. 
Hatten 2013 nur 27 Prozent der 
Haushalte im ländlichen Raum bis 
30 MBit/s zur Verfügung, seien 
es aktuell bereits 94 Prozent. Nir-
gendwo sei der ländliche Raum 
so gut versorgt wie in Bayern. Um 
Glasfaser in alle Dörfer und Häu-
ser zu bringen, hätten Bund und 
Land insgesamt 2,6 Milliarden Eu-
ro aufgewendet. Inzwischen sei-
en damit bayernweit 61.000 Ki-
lometer neue Glasfaserleitungen 
verlegt worden.

Füracker zufolge bekommen 98 
Prozent aller bayerischen Haus-
halte schnelles Internet mit mehr 
als 30 MBit/s, 91 Prozent verfü-
gen sogar über 100 MBit/s und in 
64 Prozent aller Haushalte seien 
Gigabit-Bandbreiten möglich.

Erheblich beschleunigt werden 
soll nach dem Willen der Staats-
regierung die Bereitstellung von 
digitalen Verwaltungsleistungen 
im Freistaat. Zu diesem Zweck 
will man die Neuaufstellung der 
digitalen Zusammenarbeit mit 
den Kommunen und der Anstalt 
für kommunale Datenverarbei-
tung (AKDB) vorantreiben. Damit 

können die bayerischen Kommu-
nen Leistungen nach dem sog. Ei-
ner-für-Alle-Prinzip (EfA) rechts-
sicher und ohne weiteren zeitli-
chen Verzug beschaffen.

Digitalmonitoring 
weiterentwickeln

„Entschlossen weiterentwi-
ckeln“ will man das im Novem-
ber 2021 beschlossene zentra-
le Digitalmonitoring. Ziel ist ein 
regelmäßiger flächendeckender 
und transparenter Überblick über 
den Stand der Digitalisierung in 
Bayern. „Nur durch fortlaufendes 
Controlling der schon erreichten 
Ziele der Digitalisierung können 
einerseits Fortschritte erkennbar, 
aber andererseits auch weitere 
Handlungsbedarfe konkretisiert 
werden. Ohne diese Informatio-
nen ist keine sachgerechte politi-
sche Entscheidungsfindung mög-
lich“, heißt es.

Die Mitwirkung am Digital-
monitoring soll für die staatli-
che Ebene grundsätzlich im Rah-
men der vorhandenen Ressour-
cen Pflicht werden. Um die Fort-
schritte in den digitalpolitischen 
Handlungsfeldern sichtbar zu ma-
chen, setzt das Digitalmonito-
ring den Fokus auf die übersichtli-
che Aufbereitung und Darstellung 
zentraler Kerninformationen und 
Kennzahlen der Digitalprojekte in 
einem Dashboard.

Schließlich soll die für den Be-
reich der schulischen Digitalisie-
rung bereits existierende Kom-
mission zu Zuständigkeitsfragen 
zwischen dem Freistaat und den 
Sachaufwandsträgern zeitnah Lö-
sungen skizzieren, wie von der Di-
gitalisierung berührte Struktur- 
und Finanzfragen künftig ausge-
staltet werden sollen, um den An-
forderungen an die Digitalisierung 
optimal gerecht zu werden. DK

Hacktag zeigt Potenzial von Digital Farming
Beim Hacktag in Ruhstorf a. d. Rott hat die Bayerische Landesan-
stalt für Landwirtschaft (LfL) demonstriert, wie insbesondere kame-
rageführte Hack-Technik und Roboter eingesetzt werden können, 
um Unkraut zu bekämpfen und Pflanzenschutzmittel zu reduzieren. 

„Digitale Technik ist bereits 
heute ein wichtiges Werkzeug 
auf den Feldern und sie wird im-
mer wichtiger“, sagt LfL-Präsident 
Stephan Sedlmayer. „Unsere Pro-
jekte und Versuche am Standort 
Ruhstorf machen deutlich: Sen-
soren, künstliche Intelligenz und 
au-tomatisierte Systeme werden 
zu einer Schlüsseltechnologie, um 
die geplante Reduktion bei den 
chemisch-synthetischen Pflan-
zenschutzmitteln zu erreichen.“

Rund 300 Landwirtinnen und 
Landwirte konnten sich bei den 
Vorführungen einen praktischen 
Eindruck von bereits auf dem 
Markt befindlichen Technologien 
verschiedener Hersteller (Horsch, 
Einböck, Schmotzer, K.U.L.T. 

Kress, Dickson-Kerner) verschaf-
fen. Neben automatisch geführ-
ten Hackgeräten mit Kamera-
technologie zwischen den Reihen, 
wurden unterschiedliche Feldro-
boter (Naio Technologies, Agroin-
telli, Farmdroid) sowie LfL-Projek-
te und -Versuche vorgestellt. 

Außerdem wurden innovative 
Konzepte von drei Startups (Dah-
lia Robotics GmbH, Vivent SA, 
PAAWR) präsentiert, die es ins 
Finale der Agtech-Challenge ge-
schafft haben. In diesem europa-
weiten Wettbewerb hat das Inno-
vationsnetzwerk bestehend aus 
LfL, Siemens und EIT Food digi-
tale, nachhaltige Agrar-Lösungen 
gesucht, unterstützt und ausge-
zeichnet. r

https://integreat.app/lkmuenchen/de/
https://integreat.app/lkmuenchen/de/
mailto:integreat%40lra-m.bayern.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
http://www.landkreis-muenchen.de/ukraine
http://www.landkreis-muenchen.de/ukraine
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Eine Smarte Region und  
das Engagement ihrer Bevölkerung

Die atene KOM informiert über Beteiligungsformate als Erfolgsfaktor
Partizipation ist der Schlüssel eines jeden Entwick-
lungsvorhabens. Sie kann Akzeptanz stiften, En-
gagement wecken und Vertrauen aufbauen, denn: 
Wer Prozesse mitgestalten kann, hält den Fort-
schritt nicht auf. 

Warum genau sollten Entwicklungsprozesse aber 
partizipativ gestaltet werden? Worin liegt der Mehr-
wert, wenn die Bevölkerung mitdenken darf und wie 
können diese Prozesse gesteuert werden?

Dieser Artikel will Antworten auf jene Fragen finden 
und einen tiefergehenden Blick auf das Feld der Bür-
ger:innenbeteiligung wagen, die als elementarer Be-
standteil der Regionalentwicklung in nahezu allen digi-
talen wie analogen Vorhaben integriert werden sollte. 

Partizipation als Erfolgsfaktor

Durch die frühzeitige Beteiligung der Bewohner-
schaft ist es möglich, von Beginn an ein besseres 
Verständnis der Bedürfnisse und Wünsche der Bür-
ger:innen zu erhalten und deren Akzeptanz für Ver-
änderungsvorhaben zu stärken. Somit können sich 
Erfolgschancen kommunaler Entscheidungen und 
Unterstützung der Vorhaben langfristig erhöhen 
und die darauf aufbauenden Prozesse vereinfachen. 
Partizipation kann deshalb als Garant für wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Prosperität einer Region 
angesehen werden.

Partizipation in verschiedenen Phasen

Beteiligungsformate können dabei in verschiede-
nen Projektphasen eingesetzt werden:

Während in der Bestandsaufnahme der Dialog mit 
der Bewohnerschaft im Vordergrund steht, ist in der 
Zieldefinition und Maßnahmenentwicklung das kre-
ative Potenzial verschiedener Steakholder gefragt. 
Auch im Rahmen der Umsetzungsphase können Be-
teiligungsformate helfen Projekte zu priorisieren, 
Prozesse auszuarbeiten und Erfolgsfaktoren zu de-
finieren. 

Dementsprechend will der Zeitpunkt der Betei-
ligung angemessen gewählt werden. Prämisse ist 

aber, Bürger:innen nicht nur zur finalen Feinab-
stimmung heranzuziehen sondern zu Partner:in-
nen im Prozess zu machen! 

Partizipationsformate analog und digital!

Es gibt viele Beteiligungsformate im analogen 
wie virtuellen Raum, die jeweils eigene Chan-
cen und Herausforderungen mit sich bringen. Die 
Wahl des geeigneten Beteiligungsformates ist da-
her essenziell. Hierfür ist es nötig, sich als Kom-
mune bewusst zu werden, zu welchen konkreten 
Vorhaben Bürger:innen beteiligt werden, wie viel 
Einfluss die Ergebnisse tatsächlich auf den Pro-
zessverlauf haben und ob Bewohner:innen über 
ein gewisses Budget verfügen können sollen? 

Unabhängig von der Ausgestaltung der einzel-
nen Formate unterscheiden sich partizipative An-
sätze in Intensität, Qualität und Methodik. Dem-
nach können Verfahren informativ (niedrige Par-
tizipationsstufe: Information, Meinungsabfrage), 
konsultativ (mittlere Partizipationsstufe: Mitspra-
che durch bspw. Ideenentwicklung möglich) und 
kooperativ (hohe Partizipationsstufe: Mitent-
scheid durch Entscheidungskompetenz möglich) 
ablaufen. 

Die jüngsten Entwicklungen zeigen, dass sich 
Beteiligungsformate zusehends in digitale und 
analoge Ausgestaltung gliedern lassen. Besonders 
bei digitalen Partizipationsverfahren muss darauf 
geachtet werden, dass der Bewohnerschaft zu je-
der Zeit auch die Möglichkeit der analogen Teilha-
be gegeben wird: denn nicht alle haben die Kom-
petenz und die notwendigen Ressourcen (bspw. 
Internetanschluss) sich auch digital einzubringen. 

Es wird also deutlich, dass für die Wahl einer 
passenden Beteiligungsstrategie eine gemein-
same und an die kommunalen Bedürfnisse an-
gepasste Lösung gefunden werden sollte. Dabei 
kann auf ein breites Spektrum an analogen und 
digitalen Formaten zurückgegriffen werden, die 
zum Teil parallel eingesetzt werden und sich ge-
genseitig ergänzen. r

Alle Beiträge finden Sie auf der Internetseite: 
www.gemeindezeitung.de/GZ-Blog

In Kooperation mit der atene KOM GmbH 

Analoge Beteiligungsformate
• Zukunftswerkstatt: Entwicklung gemeinsamer 

Lösungen für bestimmte kommunale Planungs-
vorhaben (bspw. für die Entwicklung strategi-
scher Handlungsempfehlungen)

• Runder Tisch: Dialog unter gleichberechtigten 
Teilnehmenden, um von allen Seiten getragene 
Lösungen zu finden

• Dialogveranstaltungen: Moderierte Podien und 
Bürger:innenforen, um einen offenen und direk-
ten Austausch sowie die Transparenz von Ent-
scheidungen zu fördern.

Online Beteiligungsformate
• Online-Petitionen: Über das Internet können 

hohe Reichweiten erzielt werden, da Befra-
gungen orts- und zeitunabhängig eingereicht 
werden können

• Virtuelle Beteiligungs-Workshops: Zusam-
menkünfte im virtuellen Raum, die einen Di-
alog und mit Hilfe digitaler Anwendungen 
(bspw. Mentimeter) auch Abstimmungen 
möglich machen.

• Beteiligungsplattformen: Bürger:innen kön-
nen über eine Online-Plattform Ideen einrei-
chen, über Lösungen abstimmen oder Dialoge 
führen (bspw. in der Phase der Bedarfsanaly-
se oder Maßnahmenentwicklung).

Gerne bietet die atene KOM an, Ihre Kommune auf dem Weg zu einer erfolgreichen Bürger:innenbetei-
ligung zu begleiten und diese mit Ihnen umzusetzen. Sprechen Sie hierzu unseren Regionalstandort Bay-
ern an: Daniel Artmann, d.artmann@atenekom.eu, +49 89 4132488 - 10  r

Ihr LEONET-Berater:
Adrian Richter
Leiter Kommunalbetreuung 

Tel.:  +49 (0)151 18815692
E-Mail: adrian.richter@leonet.de

L EO N E T. D EAU S  BAY E R N .  F Ü R  BAY E R N .

Der Ausbau der Glasfaserinfrastruktur mit off enem Zugang ist für Kommunen in ländlich 
geprägten Regionen die Lösung, um zukunftsfest gegenüber den Ballungsräumen attraktiv 
zu bleiben.

Aus der Region. Für die Region. Als Unternehmen mit Hauptsitz in Niederbayern und 
Zweigniederlassung in Oberbayern bietet LEONET das gesamte Programm an: Von der 
Finanzierung über die Bauplanung und Umsetzung mit regionalen Tiefbauunternehmen bis 
zur Leitungsverlegung (FTTH / FTTB) und dem kundenorientierten Netzbetrieb.

GIGABITFÄHIGES INTERNET
FÜR IHRE VERWALTUNG.
FÜR IHRE BÜRGER*INNEN.
FÜR IHRE UNTERNEHMEN.

Das Team der LEONET Kommunalbetreuung freut sich auf den Austausch mit Ihnen.

GLASFASERAUSBAU 
UNTER PARTNERN

Gigabitausbau in Bayern:

Füracker übergibt 
Förderbescheide

„Der Gigabitausbau in Bayern schreitet kräftig voran! Eine mo-
derne digitale Infrastruktur ist Grundpfeiler für gleichwertige Le-
bensverhältnisse in Stadt und Land und entscheidet über die Zu-
kunftsfähigkeit ländlicher Gemeinden. Leistungsfähige Netze sind 
Grundvoraussetzung nicht nur für Homeoffice und Homeschoo-
ling, sondern für den gesamten digitalen Alltag. Daher unterstützt 
der Freistaat hier massiv“, betonte Finanz- und Heimatminister 
Albert Füracker bei der Übergabe zahlreicher Förderbescheide.

Als erste Gemeinden im Bay-
erwaldlandkreis Regen erhalten 
Gotteszell und Achslach (Ver-
waltungsgemeinschaft Ruh-
mannsfelden) eine Förderung 
über 490.000 Euro nach der Bay-
erischen Gigabitrichtlinie. Da-
mit werden künftig 540 Adres-
sen direkt mit Glasfaser ange-
schlossen und über 120 Kilome-
ter neue Glasfaser verlegt. Nach 
Abschluss aller Baumaßnahmen 
werden über 99 Prozent der 
Haushalte in den Gemeindege-
bieten Gotteszell und Achslach 
gigabitfähig erschlossen sein, 
wie Füracker bei der Überrei-
chung der Förderbescheide an 
Bürgermeisterin Gaby Witten-
zellner und Bürgermeister Georg 
Fleischmann betonte. 

Gotteszell und Achslach nut-
zen Füracker zufolge vorbild-
lich die Fördermöglichkeiten 
des Freistaats und profitieren 
zusätzlich von einem Bonus für  
interkommunale Zusammenar-
beit. Nach der Bayerischen Giga-
bitrichtlinie (BayGibitR) wurden 
folgende Bescheide übergeben: 
Gemeinde Gotteszell 387.208 
Euro (532 Adressen), Gemein-
de Achslach 107.769 Euro (8  
Adressen). Beide Gemeinden ha-
ben sich bereits am Ausbau nach 
der Bayerischen Breitbandrichtli-
nie (BbR) und dem direkten Glas-
faseranschluss der Grundschu-
le Gotteszell nach der Glasfa-
ser-WLAN-Richtlinie (GWLANR) 
beteiligt und dafür Förderbe-
scheide über insgesamt 1,2 Mil-
lionen Euro erhalten. Die weite-
ren zwei Mitgliedskommunen 
der Verwaltungsgemeinschaft, 
Ruhmannsfelden und Zachen-
berg, sind in die Förderverfahren 
nach BayGibitR eingestiegen und 
befinden sich momentan in der 
Markterkundung. 

Dank der staatlichen Unter-
stützung von rund 2,9 Millio-
nen Euro können in den umlie-
genden Gemeindeteilen der Ge-
meinde Rohr in Mittelfranken 
über 470 Adressen mit Glasfa-
ser ausgebaut werden. Als drit-
te Kommune im Regierungsbe-
zirk erhält Rohr einen Bescheid 
nach der BayGibitR in Höhe von 
2.899.000 Euro. Die Gemeinde 
beteiligte sich bereits am Aus-
bau nach der BbR und hat dafür 
eine Förderzusage über insge-
samt 769.226 Euro bekommen.

Als erste Kommune im Regie-
rungsbezirk Oberbayern erhält 
die Gemeinde Denklingen einen 
Bescheid nach der BayGibitR in 
Höhe von 1.012.265 Euro. Da-
mit können über 1.000 Adressen 
mit Glasfaser ausgebaut wer-
den. Nach Abschluss aller Bau-
maßnahmen werden 99 Prozent 
der Haushalte im Gemeindege-
biet Denklingen gigabitfähig er-
schlossen sein. Die Gemeinde 
beteiligte sich bereits am Aus-
bau nach der BbR und durfte sich 
über eine Förderzusage über ins-
gesamt 517.741 Euro freuen.

VG Neunburg vorm Wald

In Dieterskirchen, Thanstein 
und Markt Schwarzhofen kön-
nen dank der staatlichen Unter-
stützung von über 2,2 Millionen 
Euro 275 Adressen mit Glasfa-
ser ausgebaut werden. Die Ge-
meinden der Verwaltungsge-
meinschaft Neunburg vorm Wald 
nutzen vorbildlich die Förder-
möglichkeiten des Freistaats und 
profitieren zusätzlich von einem 
Bonus für interkommunale Zu-
sammenarbeit. Folgende Be-
scheide wurden nach der Baye-
rischen Gigabitrichtlinie überge-
ben: Gemeinde Dieterskirchen: 
920.790 Euro (53 Adressen), Ge-

meinde Thanstein: 567.640 Euro 
(170 Adressen), Markt Schwarz-
hofen: 755.722 Euro (52 Adres-
sen). Alle drei Kommunen haben 
sich bereits am Ausbau nach der 
BbR beteiligt und dafür Förder-
bescheide über insgesamt 2,2 
Millionen Euro bekommen.

„Unser bayerisches Ziel bleibt: 
Glasfaseranschluss für jede öf-
fentliche Schule und jedes Rat-
haus im Freistaat. Die Förderung 
der Anbindung an ein zukunfts-
festes Glasfasernetz von zwei 
städtischen Schulen und des Rat-
hauses mit dem Baubetriebshof 
in Donauwörth bringt uns die-
sem Ziel wieder einen Schritt nä-
her. Der Freistaat unterstützt die 
Stadt Donauwörth daher bei der 
Glasfasererschließung mit knapp 
118.000 Euro“, erklärte Füra-
cker bei der virtuellen Übergabe 
des Förderbescheids. Die bayeri-
schen Bildungseinrichtungen sei-
en hochkompetente Wissensver-
mittler und die Nutzung digitaler 
Medien sei in allen Schulen inzwi-
schen zum Alltag geworden. 

In Donauwörth ermögliche 
die Gigabitanbindung rund 400 
Grundschülern künftig ein noch 
moderneres Lernumfeld. Künftig 
seien damit alle drei städtischen 
Schulen mit einem gigabitfähigen 
Anschluss ausgestattet. Auch die 
Stadt Bad Tölz nutzt das Unter-
stützungsangebot des Freistaats 
vorbildlich und erhält für die Er-
schließung aller vier städtischen 
Schulen 95.251 Euro. In Bad Tölz 
ermöglicht die Gigabitanbindung 
über 790 Schülerinnen und Schü-
lern künftig ein noch moderneres 
Lernumfeld. DK

Prof. Dr. Thomas Petri:

Wer tootet, muss nicht twittern
Die Nutzung von Microblogging-Diensten ist ein fester Bestandteil 
des Lebens in Sozialen Netzwerken. In der politischen Kommuni-
kation ist mit Twitter derzeit noch ein US-amerikanischer Anbie-
ter dominant. Die Nutzung dort gehosteter Kanäle kann für bay-
erische öffentliche Stellen allerdings mit datenschutzrechtlichen 
Problemen verbunden sein: Übermittlungen personenbezogener 
Daten in einen Staat außerhalb des Geltungsbereichs der Daten-
schutz-Grundverordnung sind häufig nicht rechtskonform möglich.

Vor diesem Hintergrund hat der 
Bayerische Landesbeauftragte für 
den Datenschutz, Prof. Dr. Thomas 
Petri, nach einer Alternative Aus-
schau gehalten und diese in dem 
Microblogging-Dienst Mastodon 
gefunden. Dabei handelt es sich 
um ein dezentral gehostetes An-
gebot, das keine kommerziellen 
Ziele verfolgt und ohne problema-
tische Drittstaatentransfers aus-
gestaltet werden kann. 

Petri nutzt bis auf weiteres die 
vom Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informa- 

tionsfreiheit bereitgestellte und 
für die Datenschutz-Aufsichtsbe-
hörden ebenso wie für andere öf-
fentliche Stellen des Bundes und 
der Länder geöffnete Instanz so-
cial.bund.

Seit dem 25. Mai 2022 können 
bayerische öffentliche Stellen, Bür-
gerinnen und Bürger wie auch an-
dere Interessierte den „Toots“ des 
Bayerischen Landesbeauftragten 
für den Datenschutz auf https://
social.bund.de/ @BayLfD fol-
gen und dort das Neueste aus der 
Welt des Datenschutzes in Bayern, 

Deutschland und Europa erfah-
ren. Im Wesen eines Microblog-
ging-Dienstes gründet das Vorhan-
densein eines Rückkanals. 

Petri freut sich auf den Aus-
tausch innerhalb wie außer-
halb der Datenschutz-Communi-

ty: „Microblogging-Dienste sind 
nichts Dämonisches. Bayerische 
öffentliche Stellen sollten vor 
dem Einsatz eines solchen In-
struments allerdings sorgfäl-
tig überlegen, welche Anbieter 
in Betracht kommen und dabei 

die Datenschutzkonformität als 
Auswahlkriterium berücksichti-
gen. Mit meiner Entscheidung 
für Mastodon möchte ich auch 
ein Zeichen setzen, dass die gro-
ßen Anbieter nicht alternativlos 
sind.“ r

http://www.gemeindezeitung.de/GZ-Blog
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/blog
mailto:d.artmann%40atenekom.eu?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
https://leonet.de/
https://leonet.de/
mailto:adrian.richter%40leonet.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
https://social.bund.de/
https://social.bund.de/
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Glasfaserausbau mit der LEONET AG:

Ein Anbieter aus Bayern für Bayern
Vorstandsmitglied Martin Naber ist mit seinem Team der Kommu-
nalbetreuung und dessen Teamleiter Adrian Richter Ansprechpart-
ner für die bayerischen Kommunen bei der LEONET AG. Hervorge-
gangen aus der amplus AG und ansässig in Teisnach, entwickelte 
sich LEONET seit 2009 zu einem der größten bayerischen Anbieter 
von Internetdienstleistungen. Mit einem Netz, welches in mehr als 
190 Kommunen in 20 bayerischen Landkreisen vertreten ist, be-
treibt die Firma bereits über 3.500 Kilometer Glasfasernetze, die 
über 25.000 Privat- und Geschäftskunden bereits nutzen. 

Im Gespräch mit GZ-Chefredak-
teurin Constanze von Hassel for-
muliert Naber den Wunsch an die 
Politik, sich klar für die Glasfaser 
zu bekennen, denn „es ist nicht 

die Frage, ob ich die Glasfaser jetzt 
zwingend brauche, sondern viel-
mehr warum ich sie nicht nehmen 
sollte, wenn ich die Chance dazu 
habe. Die Glasfaser minimiert die 

digitale Kluft zwischen Stadt und 
Land und stärkt das soziale Mitein- 
ander. Und letztendlich steigert 
sie den Wert der Immobilie.“

Glasfaser sei die Technologie 
für die Zukunft und „im direkten 
Vergleich mit Kupfer ist sie ein-
deutig überlegen, denn sie ist ent-
fernungsunabhängig und fast stö-
rungsfrei. Außerdem können nur 
so die Bandbreiten geliefert wer-
den, die in Zukunft benötigt wer-
den. Auch Handwerker im ländli-
chen Raum oder Landwirte bspw. 
haben inzwischen hochtech-
nisierte Betriebe, die große Da-
tenmengen verarbeiten und auf 
einen guten Internetzugang an-
gewiesen sind. Naber berichtet, 
dass Bürgerinnen und Bürger oft 
mit dem Status quo zufrieden wä-
ren, was aber Stillstand bedeute: 
„Noch vor 12 Jahren wurde der 
Ausbau von mindestens einem 
Mbit/s gefördert und drei Mbit/s 
galten aus Sicht der Förderung als 
versorgt. Heute gilt man mit hun-
dert Mbit/s als ‚digital bedürftig‘. 
Wir bauen jetzt das Netz der Zu-
kunft. Wenn wir erst morgen da-
mit anfangen, ist es zu spät.“

Zeichen für den Fortschritt

LEONET ist zwar ein neues Ge-
sicht am Markt, aber kein neuer 
Player im Breitbandausbau. 2009 
als amplus AG inhabergeführt ge-
gründet, wurde 2018 mit Infra-
capital ein finanzkräftiger Inves-
tor gefunden, der – mit den Mit-
arbeitern, Netzen und Assets – 12 
Jahre Erfahrung im Breitbandaus-
bau übernahm. amplus ist also 
weiterhin die Basis, aber um ein 
Zeichen für den Fortschritt zu set-
zen, erfolgte am 1.7.2021 die Um-
firmierung in LEONET, als Zeichen 
für ein mittelständisches Unter-
nehmen, das eigenwirtschaftlich 
und gefördert Glas bis in die Ge-
bäude und Haushalte bringt.

Im Fokus der Geschäftstätig-
keit stehen nicht die Metropo-
len, sondern der ländliche Raum 
und die kleineren Städte: „Unser 
Telekommunikations-Unterneh-
men – mit Hauptsitz in Nieder-
bayern und einem weiteren Büro 
in Oberbayern – ist Experte für 
den Glasfaserausbau außerhalb 
der städtischen Ballungszentren 
in Bayern. Wir picken uns nicht 
die Rosinen raus, sondern sind 

GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel mit LEONET-Vorstands-
mitglied Martin Naber. Bild: LEONET

an nachhaltiger Versorgung aller 
bayerischen Gemeinden interes-
siert. Dabei haben wir die Inter-
essen der Bürgerinnen und Bür-
ger sowie die Nutzung des Net-
zes, auch durch andere Betreiber, 
im Blick.“

„Doppelausbau ist  
wirtschaftlicher Unsinn“

Angesprochen auf die Diskus-
sion um Open Access, bekräf-
tigt Naber, dass es im Sinne der 
Endkunden nur ein Netz geben 
sollte, auf dem der Wettbewerb 
dann stattfinde. Nur dann wäre 
der Nutzer in der Lage, den für 
sich günstigsten Anbieter auszu-
wählen und alle Marktteilnehmer 
würden profitieren: „Der zum 
Teil stattfindende Doppelausbau 
ist wirtschaftlicher Unsinn. Am 
Ende hat der eine Kunde mög-
licherweise vier Anschlüsse un-
terschiedlicher Anbieter im Kel-
ler liegen – wo ein einziger aus-
reichend wäre –, während der 
andere immer noch wartet. Bei 
Kunden und Kommunen führt al-
lein die Ankündigung eines Dop-
pel- oder Überbaus zu Verunsi-
cherung und so zu großen Verzö-
gerungen. Letztendlich muss eine 
Regelung wie im Strommarkt ge-
funden werden.“ Und Naber fügt 
an, dass er sich an dieser Stelle 
eine „stärkere Moderation des 
Marktgeschehens, ohne dabei 
den Wettbewerb zu beeinflus-
sen“ wünschen würde, denn die 
aktuelle Gesetzeslage böte zu viel 
Interpretationsspielraum.

Ausbauaktivitäten 
im Landkreis Cham

Als gelungenes Beispiel nennt 
Naber die Ausbauaktivitäten im 
Landkreis Cham: „Der Landkreis 
baut den extrem ländlichen Be-
reich selbst aus und wir verhan-
deln mit dem Landkreis, damit 
auch wir auf diesem Netz unsere 
Dienste anbieten können, neben 
den eigenen Netzen die wir dort 
haben und ausbauen. Wir bieten 
selbst Open Access an, fordern 
ihn aber auch ein. Dass schließ-
lich ist die einzige Möglichkeit 
zeitnah und wirtschaftlich Glas-
faser auszurollen.“ 

Noch immer haben 80 Prozent 
der 6,3 Millionen bayerischen 
Haushalte keinen Glasfaseran- 
schluss. Genug Arbeit, um die 
mehr als 5 Millionen Haushalte 
anzuschließen, ist also vorhan-
den. CH

Mehr Resilienz für  
kritische Infrastrukturen

Kritische Infrastrukturen wie Stromnetze oder Verkehrswege sind zu-
nehmend von der Digitalisierung geprägt. Diese ermöglicht, die Syste-
me in Echtzeit flexibel und effizient zu steuern, macht sie aber auch an-
fälliger für Störungen und Angriffe, beispielsweise Cyberattacken. Wie 
sich Versorgungssysteme nachhaltig und zugleich widerstandsfähig ge-
stalten lassen und welche Entscheidungen in kritischen Situationen zu 
treffen sind, damit befassen sich Forschende am Karlsruher Institut für 
Technologie (KIT). Sie erarbeiten dazu auf Künstlicher Intelligenz und 
Mathematik basierende Konzepte und entwickeln Methoden für robus-
te Entscheidungen unter Beachtung neuer Risiken und Unsicherheiten. 

Digitale Teilhabe im Alter:

Innovationspreis für  
Leuchtturmprojekte

Leuchtturmprojekte zur digitalen Teilhabe im Alter hat Bayerns 
Sozialministerin Ulrike Scharf bei einem Festakt im Kongresszen-
trum am Park in Augsburg ausgezeichnet. Selbstbestimmtheit, 
Würde und Teilhabe sind nach ihren Worten „die Königskriterien 
für ein gutes Leben im Alter“. Besonders wichtig für Seniorinnen 
und Senioren sei es, möglichst lange zu Hause zu leben - mit mög-
lichst vielen Chancen auf gesellschaftliche Partizipation. „Diesen 
Wunsch machen wir in Bayern möglich – zum Beispiel durch vie-
le innovative Projekte, die ältere Menschen mit der digitalen Welt 
zusammenbringen“, teilte Scharf mit.

Gemeinsam 
für mehr Mobilfunk 

Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft des Bundes zu Gast  
beim Landkreis Regensburg

„Die Mobilfunkversorgung im Landkreis soll besser werden“: Un-
ter diesem Motto trafen sich kürzlich Landrätin Tanja Schweiger 
und weitere Vertreter des Landkreises sowie Teilnehmer der La-
ber-Naab-Infrastrukturgesellschaft (LNI) mit dem Leiter Netzaus-
bau bei der bundeseigenen Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft 
mbH (MIG). Ziel der 2021 gegründeten MIG ist es, „weiße Fle-
cken“ in der Mobilfunkinfrastruktur zu schließen.

Die Preisverleihung bildete den 
Auftakt zur Aktionswoche „Zu 
Hause daheim“ des Bayerischen 
Sozialministeriums, die die vielfäl-
tigen Möglichkeiten eines selbst-
bestimmten Wohnens und Le-
bens im Alter in das öffentliche 
Bewusstsein rückte. Das diesjäh-
rige Motto des Innovationspreises 
lautete „DIGITAL AKTIV! Teilha-
be im Alter durch Digitalisierung“. 
Sieben vorbildhafte Projekte wur-
den dabei mit jeweils 3.000 Euro 
prämiert - eines pro Regierungs-
bezirk.

Im Regierungsbezirk Schwaben 
wurden das Altstadthaus und die 
Anlaufstelle für ältere Menschen 
der Stadt Kempten für das Projekt 
„Digitale Teilhabe im Alter“ aus-
gezeichnet, im Regierungsbezirk 
Unterfranken das Mehrgeneratio-
nenhaus Schweinfurt für das Pro-
jekt „Gemeinsam Digital“.

Das Seniorenamt der Stadt 

Nürnberg wurde im Regierungs-
bezirk Mittelfranken für das Pro-
jekt „Wege in die digitale Welt für 
Ältere“ geehrt. Im Regierungsbe-
zirk Oberfranken wurde die Ge-
meinde Weilersbach gemeinsam 
mit dem Quartiersprojekt für die 
VG Kirchehrenbach für das Pro-
jekt „Up to date in Weilersbach: 
Hilfe und Netzwerke. Ein digitaler 
Dorfplatz auch für Senioren“ aus-
gezeichnet.

Im Regierungsbezirk Ober-
pfalz durfte sich das Maria-Selt-
mann-Haus der Stadt Weiden 
über die Würdigung für das Pro-
jekt „WhatsApp? Update? iPho-
ne? Jetzt kenn´ ma uns aus!“ freu-
en. Im Regierungsbezirk Oberbay-
ern wurde schließlich die Nach-
barschaftshilfe „Gauting hilft“ des 
Bayerischen Roten Kreuzes, Kreis-
verband Starnberg, für das Pro-
jekt „Digitalisierung – Grundkurs 
für Senioren“ geehrt. DK

Ob bei der Versorgung mit Elek-
trizität, Wasser oder Lebensmit-
teln, beim Transport oder im Ge-
sundheitswesen: Die Funktionsfä-
higkeit kritischer Infrastrukturen 
entscheidet über die Verfügbar-
keit von ebenso alltäglichen wie 
lebenswichtigen Gütern und 
Dienstleistungen. Innovative tech-
nologische Entwicklungen, wie die 
zunehmende Digitalisierung, er-
möglichen eine flexible und dezen-
trale Steuerung der Versorgungs-
systeme und eröffnen gerade für 
die Energie- und Mobilitätswende 
neue Chancen. Sie erhöhen aber 
auch die Anfälligkeit für Störungen 
und Angriffe von außen. So steigt 
seit einigen Jahren die Gefahr von 
Cyberattacken, bei denen nicht 
nur Daten missbraucht, sondern 
ganze Systeme lahmgelegt wer-
den können. In einem dezentralen 
Energiesystem, das vor allem re-
generative Quellen nutzt, können 
zudem der Ausfall einzelner Kom-
ponenten sowie die zeit- und wit-
terungsbedingt schwankende Ein-
speisung die Versorgungssicher-
heit gefährden.

Wie sich Energiesysteme und 
andere kritische Infrastrukturen 
nachhaltig und zugleich wider-
standsfähig gestalten lassen, er-
forscht die Arbeitsgruppe Resili-
ente und Smarte Infrastruktursys-
teme – RESIS unter Leitung von Dr. 
Sadeeb Simon Ottenburger und 
Wolfgang Raskob am Institut für 
Thermische Energietechnik und 
Sicherheit des KIT. Zudem ist RE-
SIS Mitglied des CEDIM – Center 
for Disaster Management and Risk 
Reduction Technology des KIT. Auf 
technische Systeme bezogen be-
zeichnet Resilienz die Eigenschaft, 
auch unter hohen Belastungen 
oder trotz Störungen nicht voll-
ständig zu versagen, sondern we-
sentliche Funktionen aufrechtzu-
erhalten und bald wieder voll ein-
satzfähig zu sein.

„Die bereits stattfindende Pla-
nung zukünftiger kritischer Infra-
strukturen muss neue systemische 
Risiken und große Unsicherheiten 
systematisch berücksichtigen und 
insbesondere negative Auswir-
kungen einzelner oder mehrerer 
Ereignisse auf die Gesellschaft ver-
stehen“, erklärt Ottenburger. Be-
zogen auf die Energieversorgung 
bedeutet dies beispielsweise, 
dass mit der Energie- und Mobili-
tätswende das Stromnetz immer 
wichtiger wird. Dieses wieder- 
um hängt von Informations- und 
Kommunikationsnetzen ab. Wie 
sich die aus neuen Netzstrukturen 
erwachsenden Gefahren sowie 
Randbedingungen, beispielswei-
se die Folgen der Erderwärmung, 
die Bevölkerungsstruktur oder 
die Nachfrage nach Strom, Wär-
me und Verkehr, in Zukunft ent-

wickeln werden, lässt sich jedoch 
schwer vorhersagen. Wie robuste 
Lösungen unter großen Unsicher-
heiten aussehen können, damit 
beschäftigen sich die Forschen-
den um Ottenburger und Raskob 
mithilfe von Simulationsmodellen, 
Künstlicher Intelligenz (KI), Mathe-
matik und Erkenntnissen aus den 
Sozial- und Wirtschaftswissen-
schaften.

Die Arbeitsgruppe RESIS entwi-
ckelt Konzepte und Methoden zur 
Gestaltung und zum Betrieb smar-
ter und anpassungsfähiger kriti-
scher Infrastrukturen, besonders 
Energie-, Wasserversorgungsnetze 
sowie Verkehrsstrukturen. Zentral 
ist dabei eine Plattform, die Belas-
tungsszenarien unter verschiede-
nen Randbedingungen simuliert 
und dadurch erlaubt, Wechselwir-
kungen zwischen verschiedenen 
Teilsystemen und damit systemi-
schen Risiken zu analysieren.

Microgrids sichern  
Stromversorgung für  
lebenswichtige Einrichtungen

Um die Resilienz der Energiever-
sorgung zu erhöhen, lassen sich 
beispielsweise Microgrids integ-
rieren, das heißt, viele kleine in-
telligente Energiezellen, die nicht 
nur eine netzstabilisierende Funk-
tion erfüllen, sondern auch vorü-
bergehend autonom funktionie-
ren. So lassen sich kritische Infra-
strukturen, wie Krankenhäuser, 
Apotheken und Feuerwehren, auf 
verschiedene Microgrids vertei-
len. Standorte und Auslegung von 
Speicher- und Verteilinfrastruk-
turen sind mit entscheidend, um 
in kritischen Phasen eine autar-
ke Versorgung zu gewährleisten. 
„Diese präventiven Designstra-
tegien greifen bereits bei einem 
Brownout, also einem Spannungs-
abfall, beispielsweise aufgrund ei-
nes Strommangels auf der Übertra-
gungsnetzebene, um einen Black- 
out zu verhindern“, erklärt Sadeeb 
Simon Ottenburger.

Neben den technischen Fakto-
ren binden die Forschenden um 
Ottenburger und Raskob zuneh-
mend auch soziale Aspekte in ih-
re Resilienzforschung ein. Kriti-
sche Infrastrukturen sind auf das 
Vertrauen der Bevölkerung ange-
wiesen; präventive Strategien be-
dürfen der gesellschaftlichen Ak-
zeptanz. Wenn Ressourcen knapp 
werden, ist von Verbraucherinnen 
und Verbrauchern Flexibilität ge-
fordert, beispielsweise während 
einer langanhaltenden europäi-
schen Dunkelflaute, wenn weniger 
Strom aus regenerativen Quellen 
bereitgestellt werden kann, sich 
Energiespeicher leeren, oder Res-
sourcen aufgrund von Cyberatta-
cken nicht mehr verfügbar sind. r

Auch im Landkreis gibt es noch 
einige Flecken, in denen die 
Versorgung unter 3G liegt. Da 
ein privatwirtschaftlicher Aus-
bau von Netzbetreibern in den 
nächsten Jahren nicht zu erwar-
ten ist, kann die Zusammenar-
beit des Landkreises mit der MIG 
und dem Mobilfunkzentrum Bay-
ern als wichtiger Meilenstein ge-
sehen werden, den Netzausbau 
im Landkreis weiter zügig voran-
zubringen.

„Eine flächendeckende LTE- 
Versorgung gehört für alle Bür-
gerinnen und Bürger in der heu-
tigen Zeit zur Daseinsvorsorge 
und stellt für Unternehmen ei-
nen entscheiden Standortfaktor 
dar“, so Landrätin Tanja Schwei-
ger, die in der Zusammenarbeit 
mit der MIG die Chance für eine 
erhebliche Netzverbesserung in 
der Region sieht.

Standortvorbereitung für den  
Bau von Mobilfunkmasten

Die Aufgabe der MIG ist der 
geförderte Ausbau von Mobil-
funkmasten dort, wo es für die 
Mobilfunknetzbetreiber und Be-
treiber von Funkstandorten (To-
wer Companies) bisher unwirt-
schaftlich ist. Die MIG sucht also 
nach Unternehmen, die einen 
Funkturm bauen und betreiben. 
Dazu startet sie Förderaufrufe 
und ermöglicht die zügige Aus-
zahlung von Fördergeldern. Zu 

einer Standortvorbereitung ge-
hört es, die passenden Grund-
stücke zu finden, auf denen die 
Mobilfunkinfrastruktur errich-
tet werden soll.

Versorgungslücken schließen

Steffen Greiner betonte, dass er 
mit seinem Besuch der ersten Ein-
ladung eines bayerischen Land-
kreises gefolgt sei. Bei diesem 
ersten Arbeitstreffen im Land-
ratsamt Regensburg kam man zu 
dem Ergebnis, dass mit dem Bau 
von etwa 10 bis 15 Masten die 
aktuellen Versorgungslücken im 
Landkreis geschlossen wären. Die 
dann lückenlose Abdeckung mit 
4G Standard wäre auch ein deut-
licher Mehrwert für die gesamte 
Region, so die Beteiligten.

Strukturierte Vorgehensweise 
als Mehrwert

Zur Standortvorbereitung im 
Landkreis Regensburg müssten 
die Rahmenbedingungen passen 
und Mobilfunkbetreiber Inter-
esse an möglichen geförderten 
Standorten zeigen. Eine struktu-
rierte Vorgehensweise mit ein-
heitlichen Ansprechpartnern 
für die Kommunen, die Grund-
stückseigentümer und die Mobil-
funkmasten- und Netzbetreiber 
wäre hierbei ein großer Mehr-
wert,“ so der Leiter Netzausbau 
bei der MIG, Steffen Greiner. r

V.l.: Sebastian Prechtl (Projektleiter LNI), Roland Weiß (Wirtschafts-
förderung Landkreis Regensburg), René Meyer (Geschäftsführer 
LNI), Steffen Greiner (MIG), Landrätin Tanja Schweiger und Harald 
Hillebrand (Referent der Landrätin). Bild: Beate Geier
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Glasfaser bis in die Wohnung
M-net und miecom bringen Glasfaser-Internet nach Heretsried-Lauterbrunn

Bayerns führender Glasfaseranbieter M-net errichtet gemeinsam 
mit dem regionalen Netzbetreiber miecom ein Glasfasernetz im 
Ortsteil Lauterbrunn der Gemeinde Heretsried nordwestlich von 
Augsburg. Einen entsprechenden Kooperationsvertrag haben die 
Marktgemeinde, miecom und M-net nun geschlossen. Durch die 
Erschließung mit Glasfaserleitungen bis in die Wohnungen und 
Büros profitieren Bewohner und ansässige Unternehmen zukünf-
tig von Bandbreiten bis zu 1.000 Mbit/s. Der Ausbau wird mit Mit-
teln der Bayerischen Gigabitrichtlinie unterstützt.

Mit der Vertragsunterzeich-
nung ist die Grundlage für den 
Glasfaserausbau im Heretsrieder 
Ortsteil Lauterbrunn geschaffen: 
Im Laufe der kommenden zwei 
Jahre werden 164 Gebäude mit 
zukunftssicheren Glasfaserlei-
tungen bis in die Wohnung bzw. 
bis ins Büro ausgestattet. Bei 
dem sogenannten FTTH-Ausbau 
(Fiber-to-the-Home) wird kom-
plett auf die Verwendung von 
Kupferkabeln verzichtet und ei-
ne durchgängige Infrastruktur 

aus Glasfasern errichtet. Auf die-
ser Basis können Bandbreiten bis 
zu 1 Gigabit pro Sekunde (= 1.000 
Mbit/s) und künftig sogar noch 
höhere Geschwindigkeiten be-
reitgestellt werden. 

Die Bauarbeiten werden durch 
die Firma miecom durchgeführt 
und starten noch in diesem Jahr. 
Fertiggestellt werden soll das 
neue Netz voraussichtlich 2024. 
Nach mehreren bereits erfolg-
reich abgeschlossenen Ausbau-
projekten in den vergangenen 

Jahren wird mit Abschluss der ak-
tuellen Arbeiten Heretsried die 
erste Gemeinde im Landkreis 
Augsburg sein, die flächende-
ckend mit FTTH erschlossen ist. 

Warum Glasfaser?

„Glasfaser ist die Zukunft. Mit 
dem Ausbau der Infrastruktur in 
Lauterbrunn können wir die Bür-
gerinnen und Bürger wie auch die 
Unternehmen vor Ort für die di-
gitale Zukunft wappnen. Denn 
die Glasfasertechnik ist die einzi-
ge Übertragungstechnologie auf  
dem Markt, die auch langfris-
tig die steigenden Anforderun-
gen der Digitalisierung erfüllen 
kann“, sagt M-net Regionalma-
nagerin Silvia Kleinscheck. Hein-
rich Jäckle, Bürgermeister der 
Gemeinde Heretsried, ergänzt: 
„Uns liegt die Zukunftssicherheit 

aller unserer Ortsteile sehr am 
Herzen. Umso mehr freuen wir 
uns, dass wir zwei starke regiona-
le Partner dafür gewinnen konn-
ten, Lauterbrunn mit einem neu-
en Hochgeschwindigkeitsnetz als 
Wohnort und Wirtschaftsraum 
für die Zukunft zu stärken.“

Rasante Up- und Downloads, 
Surfen ohne Wartezeiten beim 
Seitenaufbau oder unterbre-
chungsfreies Videostreaming sind 
nur einige der vielen Vorteile, die 
ein leistungsfähiger Internetan-
schluss mit sich bringt. Glasfaser- 
anschlüsse bieten hohe und sta-
bile Bandbreiten und sind beson-
ders für datenintensive Anwen-
dungen geeignet. Dazu zählen 
auch Online-Gaming, das Spei-
chern und Abrufen von Daten in 
einer Cloud oder die Nutzung des 
Anschlusses im Home-Office. 

Auch über den reinen Leis-
tungsaspekt hinaus hat die Glas-
faser klare Vorzüge gegenüber 
herkömmlichen Übertragungs-
technologien. So ist die Daten-
übermittlung per Licht deutlich 
energieeffizienter als die über 
kupferkabelbasierte Anschlüsse. 
FTTH stößt beispielsweise bis zu 
90 Prozent weniger CO2 aus als 
der schnellste DSL-Anschluss. Die- 
sen ökologischen Vorteil nutzt 
M-net konsequent aus und ist 
seit 2021 der erste klimaneutrale 
Internetanbieter in Deutschland.

Über das Glasfaser-Netz von 
M-net und dem Netzbetreiber 
miecom können Kundinnen und 
Kunden neben schnellem Inter-
net und günstigen Telefondiens-
ten mit M-net TVplus zudem ei-
nen vollwertigen TV-Anschluss 
mit über 100 (HD-)TV-Sendern 
und vielen Extra-Funktionen 
bestellen. r

Vertragsunterzeichnung Lauterbrunn – v.l.: Jürgen Schuster  
(Corwese), Bürgermeister Heinrich Jäckle, Silvia Kleinscheck 
(M-net) und Tobias Miessl (miecom-Netzservice). r

Vom Kita-Finder bis zur 
digitalen Baumfäll-Erlaubnis

Ein Master-Absolvent im „IT-Rückgrat“ der Münchner Stadtverwaltung
Der öffentliche Sektor steht vor komplexen Aufgaben. Ob Firmen-
ansiedlungen oder eine bürgerfreundliche Infrastruktur, ob digi-
tale Schnittstellen oder Verbundprojekte: Ein Schlüssel zum Erfolg 
ist ein pro-aktives und agiles Verwaltungsteam. Robert Voringer 
war Absolvent „der ersten Stunde“: Im Jahr 2012 war er einer der 
bayernweit ersten Absolventen des damals komplett neuen Mas-
ter-Studiengangs Public Management, initiiert vom Weiterbil-
dungszentrum der TH Deggendorf und der Hochschule für öffent-
liche Verwaltung in Hof (HföD).

Voringer hatte zunächst „ganz 
klassisch“ die Beamtenlaufbahn 
eingeschlagen und sich an der 
HföD zum Diplom-Verwaltungs-
wirt ausgebildet. Sechs Jahre  
nach dem Abschluss dieses 
grundständigen Studiums fiel sei-
ne Entscheidung, sich im neuar-
tigen Master Public Management 
weiterzuentwickeln.

Bereits damals schlug sein 
Herz für die IT und dieser Fach-
richtung ist er bis heute treu ge-
blieben. Von Juli 2011 bis August 
2016 zeichnet er als stellvertre-
tender Projektleiter mit für die 
stadtweite eGovernment-Stra-
tegie und das Roadmap- Pro-
jekt verantwortlich. Heute arbei-
tet Robert Voringer in der Steu-
erungs-Stabsstelle und Portfolio-
manager für die Werkleitung des 
Eigenbetriebs it@M der Landes-
hauptstadt München. 

Mehrwert des 
Management-Programms

An das berufsbegleitende Mas-
ter-Studium erinnert sich Vor-
inger gerne und beschreibt den 
Mehrwert das Management-Pro-
gramms so: „Der Master erwei-
tert den Horizont und das ist eine 
enorme Bereicherung auf dem 
Berufsweg. Man wird in die La-
ge versetzt, Diskussionen anders 
und besser zu gestalten. Gerade 
in den immer komplexer werden-
den Fragestellungen der Verwal-
tungen braucht es einen breiten 
und analytischen Denkansatz als 
Grundvoraussetzung für gute Lö-
sungen.“

Für die rund 45.000 Mitar-
beiter der bayerischen Landes-
hauptstadt stellt der eigens ge-
gründete Eigenbetrieb nahezu 
alle IT-Services bereit. Der Mas-
ter-Absolvent ist einer von rund 
1.300 Mitarbeitern im „IT-Rück-
grat“ der Münchner Stadtver-
waltung. Der Eigenbetrieb um-
fasst eine Bilanzsumme von circa 
330 Mio Euro, Tendenz steigend, 
da eine moderne Verwaltung 
und vor allem auch die Prozesse 
zu Bürgern und der Stadtgesell-
schaft ohne IT nicht mehr denk-
bar sind.

Ob Netzwerk-Bereitstellung, 
Hardware-Beschaffung, Aufbau 
und Ausbau von Services oder 
Support – die Aufgaben sind viel-
fältig. „Zusätzlich entwickeln wir 

laufend neue und spezifische 
IT-Verfahren für die Stadtver-
waltung, vom Online-Verfahren 
zur Baumfäll-Erlaubnis über Soft-
ware für die Münchner Stadtent-
wässerung über SAP-basierte An-
wendungen für unsere Buchhal-
tung bis zur Hundesteuerverwal-
tung oder einem Kita-Finder“, 
erläutert Voringer.

Der Münchner spricht begeis-
tert von it@M und der IT. Erst mit 
Hilfe der IT und schnellem Agie-
ren von it@M konnten tausen-

Auch die aktuelle Flüchtlings-
situation beschäftigte das IT-
Team. Quasi über Nacht hat-
ten die Kolleg:innen von it@M 
die kurzfristig zu Notunterkünf-
ten umfunktionierten Münch-
ner Turnhallen, Messehallen und 
andere Räume mit WLAN-Rou-
tern ausgestattet. So konnten 
aus der Ukraine Geflüchtete 
rasch wieder ihren Angehörigen 
in der Heimat kommunizieren. 
„Die IT in der Verwaltung ist kein 
Selbstzweck. Aber sie ein erheb-
liches Hilfsmittel – wenn man sie 
lässt“, bringt der Master-Absol-
vent sein Credo auf den Punkt.

Seit 12 Jahren nutzen Verwal-
tungsmitarbeiter aus ganz Bay-
ern das Weiterbildungsstudium 
„Master Public Management“. 
Zwei starke Bildungspartner brin-
gen ihr Know-how ein: Die Tech-
nische Hochschule Deggen-
dorf (THD) punktet mit Manage-
ment-Kompetenz und die Hoch-
schule für öffentliche Verwaltung 
in Hof (HföD AIV) liefert vertie-
fendes Verwaltungswissen. Der 
Deggendorfer Studiengangsleiter  
Prof. Dr. Konrad Schindlbeck: 
„Öffentliche Aufgaben können 
heute nur optimal erfüllt wer-
den, wenn sich Verwaltungskom-
petenz und unternehmerisches 
Denken sinnvoll verbinden. Da-
für braucht es sehr gut ausge-
bildete Verwaltungsmitarbeiter 
mit Freude am Gestalten und als 
Treiber von Veränderungsprozes-
sen.“ Das 4-semestrige Studium 
richtet sich an Verwaltungsmitar-
beiter mit Erststudium und findet 
berufsbegleitend statt. 

„Auch Mitarbeiter aus Minis-
terien, der Polizei, der Renten-
versicherung oder anderen Be-
hörden kommen zu uns“, weiß 
der Hofer Studiengangsleiter Ar-
min Thoma. Auf dem Lehrplan 
stehen Themen wie New Public 
Management und Verwaltungs-
innovationen, Accounting, digi-
tale Verwaltung, Personalma-
nagement, Projekt- und Beteili-
gungsmanagement, Organisation 
oder auch Regional Governance 
sowie europäische Einflüsse auf 
das Kommunalmanagement. Da-
mit steigern klassisch ausgebil-
dete Verwaltungswirte ihre Ma-
nagementkompetenz. Umge- 
kehrt vertiefen Quereinsteiger 
ihre Verwaltungskenntnisse. Mit 
dem Masterabschluss erhalten 
die Absolventen auch die Bil-
dungsvoraussetzungen für die 4. 
Qualifikationsebene.

Das Studium startet am 15. 
September 2022. Der letzte  
Online-Informationsabend vor 
Bewerbungsschluss findet am  
28. Juni 2022 um 18 Uhr statt.  
Zugangslink und Informationen: 
julia.dullinger@th-deg.de. r

AKDB realisiert Anbindung 
an FITConnect-Plattform

Die AKDB-Datentransportlösung OK.KOMM unterstützt künftig zu-
sätzlich zu XTA/OSCI den Empfang von Online-Antragsdaten der Bür-
gerinnen und Bürger über die FIT-Connect-Plattform. Letztere wurde 
im Auftrag des IT-Planungsrats von der FITKO (Föderale IT-Koopera-
tion) federführend entwickelt. Somit ist eine Verbindung zwischen 
Online-Diensten einerseits und Fachverfahren andererseits ge-
währleistet. Dadurch rüstet die AKDB Kommunen für die Nachnut-
zung von Einer-für-Alle-Online-Diensten.

Die AKDB wird ihre Datentrans-
portlösung OK.KOMM mit der fö-
deralen Antragsdatenübermitt-
lungsinfrastruktur FIT-Connect 
verbinden. So ist künftig die 
Übernahme von Antragsdaten 
aus (EfA-)Online-Diensten in die 
Fachverfahren, die OK.KOMM 
einsetzen, medienbruchfrei mög-
lich. Dadurch wird die Umset-
zung des Onlinezugangsgesetzes 
(OZG) beschleunigt. Länder und 
Kommunen werden voraussicht-
lich Ende 2022 von der Anbin-
dung zwischen OK.KOMM und 
FIT-Connect profitieren.

Zusätzlich zu den bereits be-
stehenden Datentransportmög-
lichkeiten über XTA und OSCI 

macht es die vom IT-Planungs-
rat und der FITKO ins Leben ge-
rufene Plattform FIT-Connect 
Entwicklern und Anbietern von 
OZG- und Einer-für-Alle-Diensten 
leicht, Daten aus Online-Anträ-
gen an die zuständige Behörde 
und deren Fachverfahren sicher 
weiterzuleiten. Der Grund: Un-
terschiedliche IT-Systeme kön-
nen so miteinander vernetzt und 
das Einer-für-Alle-Prinzip (EfA) 
schnellstmöglich bundesweit 
umgesetzt werden. Die Übertra-
gung erfolgt dabei Ende-zu-Ende 
verschlüsselt, so dass Bürgerin-
nen, Bürger und Unternehmen 
einen sicheren Zugang zu Ver-
waltungsleistungen direkt vom 

heimischen Endgerät (Laptop, 
Tablet, Smartphone) erhalten. 

Manfred Neidel von der Stabs-
stelle Digitale Verwaltung bei der 
AKDB: „Das Onlinezugangsgesetz 
hat nur dann Erfolg, wenn alle 
IT-Systeme und Leistungen naht-
los ineinandergreifen. Online-An-
träge müssen direkt in die Fachver-
fahren der jeweiligen Verwaltung 
übernommen und medienbruch-
frei weiterbearbeitet werden. 
Mit der Anbindung unserer Da-
tentransportlösung OK.KOMM an 
die Plattform FIT-Connect können 
künftig Kommunen Antragsda-
ten aus allen EfA-Leistungen mit 
FIT-Connect-Unterstützung in die 
AKDB-Fachverfahren integrieren. 
Ein großer Vorteil für Kommunal-
verwaltungen sowie für Bürgerin-
nen, Bürger und Unternehmen.“

OK.KOMM ist die zentrale Da-
tendrehscheibe der AKDB. Sie 
verbindet alle AKDB-Verfahren 
sowohl behördenintern unterein- 
ander als auch behördenüber-
greifend. r

Landkreis Regensburg:

Bayerischer Spitzenreiter 
bei Online-Verfahren

Das Landratsamt Regensburg wurde im März von der  
bayerischen Digitalministerin Judith Gerlach als „Digitales 
Amt“ ausgezeichnet. Damit dürfen sich bayerische Kom-
munen bezeichnen, die mindestens 50 kommunale und 
zentrale Online-Verfahren im sogenannten BayernPortal 
verlinkt haben.

Aufgrund der sehr guten Kooperation mit den verschiede-
nen Fachstellen im Haus konnte der Landkreis Regensburg als 
erster Landkreis in Bayern die Anzahl von 100 Onlineverfah-
ren im Bayernportal erreichen. Damit steht der Landkreis bei 
der Thematik Onlinezugangsgesetz mit ganz vorne in Bayern. 
Landrätin Tanja Schweiger bedankte sich beim Team Organi-
sation E-Government für die „hervorragende Mannschafts-
leistung“.

Digital in die Zukunft – hier sind alle digitalen Dienste des 
Landkreises gebündelt zu finden: https://www.landkreis-re-
gensburg.de/unser-landkreis/digitalisierung/ r

Robert Voringer. Bild: Robert Voringer

de städtische Mitarbeiter rasch 
im Homeoffice tätig sein und sind 
es noch immer. Es lief alles so rei-
bungslos, dass nun auch in Mün-
chen ein Umdenken stattfindet, 
um Homeoffice auch nach Coro-
na zu einem festen Bestandteil 
des Arbeitslebens zu machen. Da-
bei entstehen, so Voringer, zum 
Beispiel neue Büroraumkonzep-
te (Multispace), ein neues Zusam-
menarbeiten und dabei eine gute 
Work-Life-Balance. „Alles zusam-
men gibt der Digitalisierung – ja, 
auch in der öffentlichen Verwal-
tung – nochmals einen enormen 
Schub: Immer mehr Fachprozesse 
können vollständig elektronisch 
abgewickelt werden. Sie entlas-
ten damit erheblich die Verwal-
tung aber auch die Bürger:innen 
und Firmen.“, erklärt Voringer 
und ergänzt: „Auch hier setzte 
das Masterstudium bedeutsame 
Impulse: nicht zu eingeschränkt 
denken! Vieles geht und andere 
machen es teilweise schon – wie-
so nicht auch man selbst bzw. die 
eigene Kommune?“.

mailto:breitbandausbau%40m-net.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
mailto:breitbandausbau%40m-net.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
mailto:julia.dullinger%40th-deg.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
https://www.landkreis-regensburg.de/unser-landkreis/digitalisierung/
https://www.landkreis-regensburg.de/unser-landkreis/digitalisierung/
http:// 
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Gemeinde Aying:

Trinkwasserversorgung  
in erfahrenen Händen

26 Jahre Betriebsführerschaft der Energie Südbayern (ESB)
Als Aufgabe der Daseinsvorsorge ist es für bayerische Städte und 
Gemeinden Pflicht, sicherzustellen, dass Bürgerinnen und Bürger 
jederzeit mit einwandfreiem Trinkwasser versorgt werden; 24 Stun-
den am Tag, 7 Tage die Woche. Dabei gilt das Prinzip der Kostende-
ckung, kommunale Wasserversorgungsunternehmen erwirtschaf-
ten bei immer weiter steigenden Ansprüchen an Verfügbarkeit und 
Qualität keine Gewinne. Zusätzlich zu den Problemen, die der Fach-
kräftemangel mit sich bringt und der Sanierungsstau, vor dem vie-
le Kommunen stehen, ist das eine herausfordernde Aufgabe für die 
kleinteilige, dezentrale Wasserversorgung in Bayern. Dabei gibt es 
Unterstützung. Bereits seit 1996 hat die Gemeinde Aying die tech-
nische Betriebsführung der eigenen Trinkwasserversorgung an die 
Energie Südbayern (ESB) – bzw. deren Tochter Energienetze Bay-
ern (ENB) – ausgegliedert. Über die Zufriedenheit mit der Zusam-
menarbeit berichteten der Erste Bürgermeister Peter Wagner, Bau-
amtstechniker Maik Sönnichsen, Gemeinde Aying, Tanja Erb (ESB) 
und Franz Wutz (ENB), der Bayerischen GemeindeZeitung.

„Wenn es um die Versorgung 
mit Trinkwasser geht, sind wir 
wahrlich gesegnet“, beschreibt 
Bürgermeister Peter Wagner die 
komfortable Situation der Ge-
meinde mit etwas über 5.500 
Einwohnern. Ein Tiefbrunnen im 
Ortsteil Dürrnhaar fördert 9 l/s. 
Dieses Wasser wird zu einem ca. 
6 km entfernt gelegenen Hoch-
druckbehälter gepumpt, der 1994 
mit einem Gesamtspeicherinhalt 
von 1480 m3 neu errichtet wur-
de. Er umfasst genug Wasser um 
die Bevölkerung zwei Tage oh-
ne nachfüllen versorgen zu kön-
nen. Die Höhenlage des Behäl-
ters erlaubt einen gleichmäßi-
gen Versorgungsdruck von 5 
bis 6 bar ohne weitere Pumpen. 
Von hier aus werden die Ortstei-
le Aying, Peiß und Dürrnhaar mit 
Trinkwasser versorgt. Aus histori-
schen Gründen gibt es für die Alt-
gemeinde Helfendorf einen eige-
nen Zweckverband, bei dem aber 
auch ESB die technische Betriebs-
führung erledigt. Über einen eige-
nen Tiefbrunnen verfügt die orts-
ansässige Brauerei. Zusätzlich zur 
eigenen Versorgung gewährleis-

ten die Notverbunde des Wasser-
versorgungsverband Helfendorf 
und der Stadtwerke München 
(SWM) die sichere Wasserversor-
gung der Ayinger Bürger. 

Herausforderung  
Fachkräftemangel

Maik Sönnichsen, in der Bau-
amtsverwaltung unter anderem 
für die Trinkwasserversorgung zu- 
ständig, berichtet, dass zunächst 
zwei Personen im Bauhof alle er-
forderlichen Aufgaben zur Was-
serversorgung erledigten und sich 
im Krankheitsfall oder bei Urlaub 
vertraten. Ein Ansprechpartner 
musste ständig verfügbar sein. 
Dann aber ging der sehr erfah-
rene Wassermeister in den Ru-
hestand und seine Stelle hätte 
nach Regelwerk nachbesetzt wer-
den müssen. Da Fachkräfte auch 
schon vor über 25 Jahren rar wa-
ren, entschied man sich, die tech-
nische Betriebsführung an die ESB 
als Dienstleister zu vergeben. „Die 
Rechnung für das Wasser bekom-
men die Bürgerinnen und Bür-
ger aber nach wie vor von der 

Gemeinde. Wir haben uns ledig-
lich erfahrene Profis ins Haus ge-
holt, die den technischen Ablauf 
sicherstellen, und zwar exakt so, 
wie es gesetzlich vorgeschrieben 
ist“, sagt der Bürgermeister und 
fügt an: „Wir haben diesen Schritt 
nicht bereut. Die inzwischen lang-
jährige Zusammenarbeit mit der 
ESB funktioniert sehr gut.“ 

Zusammenarbeit mit ESB

Beinahe von Anfang an, und 
zwar seit 1997, mit an Bord ist 
Regionalleiter Franz Wutz. Er ist 
technische Führungskraft für das 
DVGW-Regelwerk W 1.000 und so-
mit Ayings langjähriger, fester An-
sprechpartner. ESB ist mit 14 Mit-
arbeitern, davon vier Wassermeis-
tern, bei zwölf ober- und nieder-
bayerischen Kommunen mit der 
technischen Betriebsführung der 
Trinkwasserversorgung beauftragt. 
Die erste Kommune war 1994 Em-
mering bei Fürstenfeldbruck.

„Kürzlich konnte die Ilmtal-
gruppe Pfaffenhofen als weitere 
Betriebsführung gewonnen wer-
den,“ berichtet Tanja Erb, Kom-
munalmanagerin bei der ESB 
und erklärt, dass die Versorgung 
mit Wasser, der Versorgung mit 
Gas – das ist die Kernkompetenz 
der ESB – recht ähnlich sei: bei-
des rohrleitungsgebunden. „Die 
Fachkräfte im Unternehmen wer-
den regelmäßig geschult und sind 
bestens ausgebildet für Dienst-
leistungen in der Wasserversor-
gung.“, so Tanja Erb weiter. „Das 
zeigen auch die kürzlich durchge-
führten, sehr umfangreichen Prü-
fungen zum TSM (Technisches Si-
cherheitsmanagement), die wie-
derholt bestanden wurden. Das 
TSM-Expertenteam kam zu dem 
Ergebnis, dass die Bedingungen 

V.l.: GZ-Gespräch vor Ort mit Tanja Erb (ESB), Bauamtstechniker 
Maik Sönnichsen, Ayings Erstem Bürgermeister Peter Wagner und 
Franz Wutz (ENB).   Bild: CH

der Leitfäden der DVGW Arbeits-
blätter G 1000 und W 1000 er-
füllt sind. Damit wird die techni-
sche Sicherheit, die Aufbau- und 
Ablauforganisation ebenfalls für 
die Wasserbetriebsführung Aying 
bestätigt. Das freut uns sehr und 
macht uns auch ein wenig stolz.“

Wasser ist ein sensibles The-
ma, denn es ist das Lebensmit-
tel schlechthin. Rund um die 
Versorgung muss mit höchsten 
Qualitätsstandards gearbeitet 
werden. Gleichzeitig ist die jeder-
zeitige Verfügbarkeit von saube-
rem Trinkwasser ein Luxus, der 
unfassbar günstig zu haben ist. 

In Aying beträgt die Verbrauchs-
gebühr gerade mal 85 Cent zzgl. 
MwSt. pro Kubikmeter entnom-
menen Wassers. Mit dem Fach-
kräftemangel hat man, dank der 
Zusammenarbeit mit ESB, keine 
Probleme und auch einem drohen-
den Sanierungsstau wurde früh-
zeitig begegnet. 80 Prozent der 30 
km Leitungen mit ca. 750 Hausan-
schlüssen wurden in den letzten 
25 Jahren erneuert. Als Zukunfts-
thema steht der Wechsel auf 
Smartmeter zur Diskussion. ESB 
ist bereits in anderen Kommunen 
mit dem Einbau beauftragt und 
von diesen Erfahrungen wiederum 
kann Aying profitieren.  CH

Studie zu Starkregen und urbanen Sturzfluten:

Experten fordern Frühwarnsystem
In der Regel sind Städte und Gemeinden nur unzureichend auf im-
mer häufiger auftretende Sturzfluten nach schweren Gewittern vor-
bereitet. Dies zeigt die aktuelle Studie „Starkregen und urbane Sturz-
fluten – Agenda 2030“, die die Risiken und Ursachen, insbesondere 
aber die Gefahren und effektive Schutzmaßnahmen untersucht.

Auf Basis von Untersuchun-
gen der Universität der Bundes-
wehr in München haben Wissen-
schaftler der TU Kaiserslautern 
ermittelt, was passieren muss, 
um München, Bayern und ganz 
Deutschland an den Klimawandel 
anzupassen. Im Mittelpunkt der 
Untersuchung stehen effiziente 
Hochwasser-Schutzkonzepte, da-
runter ein kommunales Starkre-
gen-Management.

„Die Flutkatastrophe im Ahrtal 
hat Deutschland im letzten Som-
mer geschockt und noch einmal 
kräftig wachgerüttelt. Dabei sind 
harmlose Bäche, die zu reißen-
den Strömen werden und Häu-
ser komplett zerstören, nur eine 
Ursache: Überflutungen drohen 
überall. Auch da, wo keine Gewäs-
ser sind. Es gibt kaum eine Regi-
on in Deutschland, die vor Starkre-
gen und urbanen Sturzfluten sicher 
ist“, stellte Prof. Theo Schmitt von 
der TU Kaiserslautern bei der Vor-
stellung der Ergebnisse fest. Für die 
kommenden Jahre prognostizierte 
er Wetterextreme, die „an immer 
mehr Orten, immer häufiger und 
heftiger“ auftreten werden.

Ausdrücklich warnt die Stu-
die vor der enormen Gefahr von  
Starkregen. Die Geschwindigkeit, 
mit der sich Wassermassen auf-
bauten, sei ein besonders kriti-
scher Faktor: Der Überraschungs-
effekt sei ein bedrohliches Prob-
lem, das sowohl die Bevölkerung 
als auch die Behörden regelmä-
ßig überfordere. Bei Starkregen 
gebe es keine tagelange Vorwar-
nung wie etwa beim Hochwasser 
von großen Flüssen, das langsam 
und berechenbar ansteige. 

„Die Sturzflut kommt von jetzt 
auf gleich, ohne Deich und oh-
ne Schutz“, erläuterte Prof. Wolf-
gang Günthert, der am Institut für 
Wasserwesen der Universität der 
Bundeswehr in München zu Sturz-
fluten geforscht und dort im For-
schungszentrum RISK (Risiko, In-
frastruktur, Sicherheit und Kon-
flikt) gearbeitet hat.

Wenn es um effektiven Stark-
regenschutz geht, sehen die Wis-
senschaftler insbesondere bei 
Landkreisen, Städten und Ge-
meinden massive Versäumnis-
se: Vor allem kleinere Kommunen 
blenden laut Schmitt die Gefah-
ren, die hinter dem wachsenden 
Starkregen-Risiko stecken, aus. 
Dies sei fahrlässig, weshalb die 
Kommunen von Bund und Län-

dern zu mehr Prävention gezwun-
gen werden müssten. 

Allein im Juni und Juli 2021 hat-
te es in Bayern 77 Gewitter und 
Starkregenereignisse gegeben, die 
meisten davon im ansonsten eher 
trockenen Norden des Freistaats. 
Für Überflutungen nach Starkre-
gen sei Rückstau in der Kanalisati-
on die häufigste Ursache, so Gün-
thert. Die zunehmende Versiege-
lung des Bodens verschärfe das 
Problem enorm. Lediglich 98 bay-
erische Gemeinden von insgesamt 
2.056 hätten bislang Fördermittel 
der Staatsregierung für Sturzflut-
management beantragt.

Schmitt rief dazu auf, Städte 
und Gemeinden zu einem Stark-
regen-Risikomanagement zu ver-
pflichten. Die Kommunen müss-
ten künftig Gefahren- und Risiko-
karten erstellen. „Solche Warn-
karten entstehen aus einer Fülle 
von Daten: Die Topografie mit lo-
kalen Grünflächen und dem Ge-
fälle ist dabei wichtig. Ebenso na-
türlich die Meteorologie. Und es 
kommt entscheidend auch auf die 
Kapazität von Kanalsystemen an.“

Auf Risikokarten müsse Straße 
für Straße – bis aufs einzelne Haus 
genau – die Überflutungsgefahr 
eingetragen werden. Die Stark-
regen-Risikokarte diene dazu, die 
Wirkung von Sturzfluten digital zu 
simulieren“, hob Günthert hervor. 
Warnkarten seien die Basis für ein 
effektives Starkregenwasser-Ma-
nagement, das bundesweit drin-
gend notwendig sei. Städte könn-
ten so „wassersensibel entwi-
ckelt“ werden. Dazu zählten vor 
allem das Transportieren, Reini-
gen, Speichern und Ableiten von 

Regenwasser. Die „Entwässerung 
der Zukunft“ für Wohnsiedlungen 
und Verkehrswege müsse Engpäs-
se im Kanalnetz vermeiden. Damit 
schütze sie wesentlich besser vor 
Überflutungen.

Von Starkregen-Risikokarten 
würden aber auch Hausbesit-
zer profitieren. Sie könnten da-
mit individuell mehr Vorsor-
ge und so Gebäudeschutz be-
treiben – von der Dachbegrü-
nung (zur Zurückhaltung und 
Verdunstung von Wasser) über 
Regenbecken und oberirdische  
Sammelflächen bis zur geschütz-
ten Bauvariante für Kellereingän-
ge, Lichtschächte und Tiefgara-
geneinfahrten. Erforderlich ist 
laut Schmitt zudem eine funk- 
tionierende „Risikokommunika- 
tion“. Es bringe nichts, viele  
Menschen weiter im Ungewis-
sen zu lassen. Dafür sei die Ge-
fahr, die vom Starkregen aus-
geht, viel zu hoch. „Deutsch-
land muss sich auf das, was noch 
kommt, möglichst effektiv vor-
bereiten. Dabei gilt es, keine 
Zeit zu verlieren“, warnte der Ex- 
perte.

Auch der Bayerische Gemeinde-
tag hat unterdessen gefordert, ne-
ben den Kommunen auch Grund-
stückseigentümer und die Land-
wirtschaft in die Vorsorge gegen 
Starkregen, Sturzfluten und Mu-
ren einzubeziehen. Die geplante 
Gefahrenkarte für das Risikoma-
nagement wertete die Wasserex-
pertin des Kommunalverbandes, 
Dr. Juliane Thimet, im BR als guten 
ersten Schritt, dem aber konkrete 
Maßnahmen folgen müssten. 

Angesichts immer bedrohli-
cherer Wetterlagen müsse der 
Boden wieder mehr als Rückhal-
tefläche betrachtet werden. Au-
ßerdem riet Thimet zu einem 
entsprechenden Versicherungs-
schutz für Gebäude.  DK

BDEW zur IFAT 2022 in München:

Effektiver Gewässerschutz erfordert auch 
Umsetzung der Herstellerverantwortung

Auf der IFAT, der Weltleitmesse für Wasser-, Abwasser-, Abfall- und 
Rohstoffwirtschaft in München, hat der BDEW erneut das Verursa-
cherprinzip als entscheidendes Element für den Schutz der Gewäs-
ser und damit den Schutz der Trinkwasserressourcen hervorgeho-
ben. Der BDEW betont in diesem Zusammenhang die Bedeutung 
einer umfassend in der kommunalen Abwasserrichtlinie der Euro-
päischen Kommission zu verankernden Herstellerverantwortung 
und der damit verbundenen Übernahme der Kosten für zusätzli-
che Reinigungsleistungen durch die Hersteller. Demgegenüber stel-
len einseitige End-of-Pipe-Lösungen aus Sicht des BDEW weder ei-
ne ganzheitliche noch eine nachhaltige Lösung dar.

Mit Zunahme des Medikamen-
tenkonsums in Deutschland und 
einer Belastung der Gewässer mit 
Spurenstoffen ist das Thema der 

Herstellerverantwortung zuneh-
mend wichtig. Denn die finanzi-
elle Belastung durch erweiterte 
Reinigungsleistungen in Kläranla- 

gen nimmt zu und trifft vor al-
lem die Kunden der Abwasserent-
sorger, die aber an der Situation 
nichts ändern können. Der BDEW 
hat deshalb einen Vorschlag für 
die Einführung eines sogenann-
ten „Fondsmodells“ vorgelegt: 
Dabei werden die Hersteller von 
Arzneimitteln sowie anderen 
eingetragenen Stoffen verursa-
chergerecht an der Finanzierung 
von Reinigungsleistungen betei-
ligt. Ziel ist es, entsprechend der 
Schädlichkeit von Stoffen einen 
Anreiz zu bieten, Stoffeinträge zu 
vermeiden oder zu reduzieren. 

„Auch der EU-Umweltminister-
rat hat in seinem Beschluss vom 
21. Oktober 2021 die wichtige 
Rolle des Verursacherprinzips zur 
Vermeidung von Umweltschäden 
unterstrichen und die EU-Kom-
mission aufgefordert, für die An-
wendung des Verursacherprinzips 
zu sorgen. Er unterstreicht in die-
sem Zusammenhang die Bedeu-
tung der Herstellerverantwor-
tung entlang globaler Wertschöp-
fungsketten“, betonte Martin 
Weyand, BDEW-Hauptgeschäfts-
führer Wasser/Abwasser.

Mit Blick auf die Vorschläge zur 
Überarbeitung der kommunalen 
Abwasserrichtlinie betont der 
BDEW, dass die Entscheidung, ob 
eine weitergehende Reinigungs-
stufe auf einer Kläranlage einge-
führt werden sollte, nicht aus-
schließlich von der Größe der Klär-
anlage abhängig zu machen sei. 
„Was wir brauchen, ist ein risikoba-
sierter Ansatz und eine einzugsge-
bietsbezogene Betrachtung. Statt 
pauschaler Kriterien sollte die spe-
zifische Situation vor Ort berück-
sichtigt werden“, machte Weyand 
deutlich. r

Wasserstoff aus Abwasser gewinnen
Nachhaltig produzierter Wasserstoff hat das Potenzial, CO2-Emissio-
nen einzusparen. Erzeugungsmöglichkeiten dieses grünen Energieträ-
gers untersuchen Wissenschaftler der FH Münster in verschiedenen 
Forschungsprojekten. Eines davon ist das INTERREG-Projekt „Bio-
TecH2 – Biowasserstoffproduktion als zukunftsweisende Technologie 
zur Energie- und Kraftstofferzeugung“: Darin arbeitet ein Forschungs-
team am Fachbereich Energie – Gebäude – Umwelt gemeinsam mit 
Unternehmen aus Deutschland und den Niederlanden daran, aus 
Reststoffen wie Biomasse oder Abwasser Wasserstoff zu gewinnen – 
und dies ganz ohne Strom, sondern mithilfe von Bakterien. 

Der bioenergie cluster Oost- 
Nederland (BEON), H2-bv Hydro-
gen Solutions und PlanET Biogas-
technik haben am Projekt mit-
gearbeitet. Nun stellte das Team 
um Dr. Elmar Brügging seine For-
schungsergebnisse vor.

Das Projekt beinhaltet die Ar-
beit von Ingenieur Tobias Weide, 
der an der FH Münster Methoden 
erforscht hat, um Wasserstoff aus 
Abwässern zu gewinnen. Diese hat 
er in Bio-Reaktoren aus der indus-
triellen Abwassertechnik, in denen 
vergleichbare biologische Prozesse 
wie in einer Biogasanlage ablaufen, 
vergoren. Das ist die sogenannte 

dunkle Fermentation. Am Ende hat 
er daraus den vielseitig einsetzba-
ren Wasserstoff gewonnen. 

„Ziel von BioTecH2 war es, den 
Prozess der dunklen Fermenta-
tion zu stabilisieren und zu opti-
mieren“, erklärt Brügging. Eine 
entsprechende Versuchsanlage 
hat das Team im Steinfurter La-
bor errichten können. Mit dem 
Projekt „HyTech“ arbeitet die FH 
Münster derzeit weiter an der 
dunklen Fermentation zur Erzeu-
gung von Wasserstoff und Met-
han aus industriellen Abwässern. 
Das Projekt baut auf den Erfah-
rungen aus „BioTecH2“ auf. r

Energie sparen bei Abwasseranlagen 
lohnt sich doppelt

Abwasseranlagen sind häufig die größten kommunalen 
Energieverbraucher von Gemeinden und Städten. Es lohnt sich 
also, bei Kläranlagen und Abwasserkanälen die Möglichkeiten 
zur Energieeinsparung und Rückgewinnung von Energie aus-
zuschöpfen. Für die Betreiber von Abwasseranlagen hat das 
LfU wertvolle Tipps für die praktische Umsetzung und Beispie-
le aus allen bayerischen Regierungsbezirken in dem Leitfaden 
„Energie aus Abwasser“ zusammengestellt. 

Der Leitfaden wurde nun aktualisiert. Ergänzt wurde z.B. 
ein innovatives Verfahren zur Energiegewinnung aus Abwas-
ser, das in Oberfranken umgesetzt wurde. Durch die Nutzung 
des Höhenunterschieds von rund 60 Meter zwischen dem Ab-
lauf der Kläranlage und der Einleitung in die Pegnitz wird eine 
rückwärts laufende Kreiselpumpe vom gereinigten Abwasser 
angetrieben und so Strom erzeugt. r
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Bayerischer Gemeindetag Kommunal GmbH:

51. Führungskräftetagung  
der Wasserwirtschaft in Erding

Drei Tage lang beleuchteten in Erding Fachleute aus Ministerien, der 
Wissenschaft und der privaten Wirtschaft aktuelle technische, recht-
liche und organisatorische Fragen der Wasserwirtschaft. Die von 
der Kommunal GmbH des Bayerischen Gemeindetags veranstalte-
te Fachtagung richtete sich vor allem an all jene, die Führungsaufga-
ben in der Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung wahr-
nehmen. 

Nach der Eröffnung durch die 
Organisatorin und Moderato-
rin der Veranstaltung, Gemein-
detags-Direktorin Dr. Juliane Thi-
met, nahm Benno Strehler vom 
Bayerischen Landesamt für Um-
welt eine „Standortbestimmung 
in der Wasserwirtschaft“ vor. Sei-

cherte Wasserversorgung in ganz 
Bayern. 

Einführung des Wassercents

Führt der Freistaat den soge-
nannten Wassercent ein, der 
dann bei allen Bürgern die Was-

sergebühren er-
höht? Fakt ist, 
dass ein Wasser- 
entnahmeentgelt 
in 13 von 16 Bun-
desländern längst 
etabliert ist. In 
Hessen, Thürin-
gen und Bayern 
werden dagegen 
bislang keine Was- 
serentnahmeent-
gelte erhoben, 
machte Juliane 
Thimet deutlich. 
Die Diskussion in 
den Bundeslän-
dern ohne Was-
serentnahmeent-
gelt wird seit über 
zehn Jahren im-
mer wieder und 
in unterschiedli-

cher Intensität geführt. 

Gleichbehandlung  
ist oberstes Gebot

Für die Gemeindetags- Direk-
torin wäre es angesichts der vie-
len Aufgaben, die die Wasser-
versorger im Klimawandel in 
Angriff nehmen und über Ge-
bühren finanzieren müssen, der 
Königsweg, ganz von einer Ein-
führung abzusehen. Wenn je-
doch ein Wasserentnahmeent-
gelt kommt, dann ist „Gleichbe-
handlung das oberste Gebot für 
eine Einführung in Bayern“. Die 
13 landesspezifischen gesetzli-
chen Regelungen zur Erhebung 
von Wasserentnahmeentgelten 
seien sehr unterschiedlich aus-
gestaltet. Dies gelte im Hinblick 
auf die Art der Wasserressour-
ce (Grund- und Oberflächenwas-
ser), die Nutzergruppen (Was-
serversorgung, Industrie, Land-
wirtschaft, Bergbau und Was-
serkraft) und auch die Höhe der 
Abgabensätze, also der jeweili-
gen Wassercents. Für die Nut-
zung zur öffentlichen Trinkwas-
serversorgung reiche die Span-
ne der Wasserentnahmeentgel-
te von 1,5 Cent pro Kubikmeter 
in Sachsen bis hin zu 31 Cent pro 
Kubikmeter, die in Berlin erho-
ben werden. 

In einer Regierungserklärung 
hatte Ministerpräsident Markus 
Söder bereits im vergangenen 
Jahr die Einführung des Bayeri-
schen Wassercents angekündigt. 
Dieser solle als „ein kleiner Bei-
trag, der einen Anreiz setzt, mit 
Wasser schonend und sparsam 
umzugehen”, verstanden werden 
und der Finanzierung von Was-
serschutzmaßnahmen dienen. 
Zur möglichen finanziellen Belas-
tung wurde damals lediglich ein 
eher grober Rahmen genannt, 
wonach die Mehrkosten pro Per-
son und Jahr bei einem „norma-
len, durchschnittlichen Wasser-
verbrauch” bei rund fünf Euro 
liegen würden. Diese Forderung 
nach einem Wassercent deckt 
sich Thimet zufolge mit den Er-
gebnissen der Expertenkommis-
sion Wasserversorgung in Bay-
ern, deren Bericht die Einfüh-
rung eines Wassercents als Steu-
erungsinstrument empfiehlt, um 
Abhilfe für die Sicherstellung ei-
ner dauerhaften Ressourcenaus-
stattung zur Anpassung des Was-

sersektors an steigende Heraus-
forderungen zu schaffen. 

Kritik am LEP

Deutliche Worte der Kritik ern-
tet auch die Teilfortschreibung des 
Landesentwicklungsprogramms 
(LEP) Bayern unter anderem im 
Hinblick auf das Thema Grundwas-
serschutz. Aus Thimets Sicht ist 
Grundwasser „das blaue Gold un-
ter der Erde“. Tiefengrundwasser 
gehöre „nicht nur in eine Schatzt-
ruhe, sondern in einen Tresor“. 
Gleichwohl würden 20 Prozent 
des in Bayern von den Wasser-
versorgern zur Verfügung gestell-
ten Wassers aber bereits heute 
dem Tiefengrundwasser entnom-
men. Die Brunnen bestehen be-
reits. Langfristig sei davon auszu-
gehen, dass die Grundwasserneu-
bildung um 20 bis 25 Prozent zu-
rückgeht. Ein Sinneswandel sei 
unumgänglich, so die Tagungslei-
terin. Aber es dürfen nicht dieje-
nigen, die heute schon das Tiefen-
grundwasser entnehmen, alleine 
die Zeche dafür zahlen, dass höher 
gelegene Grundwasserstöcke die 
Nitratgrenzwerte überschreiten 
und nun saniert werden müssen.

Aus Sicht der Wasserversor-
ger sollte das Ziel sein, die Auf-
gabe der öffentlichen Wasser-
versorgung gegenüber allen an-
deren Planungen zu stärken. Als 
problematisch werden daher Re-
gelungen erachtet, mit denen die 
Staatregierung den eigenen Was-
serwirtschaftsämtern Vorgaben 
macht, wie Wasserrechte in Zu-
kunft quantitativ zu begrenzen 
sind. Dies könne schnell zu Um-
setzungsproblemen bei den Was-
serversorgern führen, denn vor-
her müssen diese technisch und 
rechtlich in der Lage sein, Men-
genbegrenzungen gegenüber Bür-
gern, Landwirtschaft und Gewer-
be auch durchzusetzen.

Umsetzung  
der EU-Nitratrichtlinie

Bundesregierung und EU-Kom-
mission verhandeln derzeit neue 
gesetzliche Rahmenbedingun-
gen Deutschlands zur Umset-
zung der EU-Nitratrichtlinie. Un-
ter anderem wurde vereinbart, 
dass die Abgrenzung der „mit 
Nitrat belasteten Gebiete“ (rote 
Gebiete) hierzulande künftig aus-
schließlich auf Basis der Mess-
stellen und Messwerte gesche-
hen soll. Nach Auffassung des 
stellvertretenden Generalsekre-
tärs des Bayerischen Bauernver-
bandes, Carl-Wilhelm von Butler, 
stellt sich allerdings die Frage, ob 
Deutschland auch den Landwir-
ten gegenüber mit offenen Kar-
ten spielt, die Pläne transparent 
macht und Details zur geänder-
ten AVVGeA offenlegt.

Wahrscheinlich sei, dass auch 
die nun geplanten Änderungen 
wieder als „geheime Kommando-
sache“ behandelt werden und 
die betroffenen landwirtschaftli-
chen Betriebe erst unnötig kurz-
fristig Informationen zu den ge-
änderten Bedingungen erhalten. 
Von Butler zufolge erfolgt die 
Neuabgrenzung auf Grundlage 
eines völlig unzureichenden und 
ungeeigneten Messnetzes. So 
würden die Landwirte wieder ge-
zwungen, Klagen zu erheben – al-
lein schon, um Fristen zu wahren. 
„Nach über 31 Jahren Hickhack“ 
rund um die deutsche Umset-
zung der EU-Nitratrichtlinie wä-
re es notwendig, dass das Bun-
deslandwirtschaftsministerium 
jetzt den Dialog mit den betrof-
fenen Landwirten sucht und end-
lich ein Verfahren etabliert wird, 
das den Gewässerschutz sicher-
stellt, gleichzeitig aber auch prak-
tikable Handlungsmöglichkeiten 
für die Betriebe eröffnet.

„Tiefengrundwasser – wie wei-

Prof. Dr.-Ing. Martin Grambow, Bayerisches Umweltministerium, Prof. 
Dr. Friedhelm Taube, Universität Kiel, Organisatorin Dr. Juliane Thimet, 
Bayerischer Gemeindetag, Benno Strehler, Landesamt für Umwelt 
und Carl-Wilhelm von Butler, Bayerischer Bauernverband. Bild: CH

ter?“ lautete der Titel des Vor-
trags von Ministerialdirigent 
Prof. Dr.- Ing. Martin Grambow, 
Bayerisches Staatsministerium 
für Umwelt und Verbraucher-
schutz. Aktuell nutzen 306 kom-
munale Wasserversorger Tiefen-
grundwasser bzw. Tiefengrund-
wasser-Mischwasser. Dies ent-
spricht einem Anteil von etwa 14 
Prozent der Wasserversorger in 
Bayern. 

Grambow sieht Staat und Poli-
tik als Zuständige für jedes Was-
ser in der Hauptverantwortung. 
„Das Wasser für uns Menschen 
muss von hervorragender Qua-
lität sein.“ Das oft bis mehrere 
Jahrtausende alte Tiefengrund-
wasser sei von natürlicher Rein-
heit, regeneriere sich sehr lang-
sam und trage bei jedem Eingriff 
ein hohes Risiko nachteiliger irre-
versibler Veränderungen. Es sei 
die „eiserne Reserve“ für künfti-
ge Generationen und daher be-
sonders schutzbedürftig, erklär-
te Grambow. Eine Nutzung in 
bestimmten Grenzen und unter 
strengen Auflagen, zum Beispiel 
für die Gewinnung von natürli-
chem Mineralwasser, stehe dem 
per se nicht entgegen.

Bereits im LfU-Merkblatt von 
1995 sei darauf verwiesen wor-
den, dass die Förderung von 
Tiefengrundwasser „keine Lö-
sung ist, um anthropogen be-
lastetes Grundwasser aus höhe-
ren Grundwasserstockwerken 
zu ersetzen“, informierte Gram-

Organisatorin Dr. Juliane Thimet, Bayerischer Ge-
meindetag und Thorsten Glauber, Bayerischer 
Umweltminister.  Bild: Zeiler

bow. Eine dauerhafte Nutzung 
solle nur auf Ausnahmefälle 
beschränkt bleiben, zudem sei 
die Nutzung oberflächennaher 
Grundwasservorkommen stets 
anzustreben. 

Laut einem „Rahmenkonzept 
der Trinkwassernotversorgung“ 
des Bundesamts für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophen-
hilfe vom Februar 2022 muss laut 
Grambow die Resilienz der öf-
fentlichen Wasserversorgung ge-
stärkt werden und im Falle einer 
starken Einschränkung oder ei-
nes Ausfalls der kritischen Infra-
struktur der Wasserversorgung 

die Mindestversorgung gesichert 
sein. Erforderlich seien die Auf-
stellung neuer Trinkwassernot-
versorgungskonzepte sowie die 
Berücksichtigung vorhandener 
öffentlicher und privater Anlagen 
und Einrichtungen, wie etwa Ge-
winnungsanlagen von Getränke-
herstellern. „Gemeinsam sollte 
die Wasserfamilie eine Strategie 
Wassersicherheit entwickeln“, 
schlug der Professor vor. Erfor-
derlich sei ein Schulterschluss 
mit allen Wasserversorgern in 
Form von Verbandsanhörungen 
und „Runden Tischen“ zu maß-
geblichen Themen.  DK

Wasser fährt nicht, Wasser fließt!
Keine Wasserkästen mehr, die in die verschiedenen Büroküchen ge-
schleppt werden müssen. Kein Aufwand mehr durch Beschaffung 
oder Lagerung von Flaschenwasser. Stets frisches Wasser – still, 
sprudelnd, zimmerwarm, gekühlt oder auch heiß, immer gefiltert. 
Mit BRITA VIVREAU Wasserspendern ersetzen Sie Mineralwasser 
aus PET- oder Glasflaschen im Handumdrehen durch Trinkwasser di-
rekt aus der Leitung – in Teeküchen, Bürofluren, Kantinen oder Emp-
fangsbereichen der öffentlichen Verwaltung, in Schulen, Kindergär-
ten und öffentlichen Gebäuden.

Vorbild sein

Die AVV Klima untersagt expli-
zit die Beschaffung von Mineral-
wasser und anderen Getränken 
in Einwegverpackungen. Mit lei-
tungsgebundenen Wasserspen-
dern von BRITA VIVREAU in öf-

„Guter Ganztag“ in Hamburg un-
terstützt. Die Behörde für Schu-
le und Berufsbildung stattet alle 
Hamburger Grundschulen mit lei-
tungsgebundenen Trinkwasser-
spendern aus, in Kooperation mit 
dem Trinkwasserversorger HAM-
BURG WASSER und BRITA VIV-
REAU. Darüber hinaus unterstützt 
der Spezialist für Trinkwasserver-
sorgung auch die Kinderstiftung 
der Arche in Frankfurt mit lei-
tungsgebundenen Wasserspen-
dern. So können jetzt 400 Kinder 
und Jugendliche an den 5 Stand-
orten der Frankfurter Arche kos-
tenlos Wasser zapfen.

Warum Sie jetzt umsteigen 
sollten:

• Geringere Kosten. Ein Liter 
Marken-Wasser aus einer Pfand-
flasche kostet etwa 60 Cent, aus 
einem leitungsgebundenen Was-
serspender nur etwa 5 Cent. Zu-
dem amortisieren sich die Kosten 
für diese eigene Quelle in der Re-
gel in ein bis zwei Jahren.
• Große Vielfalt. Sie suchen ein 
Selbstbedienungs-Gerät für eine 
kleine Gruppe von Mitarbeitern 
(BRITA VIVREAU Top 15)? Oder 
Sie müssen schnell große Men-
gen von Glasflaschen füllen (BRI-
TA VIVREAU Fill)? Oder benöti-

gen Sie bestimmte Wassersor-
ten (heiß, sprudelnd usw.)? Wir 
haben für jede Anforderung die 
passende Lösung.
• Bessere CO2e-Bilanz. Die Men-
ge an CO2e ist durchschnittlich 
um ein 7-faches geringer vergli-
chen mit der Verwendung von 
abgefülltem Wasser, vorran-
gig bedingt durch den Wegfall 
von Flaschenproduktion sowie 
den Transportwegen für Beliefe-
rung und Entsorgung. Mit einem 
BRITA VIVREAU Wasserspender 
kann die CO2e Bilanz der Trink-
wasserversorgung verglichen mit 
Flaschenwasser um 86% verbes-
sert werden.
• Abfall vermeiden. Durch Um-
stellung der Wasserversorgung 
von Plastikflaschen auf einen lei-
tungsgebundenen Wasserspen-
der spart eine Behörde mit 500 
Angestellten und einem täglichen 
Wasserverbrauch von 1 l pro Per-
son jährlich ca. 2,6 Tonnen Plas-
tikmüll.
• Hygienisch sicher. Mit der 
speziellen BRITA HygienePlus 
Lösung kann in Behörden ver-
packungsloser und gleichzei-
tig hygienisch sicherer Genuss 
von Trinkwasser gemäß den mi-
krobiologischen Vorgaben der 
Trinkwasserverordnung ermög-
licht werden.
• Eine Komplettlösung: Sie müs-
sen sich um nichts kümmern. Die 
Wasserspender von BRITA kom-
men mit einer 360° Lösung da-
her, die von der Installation des 
Wasserspenders über die War-
tung durch zertifizierte Service-
techniker bis hin zu Markenfla-
schen und Finanzierungsoptio-
nen reicht.  r

AdvertorialAdvertorial

nen Ausführungen zufolge geht 
die Zunahme der Jahresmit-
teltemperatur bis 2100 um ca. 
1,1 bis 3,8 0C mit höheren Ver-
dunstungsraten sowie einer wei-
teren Zunahme von Hitzetagen 
(> 30 0C) und tropisch warmen 
Nächten (> 20 0C) einher. Nie-
derschläge werden tendenziell 
im Winter ab- und im Sommer 
zunehmen. In Zukunft werde es 
wahrscheinlich häufigere und in-
tensivere Starkniederschläge ge-
ben, ebenso werden Trockenpe-
rioden häufiger vorkommen.

Aufgrund des Klimawandels 
liegen laut Strehler seit 2003 
„unterdurchschnittliche Neubil-
dungsraten“ beim Grundwasser 
vor. Trübungen und mikrobiolo-
gische Belastungen im oberflä-
chennahen Grundwasser zum 
Beispiel nach Starkregen, eine 
Verschlechterung der Rohwas-
serqualität durch Niedrigwasser 
in langen Trockenperioden, so-
wie Algenblüten in Trinkwasser-
talsperren seien die Folgen. „Die-
se Auswirkungen können zu ei-
nem vermehrten Bedarf an Fil- 
trations- und Desinfektionsmaß-
nahmen führen“, betonte Streh-
ler. Gleichzeitig bekannte er sich 
zu einem aktiven Ressourcen-
management. Vor dem Hinter-
grund des Klimawandels sei die-
ses wichtiger denn je.

Insgesamt müsse das „Was-
serland Bayern“ neu gedacht 
werden. Hierzu nehme das Pro-
gramm „Wasserzukunft Bayern 
2050“ die Trink- und Brauchwas-
serversorgung des Freistaats um-
fassend in den Blick. In den fünf 
Säulen Wasser speichern, Wasser 
verteilen, Wasser schützen, Was-
ser schätzen und Wasser gesamt-
staatlich denken soll eine Vielzahl 
von konkreten Projekten gestar-
tet werden. Diese reichen von 
einer neuen Studie für Wasser-
speicher über Zukunftskonzep-
te zur Wasserversorgung vor Ort 
und der Fernwasserversorgung 
bis hin zu intelligenten Bewässe-
rungsprojekten in der Landwirt-
schaft und der Umsetzung von 
Gewässerrandstreifen. Aktuel-
le Projekte befassen sich mit der 
„Erfassung, kleinmaßstäblichen 
Abgrenzung und Bewertung von 
Einzugsgebieten für Trinkwasser-
gewinnungen“ sowie der Fort-
schreibung der Wasserversor-
gungsbilanzen für den Prognose-
zeitraum 2035. Ziel ist eine gesi-

Den Durst auf Knopfdruck löschen: nachhaltig, hygienisch und verant-
wortungsbewusst. Mit BRITA Vivreau leitungsgebundenen Wasser-
spendern können öffentliche Einrichtungen zu bewusstem Umgang 
mit unserem Trinkwasser anregen. Bild: BRITA

Schon die Kleinsten können ler-
nen, mit dem kostbaren Lebens-
mittel Wasser verantwortungsvoll 
umzugehen. Bild: BRITA

fentlichen Gebäuden ist der Weg 
zu einer klimaneutralen Verwal-
tung denkbar einfach. Zudem hät-
te es Vorbildcharakter, das eigene 
regionale Wasser aus leitungsge-
bundenen Wasserspendern anzu-
bieten und würde einen enormen 
Beitrag zur Nachhaltigkeit leisten. 
Denn das Wasser steht auf Knopf-
druck immer frisch und gefiltert 
zur Verfügung, hygienisch absolut 
einwandfrei. Und die Verschwen-
dung von Wasser würde einge-
schränkt werden, denkt man an 
die vielen Wasserreste aus Fla-
schen, die einfach weggeschüttet 
werden. 

Warum Trinkwasser schon 
bei Kindern Thema sein sollte 

Junge Menschen können schon 
früh einen bewussten Umgang 
mit der Ressource Wasser lernen. 
Ziel ist es, mit Bundes- und Lan-
desbehörden oder Städten und 
Kommunen zusammenzuarbei-
ten, um sie in ihrem nachhaltigen 
Handeln zu unterstützen. So hat 
BRITA beispielsweise die Initiative 
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Der größte und älteste Hochbehälter des Staudenwasser- 
Zweckverbandes bei Siebnach wird im kommenden Winter gene-
ralsaniert. Bild: Walter Kleber

Bayerische Wassertage 
in Augsburg

Bereits zum 17. Mal veranstaltete der Förderverein KUMAS – 
Kompetenzzentrum Umwelt e.V. gemeinsam mit den Kooperati-
onspartnern Bayerisches Landesamt für Umwelt, Grünbeck Was-
seraufbereitung GmbH, HPC AG, MVV Industriepark Gersthofen 
GmbH und IHK Schwaben die Bayerischen Wassertage. Der Fach-
kongress mit rund 180 Teilnehmern aus dem gesamten Bundes-
gebiet fand im Kongress am Park in Augsburg als Livestream statt.

Die Bayerischen Wassertage 
griffen aktuelle Entwicklungen 
im Umwelt- und speziell im Was-
serrecht auf. Auf dem Programm 
standen die Themen „Aktuelle 
Entwicklungen im Wasserrecht 
und Gewässerschutz“, „Starkre-
gen, Sturzfluten, Hochwasser - 
Vorhersagen und Risikominimie-
rung“, „Nullschadstoffziel der 
EU und nachhaltige Chemikali-
enstrategie“, „Abwasserverord-
nung im Genehmigungsverfah-
ren“ sowie „Aktuelle Einzelfra-
gen der Wasserbewirtschaftung 
und im Gewässerschutz“.

Ahrtal-Katastrophe

Flächenversiegelungen und die  
dichte Bebauung der Talsohle 
führten im Ahrtal im Juli 2021 zu 
Wasserabflüssen mit Pegelhöhen, 
die es so noch nicht gegeben hat. 
Insbesondere die Verbauung der 
freien Abflussfläche habe zur Ka-
tastrophe geführt, erläuterte Dr. 
Thomas Roggenkamp vom Geo-
graphischen Institut der Universi-
tät Bonn. Historisch gesehen gab 
es allerdings schon im Juli 1804 
ein Hochwasserereignis mit ähn-
lich großen Scheitelabflüssen. Bei 
der Siedlungsentwicklung müs-
sen laut Roggenkamp verstärkt 
historische Ereignisse in Gefah-
renkarten und -analysen berück-
sichtigt werden, um fehlerhafte 
Risikoabschätzungen zu vermei-
den. Kritische und dichte Bebau-
ungen auf Talsohlen, die den frei-
en Abfluss behindern, führten zu 
unkalkulierbaren Risiken mit ent-
sprechenden Konsequenzen.

Auch auf regionaler Basis wer-
den die Vorhersagemöglich-
keiten von Starkregenereignis-
sen durch den Einsatz innovati-
ver Technologien laufend ver-
feinert und bilden die Basis für 
einen wirksamen Katastrophen-
schutz. Wie Dr. Tanja Winter-
rath vom Deutschen Wetter-
dienst (DWD) betonte, bestäti-
ge die Auswertung langjähriger 
Daten die Beobachtung, dass die 
Jahresniederschlagsmenge zu-
nimmt. Erwartet wird, dass die 
Niederschläge in Zukunft inten-
siver werden und häufiger auf-

treten. Darüber hinaus wird sich 
der Klimawandel auf alle Kom-
ponenten des Wasserhaushalts 
auswirken. So werden einerseits 
mehr Dürreperioden mit Was-
serknappheit, andererseits ex-
treme Niederschläge mit Hoch-
wasser erwartet. 

Anhand des Pilotprojekts Wet-
zendorfer Park in Nürnberg, das 
der städtebaulichen Erschlie-
ßung eines 34,5 Hektar großen 
Planungsgebiets inklusive 15 
Hektar Park und Grünverbindun-
gen als Wohngebiet dient, zeig-
te Dr. Michael Probst von Björn-
sen Beratende Ingenieure auf, 
wie man diesen Problemen mit 
„Klimainseln“ begegnen möch-
te. Durch das Planungsgebiet 
in Nürnberg fließen der Wet-
zendorfer Landgraben und der 
Seegraben. Diese beiden Fließ-
gewässer überfluten bei Stark-
regenereignissen einen großen 
Teil des geplanten Wetzendorfer 
Parks. Außerdem macht ein ho-
her Grundwasserstand bereichs-
weise eine Oberflächenversi-
ckerung unmöglich. 

Nürnberger Pilotprojekt 

Aus diesen Gründen, in Ver-
bindung mit dem knapp bemes-
senen städtischen Retentions-
raum, wurde ein Pilotprojekt ini- 
tiiert, bei dem Baumrigolen als 
„Blau-Grüne Infrastruktur“ zum 
Einsatz kommen. Das Wasser 
wird in den Rigolen angestaut und 
steht so den Straßenbäumen in 
Trockenperioden länger zur Ver-
fügung. Die Rigolen fungieren als 
Wasserreservoir und Regenwas-
serrückhalt, sind also optimal mit 
Wasser versorgte Baumstandor-
te und damit Klimainseln, die der 
innerstädtischen Aufheizung im 
Sommer entgegenwirken.

Wie Probst ausführte, weisen 
Klimainseln bei konsequenter An-
wendung ein Speichervermögen 
weit jenseits üblicher Dimensio-
nierungsansätze der Regenwas-
serbewirtschaftung auf. Damit sei-
en sie ein wirkungsvoller Beitrag 
zur „Schwammstadt“. Aufgrund 
des relativ großen Bedarfs an ab-
flusswirksamen Flächen könne 
zur Speisung der Klimainseln auch 
über die Nutzung privater Dach- 
und Hofflächen nachgedacht wer-
den. Insbesondere bei kleinen 
Fließgewässern seien die Aus-
wirkungen auf den Wasserhaus-
halt im Detail zu prüfen. „Gegebe-
nenfalls sind der Schwammstadt 
Grenzen gesetzt“, erklärte Probst.

Bei der Aufstellung eines 
Sturzflut-Risikomanagements 
werden Gemeinden vom Frei-
staat unterstützt. Auf dieser Ba-
sis ließ der Markt Diedorf im 
Landkreis Augsburg ein entspre-
chendes Konzept mit breiter Bür-
gerbeteiligung ausarbeiten und 
bezieht die Ergebnisse in die Bau-
leitplanung, den Grunderwerbs-
plan und in die Ausführung klei-
nerer technischer Maßnahmen, 
wie etwa mobile Schutzmaßnah-
men, schon vor der Fertigstel-
lung des Endberichts mit ein.

Bürgermeister Peter Högg 
schätzte den besonderen Wert 
der durch die Bearbeitung aus-
gelösten Bürgerbeteiligung. Dies 
führte zu einer Sensibilisierung 
und verstärktem Problembe-
wusstsein für Fragestellungen 
des Hochwasserschutzes. Högg 
zufolge wird das integrale Kon-
zept Sturzfluten-Risikomanage-
ment zur Querschnittsaufgabe  
der Abteilungen in den Kom-
munen und ein „buchstäblicher 
Werkzeugkasten für alle Aktiven 
in den Gemeinden“. DK

Zweckverband Stauden-Wasserversorgung:

Hochbehälter bei Siebnach 
wird für die Zukunft  

fit gemacht
Mit der Sanierung und Ertüchtigung seines größten und ältesten 
Hochbehälters in Siebnach (Gemeinde Ettringen) im Grenzgebiet 
der Landkreise Augsburg und Unterallgäu steht dem Zweckver-
band Stauden-Wasserversorgung in den kommenden Monaten 
ein anspruchsvolles Großprojekt ins Haus. 

Füssen:

Kläranlagen-Personal trifft 
sich zur Weiterbildung

Vor welchen Herausforderungen stehen die Betreiber von Kläranla-
gen im Zusammenhang mit dem Klimawandel? Wie kann künftig der 
anfallende Klärschlamm beseitigt werden? Über Fragen wie diese 
tauschten sich kürzlich 13 Mitarbeiter von Kläranlagen aus dem süd-
lichen Ostallgäu unter Leitung von Karlheinz Musikant, Lehrer bei 
der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Ab-
fall, beim Abwasserzweckverband Füssen aus. Das Treffen der Fach-
leute fand im Rahmen der Kläranlagen-Nachbarschaften statt.

Die Folgen des Klimawandels 
treffen auch das Personal der 
Kläranlagen. Karlheinz Musikant, 
Lehrer bei der Deutschen Verei-
nigung für Wasserwirtschaft, Ab-
wasser und Abfall, zeigte beim 
Treffen der Kläranlagen-Nach-
barschaft Ostallgäu-Süd beim Ab-
wasserzweckverband Füssen den 
13 Teilnehmern auf, wie sich die 
Kläranlagenbetreiber auf die Fol-
gen von Starkregen und Trocken-
perioden vorbereiten können: 
„Wir können darauf reagieren, in-
dem wir die Schwammstadt aus-
bauen.“ 

Wichtig sei, dass möglichst vie-
le und großflächige Sickerflächen 
bereitstehen, etwa durch die Ver-
meidung von Flächenversiege-
lung oder die Schaffung von Be-
cken und Mulden auf einer Wie-
se in der Senke. „Im Normalfall 
kann die Fläche beispielsweise als 
Fußballplatz genutzt werden“, bei 
Starkregen fungiere die Fläche 
dagegen als Regenbecken. Auch 
die Dachbegrünung birgt laut 
Musikant viel Potential als Was-
serspeicher.

Ein weiteres Thema, das in Zu-
kunft an Bedeutung zunehmen 
wird, ist die Entsorgung des bei 
der Aufbereitung des Abwassers 
anfallenden Klärschlamms. Vor 
20 Jahren noch sei der Schlamm 

Schon seit geraumer Zeit ist 
die Verwaltung um Werk- und 
Geschäftsleiter Armin Drexl am 
Verbandssitz in Reichertshofen 
(Gemeinde Mittelneufnach) mit 
der Planung der Maßnahme 
beschäftigt. 55 Jahre nach der 
Gründung des Zweckverbandes 
ist auch dessen Infrastruktur 
in die Jahre gekommen. Wäh-
rend das Wasserwerk in Rei-
chertshofen mit Verwaltungsge-
bäude, Pumpenhaus und Bau- 
hof technisch und energetisch 
bereits auf dem neuesten Stand 
ist, liegt das Augenmerk in den 
kommenden Jahren auf den drei 
Hochbehältern in Siebnach, Im-
melstetten und Aretsried. 

Verbandsversammlung gibt 
grünes Licht

Den Anfang macht der mit 
4.000 Kubikmetern Fassungs-
vermögen größte Hochbehäl-
ter auf dem 633 Meter hoch 
gelegenen Schlegelsberg in 
Siebnach. Der Hochbehälter  
befindet sich altersbedingt mitt-
lerweile in einem sanierungs-
bedürftigen Zustand und ent-
spricht nicht mehr den aktuel-
len technischen Vorgaben. 

In der jüngsten Verbandsver-
sammlung in der Staudenland-
halle Fischach gaben die Ver-
bandsräte der 21 Städte, Märk-
te und Gemeinden jetzt grünes 
Licht für die Planung der Maß-
nahme, die Constantin Vogg 
vom gleichnamigen Ingenieur-
büro aus Großaitingen vorstell-
te. Der Werkausschuss wurde 
mit der Vergabe der Arbeiten 
beauftragt. 

Generalsanierung mit  
1,3 Mio. Euro veranschlagt

Wie der Verbandsvorsitzen-
de, Langenneufnachs Altbür-
germeister Josef Böck, erläuter-
te, müsse von Sanierungskosten 
in Höhe von 1,3 Millionen Euro 
ausgegangen werden. Die Mit-
tel sind in den Haushalten 2022 
und 2023 bereitgestellt. Aller-
dings könne aufgrund der aktu-
ell angespannten Situation auf 
dem Bausektor keine verlässli-
che Kostenschätzung erfolgen. 
Sollte die Kostenkalkulation um 
mehr als ein Viertel steigen, 
würde eine weitere Verbands-
versammlung einberufen. 

Fakt sei jedoch, so Böck, dass 
der Hochbehälter zeitnah sa-
niert werden müsse: „Eine Ver-
zögerung um ein weiteres Jahr 
ist nicht möglich!“ Das sei dem 
Zweckverband vom Gesundheit-
samt im Landratsamt Unterall-
gäu unmissverständlich mitge-
teilt worden. Für die langfristi-
ge Sicherung von hygienisch ein-
wandfreiem Trinkwasser und 
für die Einhaltung der gesetzli-
chen und technischen Anforde-
rungen sei die Sanierung nicht 
länger aufschiebbar. 

Geplanter Zeitraum: 
Oktober 2022 bis März 2023

Die einzelnen Teilprojekte sind 
eine Neubeschichtung der Was-
serkammern, hygienische Sa-
nierungsmaßnahmen, eine um-
fassende elektrotechnische Er-
tüchtigung, sicherheitsrelevan- 
te Maßnahmen und allgemei-
ne bauliche Einzelmaßnahmen. 
Im Vorgriff auf die anstehen-
de Generalsanierung seien als 
Sofortmaßnahme bereits hy-
gienisch bedenkliche Fugen- 
instandsetzungen in beiden 

Wasserkammern vorgenommen 
worden. Zudem wurde auf-
grund drohender Undichtigkeit 
in Eigenleistung des Bauhofes 
die bereits poröse und beschä-
digte Außenhaut komplett neu 
abgedichtet. 

Weil die Maßnahmen nicht 
in der sommerlichen Hochför-
derphase vorgenommen wer-
den können, ist die Hochbehäl-
ter-Sanierung im Zeitraum von 
Oktober 2022 bis März 2023 ge-
plant. In der Folge werden dann 
auch die beiden Hochbehälter 
in Immelstetten und in Arets-
ried saniert. 

Geringe Kapazitäten

Aufgrund der beengten Ver-
hältnisse am Hochbehälter III 
in Aretsried ist es vorgesehen, 
so Werkleiter Armin Drexl, zwei 
kleinere angrenzenden Grund-
stücke (2.700 Quadratmeter) 
zu erwerben. Auch der Hoch-
behälter in Aretsried entspre-
che ebenfalls nicht mehr dem 
Stand der Technik und müsse 
aufgrund der geringen Kapazität 
von nur 500 Kubikmetern mit-
telfristig erweitert oder gar er-
setzt werden. Drexl: „Derartige 
Maßnahmen können allerdings 
nur durchgeführt werden, wenn 
dafür auch ausreichend Platz 
zur Verfügung steht, was aktu-
ell nicht der Fall ist. Dem kann 
für die Zukunft nur mit einer Flä-
chenerweiterung entgegenge-
wirkt werden.“

Der Zweckverband Stau-
den-Wasserversorgung wurde  
am 5. September 1967 von 
den sieben Staudengemein-
den Kreuzanger, Langenneuf-
nach, Reichertshofen, Rein-
hartshausen, Reinhartshofen, 
Schwabegg und Walkertsho-
fen gegründet. Heute versorgt 
der Verband – Wassergäste ein-
geschlossen – über 39.000 Ein-
wohner in 21 Städten, Märkten 
und Gemeinden (mit 84 Ortstei-
len) in den Landkreisen Augs-
burg, Unterallgäu und Günz-
burg mit hochwertigem Trink-
wasser. 

Versorgungsgebiet

Das Versorgungsgebiet er-
streckt sich über eine Fläche 
von rund 500 Quadratkilome-
tern. Das Wasser fließt über 166 
Kilometer Fern- und 462 Kilo-
meter Orts- und Anschlusslei-
tungen zu rund 9500 Haus- und 
Grundstücksanschlüssen. För-
dermengen Pro Jahr werden in 
Reichertshofen durchschnittlich 
2,5 Millionen Kubikmeter Was-
ser gefördert. Davon werden 
rund 1,65 Millionen Kubikme-
ter an Tarifabnehmer und rund 
750.000 Kubikmeter an Was-
sergäste und Notverbunde ab-
gegeben. Die maximale geneh-
migte Fördermenge der sechs 
Brunnen beträgt 2,55 Millio-
nen Kubikmeter pro Jahr. Die-
se Fördermenge ist bis 2027 ge-
sichert. 

Wasserpreis

Der Wasserpreis beträgt 88 
Cent netto pro Kubikmeter (ab 
2020). Personal Am Verbands-
sitz in Reichertshofen sind 20 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter (Voll- und Teilzeit) in Verwal-
tung und Bauhof beschäftigt. 
Werk- und Geschäftsleiter ist 
seit 2007 Armin Drexl.

Weitere Infos: www.stauden-
wasser.de wkl

zu je einem Drittel in der Land-
wirtschaft verwertet, zur Rekul-
tivierung verwendet und ver-
brannt worden. Heutzutage wer-
den nur noch je etwa neun Pro-
zent in der Landwirtschaft und 
durch Rekultivierung verwendet. 
Der Rest muss anderweitig ent-
sorgt werden – und das kann teu-
er werden; etwa, wenn er ver-
brannt wird. Musikant riet den 
Teilnehmern, eine kommunale 
Zusammenarbeit zu prüfen und 
gemeinsam eine Trocknungsanla-
ge anzuschaffen, die Geld einspa-
re. Dies lohne sich allerdings erst 
ab einer Einwohnerzahl von ins-
gesamt 100 bis 150.000.

Eine weitere Möglichkeit, den 
Schlamm zu entsorgen, sei die 
Pyrolyse, die Niedrigtempera-
tur-Verkohlung, die im Vergleich 
zur Verbrennung Energie ein-
spare. Allerdings sei dies im Mo-
ment noch Zukunftsmusik, da die 
entstehende Kohle als Dünger in 
der Landwirtschaft derzeit noch 
nicht zugelassen ist. Die Kohle 
könnte in Zukunft aber auch an-
derweitig verwendet werden, 
sagte Musikant – als Filtermate-
rial, um Medikamentenrückstän-
de und Mikroplastik vom Abwas-
ser zu trennen. Und Musikant 
ist sich sicher: „Die vierte Reini-
gungsstufe wird kommen.“ r

Kinder zu Gast, Enten zu Besuch
Das Team der Abensberger Kläranlage hatte die 4. Klassen der Abensberger Aventinus Grundschule 
zu Gast. Munter und neugierig ging es zu, als Klärwerksleiter Konrad Ettengruber vier Klassen nach- 
einander durch die Anlage im Bad Gögginger Weg führte und ihnen anhand der einzelnen Stationen 
erklärte, wie eine Kläranlage funktioniert. Auch das Büro und mikroskopische Betrachtungen im La-
bor gehörten dazu – spannend! 
Die zehnjährige Emily aus Dürnhart erklärte nachher, was zu sehen und zu erfahren war. „Dieses komi-
sche Vorlagebecken haben wir zuerst angeschaut.“ Dort wird das Wasser gesammelt und dann in ein 
biologisches Becken gepumpt. „Da waren sogar Enten drin“, staunte sie. Dann ging es weiter in die so 
genannte Rechenanlage. Diese bildet den ersten Teil der mechanischen Reinigung – oder Emily: „Alles 
was größer ist als fünf Millimeter kommt raus.“ Nächste Station war das Labor: „Wir haben uns Bakte-
rien unterm Mikroskop angeschaut. Die waren mini und haben sich komisch bewegt.“ Die „fast zehn 
Jahre“ alte Mara sagt: „Die reinigen das Wasser!“ Und die kleine Pia, ebenfalls knapp vor dem zehnten 
Geburtstag: „Und im Büro war ein sehr, sehr süßer Hund.“ Luisa erinnerte nochmal an das Rechenbe-
cken: „Da hat es schon gestunken.“ Aber: „Was man da alles rausfischt! Handys, einen toten Goldfisch, 
Schmuck.“ Konrad Ettengruber: „Wir haben alles drin, was durch das WC passt. Leider.“ Klassenlehre-
rin Vera Durie und Betreuer Nour Homsi waren sowohl von der Führung als auch von ihren Schützlin-
gen begeistert und dankten für die interessante und abwechslungsreiche Führung. Bild: Stadt Abensberg

http://www.staudenwasser.de
http://www.staudenwasser.de
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IHRE MEINUNG 

IST GEFRAGT!

Weitere Infos: 
https://gruenlink.de/2ivx

Direkt zur Umfrage: 
www.surveymonkey.de/r/5Z6N3S3

Wir als Grüne Landtagsfraktion laden alle 
Kommunalpolitiker*innen in Bayern zu einer Umfrage zu 
den Bayerischen Kommunalverfassungen ein. Teilen Sie 
uns mit, wie zufrieden Sie mit den aktuellen Regelungen 
in der Gemeindeordnung, Landkreisordnung und 
Bezirksordnung sind, wo Sie Verbesserungsbedarf sehen 
oder sich mehr Praxistauglichkeit wünschen!

    Umfrage zur Bayrischen 
Gemeindeordnung

Landkreisordnung und
Bezirksordnung

Freisinger Gartentage: 

Schonender Umgang mit der Natur
Nach zwei Jahren Abstinenz war die Gartenwelt wieder in den be-
schaulich-meditativen Höfen und Gärten des ehemaligen Klosters 
Neustift zu Gast. Die Freisinger Gartentage fanden allerdings co-
ronabedingt als „Light-Version“ statt, d.h. ohne Vortragsprogramm, 
aber mit jeweils verlängerten Öffnungszeiten. 

Etwa 70 ausgewählte Gärtne-
reien aus ganz Deutschland und 
dem europäischen Ausland bo-
ten an zwei Tagen ihre hoch-
wertigen Pflanzen, Raritäten 
und Neuzüchtungen zum Ver-
kauf an. Von Rosen, Pfingstro-
sen, Sommerblumen, Gerani-
en, Gräsern, Stauden, Heil- und 
Gemüsepflanzen, Kräutern über 
botanische Raritäten, mediter-
rane Pflanzen bis zu Zwerggehöl-
zen war alles geboten, was das 
Herz der Gartenliebhaber hö-
herschlagen lässt. Aufgrund des 
überragenden Angebots sind die 
Freisinger Gartentage längst ei-
nes der bedeutendsten Ereignis-
se im internationalen Gartenka-
lender. 

Mit der Ausstellung Insekten-
vielfalt im Garten zeigte die Kreis-
gruppe Freising des Bund Natur-
schutz in Bayern, dass es gar 
nicht so schwer ist, den Garten 
oder sogar Balkon insekten- und 
wildtierfreundlich zu gestalten 
und so ein Paradies für Wildbie-
nen, Glanzkäfer und Schmetter-
linge zu schaffen. 

Der Landschaftspflegeverband 
Freising e. V. präsentierte das 
BfN (Bundesamt für Natur-
schutz)-Projekt Wiesenbrüterge-
biet Thonstetten, das in der Mo-
dellregion Freisinger Ampertal –
MehrWERT als beispielhafte Bio-
topverbundmaßnahme mit vier 
Kommunen und weiteren Akteu-
ren umgesetzt wurde. 

Das Wiesenbrütergebiet in 
Thonstetten ist ein ehemali-
ges Niedermoor. Um das Gebiet 
landwirtschaftlich nutzbar zu 
machen, wurden hier Entwässe-
rungsgräben angelegt, die heute 
immer noch bestehen. Aufgrund 
fehlender Pflege sind einige die-
ser Gräben mit Gehölzen zuge-
wachsen. Diese vertikalen Struk-
turen verhindern unter anderem 
die Wiederansiedlung des bo-
denbrütenden Brachvogels, denn 
er reagiert sehr empfindlich auf 
lange und dichte Hecken, von de-
nen er mit seinem Gelege deut-
lich Abstand hält. Nach der Ent-
buschung und einer anschließen-
den artenreichen Ansaat werden 
die Gräben zusätzlich zu einem 

Lebensraum für zum Beispiel Li-
bellen, wie die selten geworde-
ne Vogel-Azurjungfer. Gefördert 
wurde die Maßnahme zu 90 Pro-
zent über Mittel der Landschafts-
pflege- und Naturparkrichtlinien, 
die restlichen Gelder brachte der 
Landschaftspflegeverband Frei-
sing auf.

Der Archäologische Verein 
im Landkreis Freising e. V. stell-
te seinerseits einen Querschnitt 
der Funde von der Urzeit über 
die Jungsteinzeit, Bronzezeit, Ei-
senzeit, Römerzeit und Mittelal-
ter bis in die Neuzeit in 15 Vitri-
nen aus. Erstmals zu sehen wa-
ren insbesondere einige Funde 
der Urzeit.

Forum der Gartenkultur

Darüber hinaus boten die Frei-
singer Gartentage weiteren Ver-
einen und Organisationen ein Fo-
rum, ihre Arbeit für Gartenkul-
tur und Naturschutz zu präsen-
tieren und Mitglieder zu werben. 
Mit dabei waren der Verein zur 
Erhaltung der Nutzpflanzenviel-
falt, Freisinger Land e. V. (Abtei-
lung Imker) sowie der Geflügel-
zuchtverein Freising. Stadt und 
Landkreis präsentierten in Koope-
ration das vielfältige Freizeit- und 
Tourismusangebot der Region.  DK

Deutsche Baumpflegetage 2022: 

Alleen, Artenschutz  
und Klimawandel

Nach zwei Jahren Zwangspause hatten die Deutschen Baumpflege-
tage 2022 wieder einen großen Zulauf. 1580 Expertinnen und Ex-
perten und 590 Besucher der Baumpflege-Messe waren begeistert 
darüber, vom 10. bis zum 12. Mai wieder persönlich in Augsburg zu-
sammenzukommen. Im Fokus der dreitägigen Fachtagung standen 
der Alleen- und Artenschutz sowie Bäume an Straßen und urbanen 
Standorten. Dabei ging es vor allem darum, neueste Erkenntnisse 
auszutauschen und Lösungsmöglichkeiten im Umgang mit den kli-
mabedingten Herausforderungen zu diskutieren. Doch auch ande-
re brisante Themen kamen im Kletterforum und im Großen Saal der 
Messe Augsburg zur Sprache, zum Beispiel, ob gängige Schönheits- 
ideale eine Rolle in der Baumpflege spielen.

„Alleen sind ein essenzieller 
Bestandteil unserer Kulturland-
schaft und waren deshalb ein 
wichtiger Themenschwerpunkt 
in diesem Jahr“, sagte Thomas 
Amtage, gemeinsam mit Pro-
fessor Dr. Dirk Dujesiefken Ge-
schäftsführer des größten eu-
ropäischen Baumpflege-Events. 
Dies äußerte sich auch in der 
Wahl der diesjährigen Fachpart-
ner: die Parlamentsgruppe Kul-
turgut Alleen und die Alleen-
schutzgemeinschaft (ASG). 

Der Baum  
als Verkehrshindernis

Cornelia Behm, Vorsitzen-
de der ASG und Mitglied in der 
Parlamentsgruppe, fokussierte 
in ihrem Vortrag den seit Jahr-
zehnten schwelenden Konflikt 
zwischen dem Schutz von Al-
leenlandschaften und der Ver-
kehrssicherheit: „Als 1995 der 
Unfall mit Aufprall auf Bäume 
in die Verkehrsunfallstatistik 
aufgenommen wurde, war der 
Baum als Verkehrshindernis aus-
gemacht. Und noch heute tra-
gen unter anderem die Richtli-
nie RPS 2009 und die Empfeh-
lungen zum Schutz vor Unfällen 
mit Aufprall auf Bäume (ESAB) 
dazu bei, dass Bäume als Gefah-
renquelle wahrgenommen wer-
den, anstatt den Blick auf die di-
versen Unfallursachen zu rich-
ten.“ Im Bemühen, das Dilemma 
aufzulösen, stehen die ASG und 
die Parlamentsgruppe Kulturgut 
Alleen in ständigem Austausch 
mit zuständigen Politikern, Be-
hörden und Verbänden. „Es wird 
besser, aber es gibt noch viel zu 
tun! Deshalb haben wir bei den 
Deutschen Baumpflegetagen die 
Chance genutzt, Politik und Ge-
sellschaft einmal mehr aufzu-
fordern, den Alleenschwund zu 

stoppen und sich für ihren Schutz 
einzusetzen“, so Cornelia Behm.

Wie viel Schönheit  
braucht der Baum?

Dieser provokanten Frage ging 
der Eröffnungsvortrag von Dirk 
Dujesiefken und dem Schweizer 
Mark Bridge im Kletterforum auf 
den Grund. „Das Schönheitside-
al in unserer Gesellschaft ist stark 
geprägt vom Streben nach Sym-
metrie, Jugendlichkeit und Ma-
kellosigkeit. Entsprechend wer-
den zahlreiche Bäume geschnit-
ten. Andererseits finden viele 
die alten, knorrigen Baumgestal-
ten mit ihren Höhlen, Rissen und 
Altersspuren besonders schön“, 
sagte Dirk Dujesiefken. Daraus 
ergebe sich die Frage: „Was ist 
das Produkt, das wir als Baum- 
pfleger abliefern möchten? Wol-
len wir an Altbäumen alles ´Un-
perfektè  abschneiden und uns 
von gesellschaftlichen Stereoty-
pen leiten lassen, oder können 
wir auch Schäden und Defekte 
akzeptieren?“

Mark Bridge hatte dazu eine 
klare Meinung: „Das Argument, 
es sei der Wunsch des Kunden, 
einen Baum aus optischen Grün-
den komplett zu bereinigen, las-
se ich nicht pauschal gelten. Den-
noch klettern die Baumpfle-
ger oftmals dem hintersten Tot- 
holz hinterher, weil dieses nicht 
dem gesellschaftlichen Bild ei-
nes ǵemachteǹ  Baumes ent-
spricht. Vielleicht sind die Para-
meter klassischer Schönheit auch 
in den Köpfen der Baumpfleger 
verankert. Wir dürfen und sollten 
mutig sein und im Sinne der Bäu-
me mit diesen Konventionen bre-
chen. Bäume brauchen kein Face- 
lifting!“ Auch die ZTV Baumpfle-
ge, erläuterte Dirk Dujesiefken, 
habe sich angepasst, indem das 

Regelwerk Ausschreibungen er-
mögliche, bei denen Totholz in 
Bäumen belassen oder einge-
kürzt werden könne, wenn dieses 
die Verkehrssicherheit nicht ge-
fährde. Allgemein sei es die Auf-
gabe von Baumpflegern, die An-
forderungen der Verkehrssicher-
heit, des Arten- und Denkmal-
schutzes und der Gestaltung zu 
berücksichtigen und bestmöglich 
in Einklang zu bringen. 

Der Umgang mit  
abgestorbenen Bäumen

Nicht minder aktuell ist ein 
weiteres Thema, das die Sachver-
ständigen Thomas Amtage und 
Andreas Detter gemeinsam mit 
Carsten Beinhoff von der Berufs-
genossenschaft SVLFG behandel-
ten: Die Fällung akut abgestorbe-
ner Bäume. „Die Folgen des Kli-
mawandels treffen die Bäume in 
der Stadt ebenso wie auf Wald-
flächen. Durch den Hitze- und 
Trockenstress können zuvor noch 
vitale Bäume innerhalb kürzes-
ter Zeit absterben und die Ver-
kehrssicherheit erheblich beein-
trächtigen“, so Thomas Amtage. 
Das Entfernen dieser Bäume, so 
Carsten Beinhoff, stelle erheb-
liche Anforderungen an die Ar-
beitssicherheit dar, denn die Ar-
beit an gänzlich abgestorbenen 
Bäumen sei mit einer erhöhten 
Unfallgefahr verbunden. Allein 
2021 habe sich die Zahl der durch 
Schad- und Totholz verursachten 
Unfälle im Vergleich zum Vorjahr 
verdoppelt. „Bei frisch abgestor-
benen Bäumen ist es daher erfor-
derlich, aufgrund ihres besonde-
ren Schadbildes eine andere Her- 
angehensweise beim Umgang 
zu wählen als bei den bisher be-
kannten Schadsymptomen“, sag-
te Andreas Detter - und erläuter-
te im Anschluss mit Thomas Amt-
age und Carsten Beinhoff konkre-
te Gefahren und Strategien.

Mehr Raum für  
die Baumpflege-Messe

Traditionell begleitete die 
Baumpflege-Messe auch in die-
sem Jahr die Deutschen Baum- 
pflegetage. 145 Aussteller zeig-
ten in der Messehalle und im 
Außengelände ihre Innovatio-
nen für die Branche. „Die Nach-
frage ist gegenüber 2019 noch 
einmal gestiegen, sodass wir die 
Ausstellungsfläche erneut ver-
größert haben“, berichtete Irina 
Kaths-Knigge von der Geschäfts-
stelle der Deutschen Baumpfle-
getage.

„Kamera läuft“, dieses Signal 
hörte man in diesem Jahr häufig 
im Kletterforum der Deutschen 
Baumpflegetage. Da die hier ge-
haltenen Vorträge nicht im Jahr-
buch der Baumpflege nachzule-
sen sind, wurden einige von ih-
nen in diesem Jahr professionell 
gefilmt. Diese themenbezoge-
nen Filme gibt es bald zum Down-
load gegen Gebühr auf der Inter-
netseite www.deutsche-baum- 
pflegetage.de. Hier kann man 
auch das aktuelle Jahrbuch der 
Baumpflege bestellen, dass die 
Vorträge der diesjährigen Fachta-
gung im Großen Saal beinhaltet.

Der Termin für die Deutschen 
Baumpflegetage 2023 in Augs-
burg steht ebenfalls bereits fest: 
25.-27. April 2023.  r

ECO-Feuchtsalztechnologie von Bucher Municipal:

Trockensalz sparen, Liegezeit erhöhen
Immer wieder befasst man sich bei Bucher Municipal mit dem The-
ma der Feuchtsalzstreuung mit erhöhtem Soleanteil. Neben der 
ECO FS 50 Technologie wurde die ECO FS 100 Technologie mit rei-
ner Sole entwickelt. Beide Varianten helfen mit, Trockensalz einzu-
sparen und die Liegedauer des Taumittels zu erhöhen – ein großer 
Sprung in Richtung einer höheren Wirtschaftlichkeit. 

Ständig streben die Winter-
dienst-Experten von Bucher Mu-
nicipal nach neuen Technolo-
gien, um die winterliche Glät-
tebekämpfung effektiver und 
damit wirtschaftlicher zu ge-
stalten. Das Resultat ist die 
ECO-Feuchtsalztechnologie. Sie 
ist in den Ausführungen ECO FS 
50 sowie ECO FS 100 verfügbar.

ECO FS 50 – Streuen mit  
erhöhtem Soleanteil

Während sich allgemein die 
Glättebekämpfung mit FS 30 – 
Feuchtsalz mit 30 Prozent Sole-
anteil – durchgesetzt hat, geht 
die ECO FS 50 von Bucher Muni-

cipal darüber hinaus. In der Pra-
xis hat sich gezeigt, dass die Er-
höhung des Soleanteils von 30 
auf 50 Prozent das Streubild sehr 
günstig beeinflusst. Weitere Vor-
teile sind eine schnell einsetzen-
de Tauwirkung, weniger Materi-
alverwehungen durch den nach-
folgenden Verkehr sowie eine hö-
here Restsalzmenge bei gleichem 
Verkehrsaufkommen und im glei-
chen Zeitraum. Dadurch können 
die Zeitabstände zwischen den 
einzelnen Streuvorgängen erhöht 
und die Einsatzzyklen verringert 
werden. Zudem ist Sole preis-
günstiger als reines Trockensalz – 
auch dies erhöht die Wirtschaft-
lichkeit im Winterdienst. Die 

durchweg positiven Streuergeb-
nisse der ECO FS 50 Feuchtsalz-
technologie wurden von der Bun-
desanstalt für Straßenwesen 
(BASt) nach DIN EN 15597-1/2 
überprüft und bestätigt.

ECO FS 100 – Streuen mit rei-
nem Flüssigstreustoff

Bei der neuen ECO FS 100 
Technologie, die sich zum prä-
ventiven Streuen anbietet, wird 
100 Prozent reine Sole verwen-
det. Es stehen unterschiedliche 
Ausführungen mit Streubreiten 
von sechs, acht und zwölf Metern 
zur Verfügung. Bucher Municipal 
hat sich die hohe Präzision der 
ECO FS 100 Technologie als ers-
ter Winterdienstanbieter in Be-
zug auf Normverteilung und ma-
ximale Wurfweite in Anlehnung 
an die DIN EN 15597-1/2 von der 
Winterdienst-Prüfstelle WINDIP 
bestätigen lassen.  r

Ein wichtiger Baustein der FS 100 Feuchtsalztechnologie von Bucher 
Municipal ist die Streueinheit BrineStar® zum breitflächigen Ausbrin-
gen reiner Sole. Sie erzielt ein präzises Streubild mit einer Streubreite 
bis 12 Metern. Bild: Bucher Municipal

https://www.surveymonkey.de/r/5Z6N3S3
https://www.surveymonkey.de/r/5Z6N3S3
https://gruenlink.de/2ivx
http://www.deutsche-baumpflegetage.de
http://www.deutsche-baumpflegetage.de
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Unimog-Kommunaltag in der Gemeinde Wald im Allgäu:

Faszination in RAL 2011
Die Unimog-Generalvertretungen (UGV‘en) Henne Nutzfahrzeu-
ge GmbH aus Kirchheim und Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG aus 
Neu-Ulm luden nach beinahe zweijähriger Pause ihre kommunalen 
Kunden, insbesondere die Mitarbeiter von Bauhöfen und Straßen-
meistereien, zum Kommunaltag auf den Berghof Babel in Wald im 
Allgäu ein. Auch Kunden der UGV Knoblauch GmbH aus Immendin-
gen waren zu Gast. Präsentiert wurde Neues rund um den Unimog 
und seine „kleineren Artverwandten“, also wendige Geräteträger, 
die in den Bereichen zum Einsatz kommen, für die der Unimog zu 
groß ist. Und so leuchtete es in der Gemeinde Wald schon von wei-
tem in kommunal-orange – die gebräuchliche Bezeichnung für den 
Farbton RAL 2011. Die Repräsentanten der UGV’en Thomas Rie-
ger von Henne Nutzfahrzeuge und Tim Oßwald von Wilhelm Mayer 
freuten sich über mehr als 300 Fachbesucher.

„Insgesamt haben uns 16 
Partner bei der Durchführung 
dieses Informationstags unter-
stützt“, lobte Rieger das Engage-

diesem neuen Modell wurde auf 
den besonderen Komfort geach-
tet. Das Fahrzeug lässt sich auch 
bei niedrigen Geschwindigkei-

robuster Geräteträger genau 
diese Eigenschaften. Wie kein 
anderes Fahrzeug lässt sich der 
Unimog daher in der Arealpfle-
ge in Städten und Gemeinden 
und im Straßenbetriebsdienst 
einsetzen. Auch die regelmäßig 
notwendige Bankettpflege kann 
mit einem Unimog in nur einem 
Arbeitsgang und von nur einer 
Person erledigt werden. Was 
es bei der Bankettpflege beson-
ders zu beachten gilt, wurde im 
ABC der Kommunaltechnik in 
Ausgabe GZ 5/2022 dargestellt. 
Die für die Bankettinstandhal-
tung mit dem Unimog passen-
den Anbaugeräte liefert die Fir-
ma AS-Baugeräte, die als Part-
ner mit auf dem Kommunaltag 
vertreten war und die sich „Ein 
Fahrzeug! Eine Überfahrt! Drei 
Arbeitsabläufe!“ auf die Fah-
nen geschrieben hat. Die Effek-
tivität des Bankettverdichters 
Typ PV 5000 bspw. wurde durch 
die Kombination mit einer Kehr-
maschine erhöht. So kann, ohne 
zusätzlichen Aufwand, die Stra-
ße im Bankettbereich gleichzei-
tig abgefräst, verdichtet und ge-
reinigt werden. Vorgestellt wur-
de auch eine Asphaltfräse Typ 
ASF 500 FM, die mit sehr kurzen 
Rüstzeiten auskommt. Sie eig-
net sich besonders für die parti-
elle Asphaltreparatur. 

Die gesamte Ausstellung zog 
nach einem intensiven Tag wei-
ter nach Neumarkt in der Ober-
pfalz. Auch hier wurden knapp 
300 Besucher erwartet, die sich 
selbst ein Bild von der unglaubli-
chen Einsatzvielfalt des Unimog 
machen wollten. Rieger sagte 
selbst voller Überzeugung, dass 
die derzeitigen Unimog-Model-
le „in Sachen Qualität, mit die 
Besten sind, die Daimler je her-
gestellt hat.“ Richard Karg, Ver-

V.l.:Thomas Rieger, Henne Nutzfahrzeuge, Tim Oßwald, Wilhelm 
Mayer, mit der Ersten Bürgermeisterin der Gemeinde Wald, Johanna 
Purschke, und Richard Karg, Knoblauch vor dem Unimog U 535. Bild: CH

treter der Knoblauch GmbH, er-
gänzte, dass mit dem Einsatz 
von aus dem Flugzeugbau stam-
menden Faserverbundwerkstof-
fen für die Karosserie der Uni-
mog „praktisch nicht mehr ros-
ten kann. Und das ist extrem 
wichtig, schließlich ist der Uni-
mog im Winterdienst ständig 
Streusalz ausgesetzt.“ Oßwald 
fügte an, dass natürlich auch der 
hohe Wiederverkaufswert des 
Unimog nicht außeracht gelas-
sen werden dürfe: „Die Fahrzeu-
ge sind teils auch nach langjähri-
gem Arbeits-Einsatz sehr gut zu 
verkaufen. Kaum ein Fahrzeug 
ist so wertstabil wie ein Uni-
mog.“ CH
Weiterführende Infos:
• ABC der Kommunaltechnik:: 
h t t p s : // w w w . g e m e i n d e -
ze i t u n g .d e/ h o m e p a ge/ i n -
d e x . p h p / i n h a l t / b l i c k -
p u n k t e / k o m m u n a l - a b -
c/3737-gz-5-2022-abc-der-kom-
munaltechnik
• Video zum Kommunaltag in 
Neumarkt: https://www.youtu-
be.com/watch?v=EO0J_k5GDes

Unimog mit Bankettverdichters Typ PV 5000. Bild: CH

ment der Firmen und Oßwald 
ergänzte: „Nur dank der Hil-
fe unserer langjährigen Partner 
können wir die Vielseitigkeit des 
Unimog präsentieren, denn erst 
die Anbaugeräte ermöglichen 
die vielen Anwendungen.“

Bequem arbeiten mit 354 PS

Als besonderes Prunkstück 
wartete ein nigelnagelneu-
er Unimog U 535 auf die Besu-
cher, mit 354 PS das momen-
tan stärkste Arbeitstier im Uni-
mog-Programm mit einem zu-
lässigen Gesamtgewicht von 
16,5 t und einem Gesamtzug-
gewicht von max. 40 t. Erst am 
Vorabend der Veranstaltung 
konnte Rieger das neue Fahr-
zeug in Empfang nehmen und 
überführte den U 535 persön-
lich von Kirchheim nach Wald, 
insgesamt knapp 140 km. Das 
erlaubte ihm, sich selbst von ei-
nem angenehmen, entspannten 
Fahrgefühl zu überzeugen. Bei 

ten gut rangieren. Bei der Aus-
wahl eines Fahrzeugs, das stän-
dig im Einsatz sein soll, ist es be-
sonders wichtig auf den Sitz-
komfort des Fahrers zu achten. 
Schließlich ist die Fahrerkabine 
genauso Arbeitsplatz, wie für 
manch anderen der (inzwischen 
höhenverstellbare) Schreibtisch 
und der ergonomisch angepass-
te Drehstuhl. Auf die Frage nach 
eventuellen Lieferschwierig-
keiten kann Thorsten Heinzel-
mann, Regionalleiter Vertrieb 
Unimog bei der Daimler Truck 
AG in Wörth, beruhigen: „Mit 
drei bis vier Monaten Lieferzeit 
bekommt man seinen Unimog 
immer noch relativ schnell.“

Wirtschaftlich,  
umweltfreundlich und flexibel

Im Kommunaleinsatz und in 
der Straßenunterhaltung zäh-
len Wirtschaftlichkeit, Leistung, 
Umweltfreundlichkeit und Fle-
xibilität. Der Unimog vereint als 

Leuchtendes Kommunalorange oder auch RAL 2011 in der Gemeinde Wald im Allgäu. Bild: CH

Kommunalforum Alpenraum Talk:

Premiere im Zeichen  
der Mobilitätswende
Bürgermeisterin Kathrin Alte (Anzing) und Mobilitätsexperte 
Hans-Peter Kleebinder zeigten beim Kommunalforum Alpenraum 
Talk in München auf, welche Maßnahmen für eine echte Mobilitäts-
wende gesetzt werden müssen. Das Fazit: Wenn es wirklich zu Fort-
schritten kommen soll, muss jeder Einzelne sein Verhalten ändern.

Mobilität ist eine wichtige 
Grundlage für Lebensqualität und 
Wohlstand im Alpenraum. Aber 
wie kommen wir künftig gerech-
ter, nachhaltiger und effizienter 
von A nach B? „Es braucht vor 
allem zwei Dinge: Erstens Viel-
falt und Optionen beim Ange-
bot, ob mit vier oder zwei Rädern, 
über oder unter der Erde. Mik-
romobilität ist einer der Schlüs-
sel“, betonte Hans-Peter Klee-
binder anlässlich des 1. Kommu-
nalforum Alpenraum Talks beim 
Lindner-Stand auf der diesjähri-
gen IFAT in München. Kleebinder 
ist Studienleiter „Smart Mobility 
Management“ an der Universität 
St. Gallen und unabhängiger Ex-
perte für Zukunftsmobilität. Zwei-
tens seien Vernetzung und hier 
vor allem Digitalisierung gefragt, 
um die Anforderungen der Zu-
kunft zu meistern. „Eines der Zu-
kunftsthemen heißt Mobilität auf 
Knopfdruck“, sagte Kleebinder im 
Gespräch mit Constanze von Has-
sel, Chefredakteurin der Bayeri-
schen Gemeindezeitung.

Kosten als Knackpunkt

Kathrin Alte, 1. Bürgermeiste-
rin von Anzing, ortet bei vielen 
Bürgerinnen und Bürgern den 
Wunsch nach der Mobilitätswen-
de. „Die Frage ist aber immer, 
wer das bezahlen soll.“ Die Ge-
meinden müssten mit den not-
wendigen Finanzmitteln ausge-
stattet werden, um die verschie-

denen Maßnahmen umsetzen 
zu können. „Ohne Moos ist bei 
der Mobilitätswende nichts los“, 
brachte es die Bürgermeisterin 
auf den Punkt.

Der Kommunalforum Alpen-
raum Talk passte thematisch 
hervorragend zur IFAT, die rund 
119.000 Besucher anlockte und 
damit die weltgrößte Messe für 
Umwelttechnologien ist. „Die Mo-
bilitätswende muss auch bei Kom-
munalfahrzeugen hergestellt wer-
den“, erklärte Katharina Schlegel, 
Director IFAT Auslandsmessen, in 
ihrem Statement. TV Bayern live 
hat über den Talk berichtet. Der 
Beitrag ist hier https://www.tv-
bayernlive.de/mediathek/video/
mobilitaetswende abrufbar.

Kommunalforum Alpenraum

Das Kommunalforum Alpen-
raum ist eine Initiative, die es 
sich zum Ziel gesetzt hat, Ge-
meinden in den alpinen Regio-
nen zu vernetzen und gemein-
sam an Lösungen für die Zu-
kunft zu arbeiten. 2013 vom 
Tiroler Fahrzeughersteller Lind-
ner ins Leben gerufen stan-
den bei den bisherigen Veran-
staltungen Themen wie die Di-
gitalisierung der Gemeinden, 
das Potenzial von Gemeinde- 
kooperationen, die Energiever-
sorgung oder der Fachkräfte-
mangel im kommunalen Bereich 
auf dem Programm: www.kom-
munalforum-alpenraum.eu.  r

V.l.: Initiator des Kommunalforums Alpenraum, Mag. David Lindner, 
Traktorenwerk Lindner, Karthin Alte, Erste Bürgermeisterin der Ge-
meinde Anzing, Constanze von Hassel, Bayerische GemeindeZeitung 
und Mobilitätsexperte Dr. Hans-Peter Kleebinder. Bild: Clavis

Naturpark Altmühltal gewinnt 
Dätzel-Medaille 

Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger gratuliert den Preisträgern

Das Zentrum Wald-Forst-Holz Weihenstephan zeichnete den Natur-
park Altmühltal für seine Ausstellung „WaldZukunft? Klimawandel, 
Wald und Du!“ mit der Georg-Dätzel-Medaille aus. Die Ausstellung 
des Naturparks zeigt die Waldschäden im Altmühltal und ruft jeden 
Einzelnen zu mehr Klimaschutz auf. Die Preisverleihung fand am 11. 
Mai 2022 am Jahresempfang des Forstzentrums mit dem bayeri-
schen Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger statt.

Dr. Peter Pröbstle, Präsident 
der Bayerischen Landesanstalt 
für Wald und Forstwirtschaft 
begrüßte die Gäste aus Politik, 
Verbänden und Wissenschaft. 
Pröbstle sprach in Vertretung für 
Prof. Dr. Klaus Richter, dem Lei-
ter des Zentrums. Mit dem Preis 
werden Projekte, Initiativen oder 
Aktionen gewürdigt, die die An-
wendung und Umsetzung von 
Waldwissen in der forstlichen 
Praxis oder seine Verbreitung in 
der Öffentlichkeit fördern und 
damit die Brücke zwischen dem 
forstlichen Kompetenzzentrum 
Weihenstephan und der Gesell-
schaft schlagen. „Prämiert wur-
de vorwiegend die Ausstellung, 
aber ebenso die Kooperation 
zwischen den verschiedenen be-

teiligten Organisationen – ne-
ben dem Naturpark wirkten der 
BUND Naturschutz, der Landes-
bund für Vogelschutz, die Bay-
erischen Staatsforsten AöR so-
wie das Amt für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten maßgeb-
lich an der Ausstellung mit“, so 
Pröbstle in der Laudatio: „Wir 
müssen die Leute aufrütteln, da-
mit wir auch in Zukunft noch ei-
ne lebenswerte Umwelt haben!“

„Das Thema Klimawandel 
brennt uns allen – den Förstern, 
den Naturschützern und natür-
lich auch uns im Naturpark – un-
ter den Nägeln“, betonte Monika 
Klement vom Informations- und 
Umweltzentrum Naturpark Alt-
mühltal bei der Preisverleihung. 
„Wir müssen die Leute aufrüt-

teln, damit wir auch in Zukunft 
noch eine lebenswerte Umwelt 
haben!“ Dazu leistete die Aus-
stellung einen wichtigen Beitrag, 
denn sie fokussiert sich nicht nur 
auf die Schäden im Wald, son-
dern zeigt auch was bereits für 
den Klimaschutz und damit auch 
für den Wald getan wird. 

Hoffnungsträger Wald

Darüber hinaus appelliert sie 
an jeden Einzelnen und an die Po-
litik zu handeln. Regionalität, um-
weltbewusst konsumieren und 
reisen, nachhaltig wohnen und 
bauen und die erneuerbare Ener-
gieversorgung sind ein paar Stich-
worte, die den Gestaltungsspiel-
raum jedes Einzelnen aufzeigen. 

„Der Wald wird aber nicht 
nur als Opfer des Klimawandels, 
sondern dank seiner vielfälti-
gen Ökosystemleistungen auch 
als Hoffnungsträger gezeigt“, er-
gänzt Professor Dr. Reinhard Mo-
sandl, der als Vorsitzender des 
Fördervereins Zentrum Wald-

Forst-Holz Weihenstephan e.V. 
die Medaille an Monika Klement 
überreichte. 

Energieträger Holz

Wirtschaftsminister Hubert Ai-
wanger ging in seiner Rede auf 
die Bedeutung der Forst- und 
Holzwirtschaft in der bayeri-
schen Bioökonomie sowie im Kli-
maschutz ein: „Holz ist ein wich-
tiger Bestandteil der heimischen 
Bioökonomie. Nachhaltige Nut-
zung, wie sie in Deutschland seit 
Jahrhunderten betrieben wird, ist 
der beste Schutz unserer Wälder 
und ersetzt fossile Rohstoffe. Von 
der Energiegewinnung über Bau-
material bis hin zu Papier, Verpa-
ckungsmaterial und Vorproduk-
ten für die chemische Industrie 
wie Lignin bietet das Holz eine 
breite Palette an unverzichtba-
ren Nutzungen. Holznutzung ist 
aktiver Klimaschutz! Die 700.000 
 privaten Waldbesitzer tragen ge-
nauso wie der öffentliche und 
staatliche Waldbesitz für die Sta-
bilität der Wälder eine große Ver-
antwortung. Hierbei ist die fach-
kundige Bewirtschaftung das Ge-
bot der Stunde.“

Mit 40 Mrd. Euro Umsatz ist 
das Cluster Forst und Holz ein be-
deutender Wirtschaftszweig und 

wichtiges Standbein im ländli-
chen Raum. Holz ist der ener-
gieeffizienteste Baustoff, regio-
nal verfügbar und damit beson-
ders klimafreundlich. Zusätzlich 
speichert jeder Kubikmeter ver-
bautes Holz eine Tonne Kohlen-
dioxid. In Zeiten sich verknappen-
der Energieversorgung rückt Holz 
auch verstärkt als Energieträger 
in den Fokus. 

Dank geht an den Förderver-
ein des Forstzentrums, der den 
Jahresempfang alljährlich un-
terstützt und die Dätzel-Medail-
le stiftet. Die Ausstellung „Wald-
Zukunft? Klimawandel, Wald und 
Du!“ war im Sommer und Herbst 
2021 im Einsatz und soll auch 
weiter ausgestellt werden. Inter-
essenten können sich an den Na-
turpark Altmühltal wenden.  r
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Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Besser abschneiden.
Die wirtschaftliche Lösung: der Unimog BlueTEC 6. 
Wenn es um kommunale Aufgaben wie Mäheinsätze geht, 
macht dem Unimog keiner etwas vor. Dafür sorgen hohe 
Achslasten für bis zu drei Mähausleger, der innovative 
Fahrantrieb EasyDrive für den spontanen Wechsel 

zwischen hydrostatischem Antrieb und Schaltgetriebe 
sowie die kraftvolle Zapfwelle und eine leistungsstarke 
Hydraulik für effizientes Arbeiten. Seine hohe Produktivität 
verbindet der Unimog mit kompakten Abmessun gen, 
Pkw-ähnlichem Komfort und bester Übersicht.

Profitieren Sie mit unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Und Action!
1.500 Interessierte beim Beutlhauser Action Day im Jahnstadion in Regensburg 

In ganz Deutschland ist Beutlhauser mit Stationen für Miete und 
Verkauf von Baumaschinen und -geräten, Flurförderzeugen sowie 
Kommunaltechnik vertreten. Im Gebiet rund um Regensburg ar-
beiten diese drei Geschäftsbereiche Hand in Hand. Daher wurde 
die Oberpfalz für die erste Großveranstaltung in der Zeit nach Co-
rona ausgewählt. Mehrfach geplant, aber dann doch wieder ver-
schoben, stellte das Team in nur sechs Wochen ein attraktives 
Programm für den Action Day auf die Beine. Unterstützt von über 
50 Partnern wurden Fahrzeuge, Anbaugeräte und Dienstleistun-
gen vorgestellt. Claus Artmayer, Leiter Geschäftsbereich Kommu-
naltechnik Vertrieb und Service, berichtete hocherfreut von der 
großartigen Resonanz: „Ca. 1.500 Besucher haben sich angekün-
digt. Vorbereitung und Aufbau verliefen reibungslos und schließ-
lich war auch noch der Wettergott gnädig.“ 

Als Spezialist für Kommunal-
technik hat Beutlhauser seine 
Produktpalette rund um den 
Mercedes-Benz Unimog ge-
strickt, dem Klassiker unter den 
Mehrzweckgeräten. Städte, Ge-
meinden und öffentliche Ein-
richtungen profitieren von der 
vielfältigen Einsetzbarkeit und 
der Erweiterbarkeit des Uni-
mog. Mit den unterschiedlichen 
Anbaugeräten wird aus dem 
Grundmodell ein vielseitig ein-
setzbares Multitalent etwa für 
Transport, Winterdienst, Mäh-
arbeiten oder sogar als Schie-
nenfahrzeug für die Transport-
logistik. 

Der Action Day bot nun die 
passende Gelegenheit, um Neu-
heiten und Highlights rund um 
den Unimog zu präsentieren.

Kranimog

In der Action Zone fürhte Ste-
fan Holzki von der Firma Fisch-
bacher den Kranimog vor. Die 
Firma Fischbacher, ein Uni-

ne maximale Reichweite von 
16,90 Meter, wenn der Arm 

überfahren werden können wie 
z.B. Treppen, mit Sole behandelt 
werden. Laut Herstellerangaben 
können mit der Verwendung 
von Sole bis zu 75 % Streusalz 
eingespart werden und die An-
schaffungskosten amortisieren 
sind je nach Einsatzgebiet und 
Maschine bereits nach ein bis 
zwei Jahren. Im Sommer findet 
der Unimog mit demselben Auf-
bau Verwendung zum Waschen, 
Schwemmen und Gießen. Dafür 
ist ein mobiler Hochdruckreini-
ger integriert. Auch zum Trans-
port von Trinkwasser ist er ge-
eignet, eine Anforderung, die 

Die Ansprechpartner für die Kommunaltechnik bei Beutlhauser v.l.: 
Astrid Kerpen und Claus Artmayer. Bild: CH

Unimog mit Hubarbeitsbühne von  
Palfinger.  Bild: CH

Der Kranimog.  Bild: CH

quer ausgeschwenkt wird, oder 
eine Arbeitshöhe von maximal 
25,30 Meter. Helmut Schmid 

von der Firma Pal-
finger präsentier-
te diese leichte 
Hubarbeitsbühne 
für den Unimog. 
Der Prototyp ist 
bereits bei einem 
Unternehmen für 
U m w e l t s e r v i c e 
und Baumpflege 
im Einsatz. Beson-
ders in schwieri-
gem Terrain, wie 
z.B. beim Frei-
schneiden von 
Stromleitungen, 
ist ein geländegän-
giges Fahrzeug wie 
der Unimog Gold 
wert. 

Der von Kunden 
immer wieder ge-
äußerte Wunsch 
nach einer passen-
den Arbeitsbühne, 
die leicht zu trans-
portieren wäre, 
konnte nun erfüllt 
werden. 

Ecotech IceFighter®

Jörg Hackl von Eco-
tech erläuterte die 
Vorzüge von in Was-
ser gelöstem Salz, also 
Sole, gegenüber Streu-
salz. Sole kann opti-
mal dosiert und salz-
sparend auf die Flä-
che ausgebracht wer-
den ohne Wehverluste 
durch Wind. Sole wirkt 
schneller als Streu-
salz und genauso gut 
– auch bei Minus-Tem-
peraturen. Bei Kopf-
steinpflaster bspw. 
bleibt die Sole auf der 
Oberfläche haften, 
während die Wirkung 
von Streusalz in den 
Ritzen verpufft. Streu-
salz muss im Frühjahr 
ggf. auch wieder auf-
gekehrt werden. Der 
IceFighter® von Eco-
tech bringt die Sole auf 
einer Breite von bis zu 
5,60 Metern aus und 
ist zusätzlich mit ei-
nem Schlauch ausge-
stattet, so dass auch 
Bereiche, die nicht mit 
dem Unimog direkt 

ABC der Kommunaltechnik 
Reifendruckregelanlage

Die optimale Auslastung des kommunalen Fuhr-
parks wird oft durch multifunktionale Kom-
munaltechnik erreicht, die konstant über das 
gesamte Jahr für vielfältige Anwendungen ein-
gesetzt werden kann. Diese Aufgabenvielfalt 
bedeutet für Geräteträger oft den Einsatz auf 
unterschiedlichen Untergründen und vor allem 
den stetigen Wechsel zwischen Straße und Ge-
lände. Bei diesen beiden Extremen werden be-
sonders an die verwendeten Reifen sehr un-
terschiedliche Anforderungen gestellt. Auf 
asphaltierten Straßen soll Kraftstoff gespart und 
eine große Tragfähigkeit für hohe Geschwindig-
keiten erreicht werden. Im Gelände oder auf 
dem Feld sind eine hohe Zugkraft und eine ge-
ringe Bodenverdichtung das Ziel. Um diese Ei-
genschaften während des Einsatzes zu beein-
flussen, können moderne Kommunalfahrzeuge 
mit einer Reifendruckregelanlage ausgestattet 
werden.

Das elektropneumatische System steuert den 
Reifeninnendruck bei luftbereiften Fahrzeugen 
über die direkte Zu- oder Abführung von Druck-
luft. Man unterscheidet zwischen externen Anla-
gen, die die Luft mittels Schlauch und Drehdurch-
führung von außen über den Kotflügel zum Rad 
führen und integrierten Systemen, die die Druck-

luft direkt von innen durch die Radnabe zum Ven-
til bringen und den Reifen be- bzw. entlüften kön-
nen. Die integrierte Lösung hat den Vorteil, dass 
weniger lose Teile außen am Fahrzeug sind, die be-
schädigt werden könnten. Bei einem Unimog kann 
der Luftdruck sogar während der Fahrt im Cockpit 
über die Lenkradtasten angepasst werden.

Optimale Fahrsicherheit

Für eine optimale Fahrsicherheit ist es wich-
tig, dass sowohl die Radreifenkombination als 
auch der Reifendruck und die Fahrgeschwindig-
keiten aufeinander abgestimmt sind. Ein hoher 
Druck im Reifen sorgt für eine kleine Kontaktflä-
che zum Untergrund und damit zu geringerem 
Verschleiß und Kraftstoffersparnissen. Gleichzei-
tig sind die Tragfähigkeit und Lenkstabilität am 
höchsten. Ein niedriger Reifendruck erlaubt da-
für eine hohe Traktion, eine gute Selbstreinigung 
und verhindert Flurschäden durch eine geringere 
Bodenpressung. Das ist besonders bei landwirt-
schaftlichen Anwendungen wichtig. Auch Wald-
brand-Einsatzfahrzeuge verfügen oft über Rei-
fendruckregelanlagen, um hohe Geschwindigkei-
ten auf der Straße mit guten Fahreigenschaften im 
Gelände zu verbinden.  r

In Kooperation mit Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
www.gemeindezeitung.de/ABC 

GZ KOMMUNAL-

genden Auspuff wird weniger 
Staub, Schmutz oder Schnee 
verwirbelt.

Die ferngesteuerte Dieselrau-
pe von Bergmann wurde kom-
plett in Deutschland entwickelt 
und gebaut. Sie bewältigt Quer-
neigungen von bis zu 55 °. Das te-

leskopierbare Fahrwerk gestat-
tet mulchen und mähen in stei-
lem Gelände. Besonders attrak-
tiv: Anbaugeräte verschiedenster 
Hersteller sind verwendbar. 

Für das Team der Kommunal-
fahrzeugsparte ist die Feuerpro-
be mit dem Action Day bestan-

den. Im Anschluss an die IFAT 
(Anfang Juni) geht es weiter mit 
Servicetagen in Hengersberg 
(7.7.2022), Kulmbach (20.9.2022) 
und Hagelstadt (22.09.2022). Im 
Herbst nimmt Beutlhauser an der 
Messe GaLaBau (14.-17.9.2022) 
in Nürnberg teil.  CH

mog-Servicepartner, hat sich 
dem platzsparend abstellbaren 
Kran gewidmet und dabei auf 
höchste Sicherheitsstandards 
geachtet. Der Kran kann in we-
nigen Minuten an einen Unimog 
an- bzw. auch wieder abgebaut 
werden. 

Notwendig ist dazu beim 
Fahrzeug ein Spezialrahmen, 
der nachgerüstet werden kann. 
Durch diesen Rahmen bleibt die 
Universalität des Unimog erhal-
ten. 

Der Clou: Wird der Kran nicht 
benötigt, kann er zusammenge-
klappt auf einem rollbaren Ge-
stell aufbewahrt und aber auch 
mit Muskelkraft bewegt – also 
verräumt – werden. 

Holtzki betont: „Niemand 
muss unter den Kran. Wir bie-
ten mit dem Kranimog größ-
te Sicherheit bei höchster Be-
weglichkeit.“ Der Kran hat eine 
Reichweite von 9,20 Meter und 
kann bis zu 630 Kilogramm he-
ben. 

Hubarbeitsbühne  
von Palfinger

Mit der Hubarbeitsbühne 
von Palfinger trifft die Gelän-
defähigkeit des Unimog auf ei-

inzwischen vermehrt von Kom-
munen angefragt wird.

Reform Metrac H 75 und H 95 
und Bergmann-Raupe

Wenns nicht gleich der gro-
ße Unimog sein soll, wird man 
trotzdem bei Beutlhauser fün-
dig. Christian Walter, Ansprech-
partner für extrem hangtaugli-
che Fahrzeuge bei Beutlhauser, 
führt den Reform Hangmäher 
Metrac H 75 und H 95 sowie die 
ferngesteuerte Bergmann Rau-
pe vor. Der Mäher ist ein sehr 
geländegängiges Fahrzeug und 
besonders nachgefragt bei Au-
tobahn- und Straßenmeister-
eien sowie Flussmeisterstel-
len. Die Modelle H 75 und H 
95 sind mit neuen Perkins-Mo-
toren ausgestattet und extrem 
leise. Das optimierte Gelände-
fahrwerk des Fahrzeugs sorgt 
im Zusammenspiel mit dem be-
währten Allradantrieb und dem 
intelligenten Allrad-Lenksystem 
für maximale Traktion und best-
mögliche Bodenschonung der 
Grasnarbe. Durch den obenlie-

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/3737-gz-5-2022-abc-der-kommunaltechnik
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/3737-gz-23-2021-abc-der-kommunaltechnik
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/3737-gz-5-2022-abc-der-kommunaltechnik
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/3737-gz-5-2022-abc-der-kommunaltechnik
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich vertrete die Große Kreis-
stadt Günzburg mit ihren 21.225 
Einwohnerinnen und Einwoh-
nern (Stand: 30.06.2021).
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Am 1. Mai 2002 habe ich mein 
Amt als hauptamtlicher Ober-
bürgermeister der Großen Kreis-
stadt Günzburg angetreten.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 
vor aus?

Ich machte bei der Sparkasse 

ral und bis 2030 energieautark 
zu werden. Daran arbeiten wir 
mit Hochdruck. Die Umgestal-
tung hin zur „Fahrradstadt 
2025“ ist dabei ein wichtiges 
Etappenziel. 
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Der demografische Wan-
del ist auch in einer Stadt wie 
Günzburg spürbar. Mit einem 
seniorenpolitischen Gesamt-
konzept und der barrierefreien 
Umgestaltung des öffentlichen 
Raums (als Modellkommune 
des Projektes „Bayern barrie-
refrei“) gehen wir dies an.

Gerhard Jauernig
Oberbürgermeister der Stadt Günzburg 

und Bezirksvorsitzender  
des Bayerischen Städtetages  

der kreisangehörigen Verbandsmitglieder 
im Regierungsbezirk Schwaben

Günzburg-Krumbach die Ausbildung zum Bank-
kaufmann und absolvierte im Anschluss die Fort-
bildung zum Sparkassenfachwirt. Vor meiner 
Amtszeit als Oberbürgermeister übte ich diesen 
Beruf 16 Jahre lang aus.

Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

In keinem anderen Bereich der Politik gibt es 
eine so kräftige Hebelwirkung wie auf der Ebene 
der Kommunalpolitik. Hier kann man gestalten 
und ist ganz nah mit den Menschen unterwegs.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

In jungen Jahren engagierte ich mich für den 
Bau eines Jugendtreffs in meiner Heimatstadt, 
in Günzburg. Durch dieses Engagement kam ich 
mit kommunalpolitischen Ebenen in Berührung 
und entdeckte die Kommunalpolitik für mich. 
Ich wurde im Jahr 1990 im Alter von 21 Jahren 
in den Günzburger Stadtrat gewählt und 1996 
aus der Mitte des Stadtrates zum Dritten Bür-
germeister bestimmt.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Unabhängig von wichtigen Themen der Stadt- 
entwicklung war es für mich ganz entschei-
dend, sehr zeitnah eine Verwaltungsmoderni-
sierung anzustoßen und umzusetzen. Mit dem 
BürgerServiceCenter, in dem alle relevanten 
Dienstleistungen rund um den Bürger angebo-
ten werden, ist dies gelungen.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Die Stadt Günzburg bewirbt sich aktuell um 
die Ausrichtung einer Landesgartenschau in 
Bayern im Zeitraum 2030 bis 2032. Neben dem 
Schaffen von bezahlbarem Wohnraum, was wir 
durch eine kommunale Wohnbauoffensive ver-
wirklichen wollen, steht der Ausbau des An-
gebots unserer Krippen- und Kitaplätze im Fo-
kus. Günzburg hat das Ziel, bis 2035 klimaneut-

Die Stärkung des innerstädtischen Handels 
wird auch in Zukunft eine ganz wichtige Her- 
ausforderung darstellen. In unserer histori-
schen Altstadt findet sich ein breites Angebot 
an Dienstleistungen, Gastronomie und Ein-
kaufsmöglichkeiten. Der dominanten Konkur-
renz des Internets treten wir mit einer Cityini-
tiative und einer digitalen Einkaufsstadt entge-
gen. Beide Projekte werden von der Kommune 
begleitet und gefördert. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Mit Ratschlägen sollte man vorsichtig sein, 
denn sie könnten falsch aufgenommen werden. 
Aber: Für mich ist Kommunalpolitik kein Spiel-
feld für parteipolitische Interessen. Ich bewer-
te Ideen grundsätzlich nicht nach dem Ort der 
Herkunft, sondern nach deren Qualität und se-
he Diskussionen im kommunalpolitischen Be-
reich als Wettbewerb der Visionen. 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Wir versuchen den Gedanken „Betroffene zu 
Beteiligten zu machen“ zu praktizieren. Im Dia-
log gelingt dies. So haben wir zu den unterschied-
lichsten Themen (z. B. Landesgartenschaubewer-
bung, Einzelhandelskonzept, Günzburg als „Fahr-
radstadt 2025“, Seniorenpolitisches Gesamtkon-
zept, usw.) Verbände, Parteien und letztlich die 
Bürgerschaft zur aktiven Mitarbeit eingeladen. 
In Präsenzterminen, Workshops, aber auch im 
digitalen Austausch sind hier viele Visionen ent-
standen, die von einer breiten Masse getragen 
werden.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die Digitalisierung ist auch in einer Verwal-
tung nicht aufzuhalten. Sie wird weiter an Be-
deutung gewinnen. Und dennoch – auch die 
beste technische Vernetzung ist niemals so gut 
wie der zwischenmenschliche Kontakt und die 
persönliche Begegnung untereinander. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

„Suche nicht nach Fehlern, suche nach Lösun-
gen.“ (Henry Ford)
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Am besten gut. r
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Die Macher des Projekts „Integrative Laufgruppe des LLC Marathon 
e.V. Regensburg“ mit Bezirkstagspräsident Franz Löffler (3.v.li.) und Re-
gensburgs Bürgermeisterin Dr. Astrid Freudenstein.  
 Bild: Lemberger, Bezirk Oberpfalz

Inklusionspreise des Bezirks Oberpfalz:

Mutig neue Wege gehen
Die Schwandorf Tigers, das Theater FRONTAL und LLC Marathon 
Regensburg e.V. sind vom oberpfälzischen Bezirkstagspräsidenten 
Franz Löffler mit dem Inklusionspreis 2021 ausgezeichnet worden. 
Coronabedingt konnten die Preisverleihungen erst jetzt stattfinden.

„Hier, bei der Tigers Family, 
wird Inklusion gelebt“, zeig-
te sich Franz Löffler überzeugt. 
Dass dem so ist, bestätigen nicht 
nur die Zahlen auf dem Papier – 
2017 starteten die Schwandorf 
Tigers mit nur vier aktiven Spie-
lern, jetzt gibt es 35 Aktive – son-
dern auch Jakob Scharf, der stell-
vertretend für Landrat Thomas 
Ebeling erschien. „Sie sind ein 
Vorbild für den Sport des Mitein-
anders im Landkreis Schwandorf 
und in der ganzen Oberpfalz“, er-
klärte Scharf.

Oberbürgermeister Andreas 
Feller betonte, dass vor allem 
das Miteinander und der Spaß 
am Sport bei der inklusiven Bas-
ketballgruppe des TSV 1880 
Schwandorf im Mittelpunkt ste-
he – und nicht der Leistungsge-
danke. „Das gefällt mir so gut, 
dass ich den Tigers am liebsten 
durch ganz Deutschland zu Spie-
len nachreisen will.“

Begeisterung in Zeiten der 
Corona-Einschränkungen

Aufgeben kommt nicht in Fra-
ge – auch nicht während der Co-
rona-Pandemie, die vor allem für 
Menschen mit Behinderung et-
liche Einschränkungen mit sich 
brachte. So schaffte es das seit 
2019 bestehende inklusive The-
ater FRONTAL aus Regensburg in 
besonderem Maße, spontan zu 

reagieren und einen neuen Weg 
zu finden, um soziale Teilhabe für 
Menschen mit Behinderung zu 
schaffen.

Aus dem theaterpädagogi-
schen Projekt wurde in nur zwei 
Wochen vor der geplanten Pre-
miere ein inklusives Filmteam, 
das schnell für Furore sorgte. Mit 
viel ehrenamtlichem Engagement 
entstand der Film „Luisa und Lu-
kas“. Aus dem Theaterstück wur-
de kurzfristig ein Drehbuch. Statt 
auf der Bühne standen die Schau-
spieler nun vor der Kamera. Jun-
ge und ältere Menschen mit oder 
ohne Handicap kamen zusam-
men, um das Stück als Film umzu-
setzen und auf die virtuelle Lein-
wand zu bringen.

Die Filmpremiere fand online 
vor zahlreichen Zuschauern statt. 
„Luisa und Lukas“ wurde zum Er-
folg – zunächst online, und als es 
wieder möglich war, im Kino. Das 
inklusive, theaterpädagogische 
Projekt begeisterte die Men-
schen in einer Zeit, in der die Co-
rona-Einschränkungen eine kul-
turelle Teilhabe kaum möglich 
gemacht haben. Bezirkstagsprä-
sident Löffler hob deshalb bei der 
Preisverleihung im AAC im Am-
berg hervor: „Mit schöpferischer 
Kreativität ist die Gruppe mutig 
neue Wege gegangen.“

Mit dem Sonderpreis wur-
de schließlich das Projekt „Ben-
venutto LLC – Unser Weg nach 

Rom“ ausgezeichnet. „Der LLC 
hat die Herausforderung, Men-
schen mit und ohne Behinderung 
auch während der Pandemie 
sportlich zusammenzubringen, 
perfekt gemeistert“, stellte Löff-
ler fest. Ein Teil, der dazu beige-
tragen hat, sei „Benvenutto LLC“. 
Die Läufer legten von Dezember 
2020 bis Januar 2021 insgesamt 
1.150 Kilometer und 4.000 Hö-
henmeter zurück, also die (vir-
tuelle) Strecke von Regensburg 
nach Rom.

Inklusion soll  
keine Worthülse sein

Die Mitglieder konnten die Ki-
lometer vor Ort sammeln, indem 
sie liefen, wanderten oder walk-
ten. Dabei wurden die Läufer 
mit Behinderung von einem Fa-
milienmitglied oder einem Ver-
einsfreund begleitet. „Wir wol-
len mit unserer Auszeichnung an-
dere Menschen aktivieren, dort 
hinzulangen, wo es nötig ist. Und 
Menschen integrieren“, sagte 
Löffler. Inklusion solle nicht nur 
eine Worthülse sein, sondern mit 
Leben gefüllt werden. In dassel-
be Horn stieß auch Regensburgs 
Bürgermeisterin, Dr. Astrid Freu-
denstein: „Wir zeichnen einen 
Mutmacher, einen Leuchtturm 
aus.“ Denn Inklusion sei ein Pro-
zess, der mit jedem weiteren Vor-
bild irgendwann abgeschlossen 
sein wird – und dann sei Inklusi-
on etwas vollkommen Normales, 
so Freudenstein.  DK

Müller ist neuer Dillinger Landrat
Bei der Landrats-Stichwahl in Dillingen setzte sich Markus 

Müller von den Freien Wählern mit 55,9 Prozent der abgege-
benen Stimmen gegen seinen Kontrahenten Christoph Mettel 
(CSU) durch, der auf 44,1 Prozent kam. Die Wahlbeteiligung 
lag bei 42,4 Prozent. Bereits beim ersten Wahlgang hatte Mül-
ler mit 48,2 Prozent in Front gelegen. Der neue Kreischef tritt 
am 13. Juli die Nachfolge des noch amtierenden Landrats Leo 
Schrell (FW) an. Dieser hatte zu Beginn des Jahres nach einer 
18-jährigen Amtszeit seinen Verzicht auf eine erneute Kandi-
datur erklärt.  DK

Bayerns FW-Landräte: 

Für stärkeren Ausbau  
der regenerativen Energien

Um sich von Öl- und Gaslieferungen aus Russland unabhängig zu 
machen, muss der Ausbau der regenerativen Energien forciert 
werden. Darin sind sich die FW-Landräte in Bayern einig. Sie tra-
fen sich in diesen Tagen zur Arbeitstagung auf Einladung des Dil-
linger Landrats Leo Schrell, der nach 18 Jahren zum Ablauf des 
12. Juli 2022 aus dem Amt scheiden wird. Schrell war zur Land-
ratswahl am 15. Mai 2022 nicht mehr angetreten. Sein Nachfolger 
Markus Müller nahm an der Tagung ebenfalls teil.

Zum Ausbau der Windener-
gie informierte Schrell, dass 
der Regionale Planungsver-
band Augsburg bereits vor ei-
nigen Jahren eine Potentialana-
lyse für die Planungsregion 9, 
und damit auch für den Land-
kreis Dillingen, in Auftrag gege-
ben habe. 

Dabei wurden zahlreiche Flä-
chen als geeignet identifiziert. 
Allerdings sei die Potentialana-
lyse mit der vom Freistaat Bay-
ern beschlossenen 10-H-Reg-
lung zur reinen Makulatur ge-
worden. 

Gemeinden profitieren  
von der Windkraft

„Als Zeitenwende“ bezeich-
nete Landrat Helmut Petz (Frei-
sing) die Tatsache, dass die Ge-

meinden künftig von der Wind-
kraft auch finanziell profitieren 
sollen. Dies könne zu einer stär-
keren Akzeptanz in der Bevölke-
rung führen, so Petz.

Einig waren sich die Landrätin-
nen und Landräte, dass der Aus-
bau der Windenergie nur dann 
relevante Fortschritte machen 
werde, wenn sich die grundsätz-
liche Haltung von Landschafts-, 
Natur- und Denkmalschutz hin 
zur Windkraft ändert. 

So sehen viele Landräte bei 
der derzeitigen Haltung des Na-
tur- und Umweltschutz Wind-
kraftanlagen in den Staatsfors-
ten skeptisch. Sie wollen jeden-
falls die Gemeinden und po-
tentielle Investoren bei den 
erforderlichen Genehmigungs-
verfahren unterstützend beglei-
ten.

Flüchtlingsunterbringung

Als weitgehend beherrschbar 
wurde die Situation zur Unter-
bringung der Flüchtlinge aus der 
Ukraine bewertet. Allerdings se-

hen die Landrätinnen und Land-
räte durch den Rechtskreiswech-
sel zum SGB II ab 1. Juni 2022 die 
Verwaltungen vor Herausforde-
rungen. „Aufgrund des System-
wechsels muss für die Jobcen-

ter zusätzliches Personal abge-
stellt werden, das in den anderen 
Fachbereichen der Landratsäm-
ter fehlen“, betonte die Landrätin 
des Landkreises Kitzingen, Tama-
ra Bischof.  Hurler

Die FW-Landräte Bayerns trafen sich zu einer Arbeitstagung im Landratsamt Dillingen (v.l.): Anton Speer 
(Garmisch-Partenkirchen), Indra Baier-Müller (Oberallgäu), Josef Niedermaier (Landkreis Bad Tölz-Wolfrats-
hausen), Tanja Schweiger (Regensburg), Helmut Petz (Freising), Landrat Leo Schrell (Dillingen a.d.Donau), 
Peter von der Grün (Neuburg-Schrobenhausen), Tamara Bischof (Kitzingen), Albert Gürtner (Pfaffenhofen 
an der Ilm), Armin Kroder (Nürnberger Land), Markus Müller (ab 13. Juli 2022 Landrat in Dillingen) und 
Alex Eder (Unterallgäu).  Bild: Hurler
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„Herr Kästner, wo bleibt das 
Positive? 

Ja, weiß der Teufel, wo das 
bleibt.“ 

Das sind Zeilen aus einem 
Gedicht von eben jenem Erich 
Kästner vom Anfang der 30er 
Jahre. Eine Zeit der Krise. Am 
Anfang einer Zeitenwende.

Auch heute haben wir große 
Sehnsucht nach dem Positiven, 
angesichts der Weltlage: Wir 
sehen schreckliche Bilder von einem sinnlosen 
Krieg in der Ukraine. China versucht im Wind-
schatten der großen europäischen Krise seine 
Hegemonie im Pazifik aufzubauen. Niemand 
weiß, wie es mit Corona weitergehen wird. Und 
jetzt kommt auch noch diese Affenseuche da-
her und es ist in jedem Interview spürbar, wie 
enttäuschend es der Bundesgesundheitsminis-
ter findet, dass die Affenpocken ihm keinen Vor-
wand geben, uns Masken zu verpassen und ein-
zusperren.

Aber ich finde, es gibt auch eine ganze Menge 
positiver Dinge, über die man sich freuen oder 
die man jedenfalls zufrieden zur Kenntnis neh-
men kann. Vielleicht haben die im Einzelnen 
nicht ganz so viel beef wie das Negative, aber 
man kann ja auch mal die Sonnenseiten auf- 
addieren.

Da wäre aus meiner Sicht zum Beispiel die Tat-
sache, dass es offensichtlich wieder mehr Sing-
vögel in unseren heimischen Gärten gibt. Ich sa-
ge das jetzt nicht aus der Perspektive eines Ka-
ters, der sein Amüsement aus der Jagd nach Vö-
geln und deren Ablage vor der Tür der für mich 
Sorgeverpflichteten zieht, sondern ganz ein-
fach, um den Gesang zu feiern, mit dem man 
am Morgen aus dem Schlaf kommend empfan-
gen wird.

Eng damit verknüpft ist meine Beobachtung, 
dass wir diesmal ein ausgesprochenes Rosen-
jahr haben. Das aus Menschen- und Tiersicht 
nicht immer optimale Wetter scheint den Pflan-
zen ausgesprochen gut zu tun, es ist jedenfalls 
eine Freude, die Rosen in Bürgermeisters Gar-
ten in dicken Büscheln blühen zu sehen und den 
intensiven Duft zu genießen.

Und, last but not least, schei-
nen wir uns wieder mehr Ge-
danken um Sprache zu ma-
chen. Ich denke hier zum Bei-
spiel an viele gelehrte und 
manch verzweifelte Aufsätze 
über die Sprache des Bundes-
kanzlers, der ja mit der Mono-
tonie einer tibetanischen Ge-
betsmühle die immer gleichen 
Sätze, Versatzstücke und sinn- 
entleerten Begriffe vor sich hin 

nuschelt und dies offensichtlich als Ausweis gro-
ßer Staatskunst sieht.

Perfekt zu diesem Bild passt ja auch, dass der 
Kanzler, wenn er mal so richtig ausrastet, Zu-
flucht in eine andere Sprache nehmen muss. Ein 
bisschen „more beef“ wünscht er sich, wo sein 
hanseatisches Kanzlervorbild vielleicht „Butter 
bei die Fische“ verlangt hätte oder unsereins 
vielleicht aufgefordert hätte, endlich „mal aus 
dem Quark“ zu kommen.

Höchst aufschlussreich ist auch die Kontrover-
se um den Begriff „Sieg“. Es scheint sich gerade-
zu ein kultureller Graben zwischen denen auf-
zutun, die der Ukraine in dem derzeitigen Krieg 
den Sieg wünschen und denjenigen, die es da-
bei belassen, die Ukraine müsse nach dem Krieg 
bestehen. Aus der Geschichte ist klar ersichtlich, 
dass Länder auch bestehen können, wenn sie ei-
nen Krieg krachend verlieren. Man nimmt ihnen 
dann Gebiete ab, siedelt Bevölkerung um, ver-
langt horrende Reparationen, vielleicht sogar 
einen Regimewechsel, aber das Land als solches 
bleibt bestehen. Will das die Bestehensfraktion 
für die Ukraine? Ein Sieg ist da doch gleich was 
anderes. Nach einem Sieg ist man in der Lage, 
die Friedensordnung selbst zu bestimmen. Da-
bei muss ein Siegfrieden gar nicht in der Aus-
löschung des Gegners enden, keineswegs. Es 
gab in der Geschichte immer wieder großmü-
tige Sieger, die die Interessen der Besiegten 
durchaus zu berücksichtigen verstanden. Sonst 
wäre Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg 
nicht wiedererstanden.

Man sollte auch der demokratischen Ukrai-
ne zutrauen, mit einem Sieg verantwortungsbe-
wusst umzugehen. Zur Funktion der Sprache in-
des wusste der französische Staatsmann Talley-
rand zu sagen: „Die Sprache ist dem Menschen 
gegeben, um seine Gedanken zu verbergen.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

„More beef“ oder  
„wo bleibt das Positive“

Der Drei-Franken-Stein am Schnittpunkt der drei fränkischen Bezirke bildet immer wieder eine be-
eindruckende Kulisse. Im Bild v. l.: Bürgermeister Armin Luther, Bezirksrat Thomas Zehmeister, MdB 
Tobias Winkler, Bezirksrat Thomas Söder, Pfarrerin Tabea Richter, MdB Dr. Anja Weißgerber, MdB Tho-
mas Silberhorn, Landrat Johann Kalb, MdL Gerhard Eck, Bezirksrätin Rosa Behon, Staatsminister Joa-
chim Herrmann und die Landtagsabgeordneten Holger Dremel, Hans Herold und Petra Guttenberger.  
 Bild und Text: Peter Müller

20. Drei-Franken-Treffen der CSU
Joachim Herrmann: „Mit Mut zur Zukunft“ 

Mit Blick auf den russischen Überfall auf die Ukraine meinte der Bay-
erische Innenminister Joachim Herrmann beim Drei-Franken-Treffen 
der CSU: „Ich habe höchsten Respekt vor der großartigen Hilfsbereit-
schaft der Nachbarländer und unserer Rettungsdienste, von Firmen 
und Privatpersonen“. Nicht vergessen werden sollten aber auch die 
Behörden und Kommunen, „die wegen auch anderen Herausforde-
rungen derzeit Einzigartiges zu bewältigen haben, teilweise bis an 
die Grenzen der Belastbarkeit“.

Der Vorsitzende des CSU-Be-
zirksverbandes Mittelfranken 
sprach auch über die Notwendig-
keit der Verteidigung von Freiheit 
und Frieden, von Grundrechten 
und Grundwerten: „Das Recht auf 
Selbstverteidigung verdient unse-
re Unterstützung.“ Dieser Krieg 
habe zudem direkte und indirek-
te weltweite Auswirkungen, von 
zu befürchtenden neuen Flücht-
lingswellen über die Energiever-
sorgung bis hin zur Ernährung. 
„Die Weltgemeinschaft muss da-
für sorgen, neue Hungerkatast-
rophen in Afrika und anderswo 
zu verhindern“, so Herrmann, der 
in Bayern auch für die Integration 
zuständig zeichnet. In diesem Zu-
sammenhang brach er eine Lan-
ze für die bäuerliche und boden-
gebundene Landwirtschaft: „Wir 
müssen uns letztlich aus Produk-
ten aus dem eigenen Land ernäh-
ren können“.

Freiheit, Frieden und  
Demokratie verteidigen

Nach Ansicht des Bundestags- 
abgeordneten Thomas Silber-
horn, dem stellvertretenden 
CSU-Bezirksvorsitzenden von 
Oberfranken, gehörten die Ko-
alitionsverträge der amtieren-
den Bundesregierung „wohl in 
den Papierkorb.“ Denn sie wären 
nicht zuletzt wegen dem Krieg in 
der Ukraine mit der Realität kon-
frontiert worden. Und die jetzt 
in Aussicht gestellten Milliarden 
für die Bundeswehr seien frü-
her schon mehrfach beschlos-
sen gewesen, aber immer wieder 
blockiert worden. „Wer in Frei-
heit und Frieden leben will, muss 
auch bereit sein, die Demokra-
tie zu verteidigen“, so der frühe-
re Parlamentarische Staatssekre-
tär bei der Bundesministerin der 
Verteidigung.

Nach zweijähriger Zwangspau-
se trafen sich heuer zum 20. Mal 
die ober-, mittel- und unterfrän-
kischen CSU-Bezirksverbände am 
„Drei-Franken-Stein“, der Schnitt-
stelle der drei fränkischen Bezir-
ke und den Gemarkungen Burg-
haslach, Schlüsselfeld und Geisel-
wind. Mit dabei auch wieder der 
frühere Bundesminister Michael 
Glos, im letzten Jahrtausend Ini-
tiator dieser Traditionsveranstal-
tung, die von Pfarrerin Tabea Rich-
ter mit einem Geistlichen Wort 
und der Kapelle „Drei-Franken-
Eck“ musikalisch begleitet wurde.

CSU steht zur Tradition  
Frankens und zur Heimat

Mandatsträger aller politi-
schen Ebenen konnte der in die-
sem Jahr gastgebende Erste Bür-
germeister des Marktes Burghas-
lach, Armin Luther, begrüßen, 

von Europa mit Monika Hohlmei-
er bis hin zu einer ganzen Reihe 
von aktiven und ehemaligen Bun-
des- und Landtagsabgeordneten, 
Bezirks- und Landräten, und vie-
len weiteren kommunalen Re-
präsentanten. „Wir stehen zur 
Tradition Frankens und unserer 
Heimat“, meinte Joachim Herr-
mann, und ganz generell brauche 
es „keine Umdeutung des positi-
ven Heimatbegriffs, wie es man-
che aus der neuen Bundesregie-
rung wohl gerne hätten“. Viel-
mehr müsse Neues und moderne 
Technologie mit der Heimat zu-
sammengebracht werden.

Der unterfränkische CSU- Be-
zirksvorsitzende und Landtags-
abgeordnete Gerhard Eck brach-
te die „zunächst verhasste aber 
schließlich doch erfolgreiche“ 
Gebietsreform vor fünfzig Jahren 
in Erinnerung und appellierte er-
neut daran, dass entgegen immer 
wieder neu erhobener Forderun-
gen nach Aufstufung zu einem 
Nationalpark „auch künftig eine 
naturnahe Bewirtschaftung des 
Naturparks Steigerwald“ möglich 

sein müsse. Als Vorsitzender des 
Vereins ‚Unser Steigerwald e.V.‘ 
verfolge er die Weiterentwick-
lung des Steigerwaldes auf Basis 
der bestehenden Naturparkre-
gelung, welche ökonomische wie 
ökologische Interessen vereine, 
„nicht dass wir noch gezwungen 
werden, künftig Holz aus Russ-
land zu kaufen“.

„Der Steigerwald  
muss Naturpark bleiben“

Joachim Herrmann pflichtete 
ihm bei: „Der Steigerwald muss 
Naturpark bleiben“. Zustimmung 
auch von Thomas Silberhorn, der 
die aktuelle Kritik an den Unter-
haltskosten für den Baumwipfel-
pfad im Steigerwald in Bezug zu 
Ausgaben für Opernhäuser und 
Schwimmbäder brachte, „alles 
nützlich und wichtig, aber nir-
gendwo kostendeckend“.

Traditionsgemäß endete das 
Drei-Franken-Treffen mit der 
deutschen und der bayerischen 
Hymne und dem Lied der Fran-
ken. Trotz des Krieges in der Ukrai- 
ne und vieler anderer Herausfor-
derungen wollte Herrmann den 
wieder mehreren Hundert Gäs-
ten eine eventuell vorhandene 
Verzagtheit nehmen: „Wir haben 
Mut zur Zukunft und Lust auf Zu-
kunft und für die CSU gilt, mit Be-
geisterung und Kompetenz dem 
Land zu dienen.“ pmw

Die 44 Kommunen des Landkreises mit der fachlichen Begleitung Dr. Sabine Müller-Herbers und Alexander 
Weiß (rechts außen) vom Büro Baader Konzept und Konversionsmanagerin Barbara Wunder (mitte).  
 Bild: Irina Stumpf, Landratsamt Donau-Ries

Starkes Netzwerk  
für die Innenentwicklung

Das „Interkommunale Netzwerk Flächensparen“ bündelt im  
Landkreis Donau-Ries erstmals alle 44 Kommunen 

Der Landkreis Donau-Ries hat bei der Innenentwicklung seit Jah-
ren eine Vorreiterrolle in Bayern inne. Ein weiterer Meilenstein 
prägt den erfolgreichen Weg: Erstmals arbeiten alle 44 Kommunen 
des Landkreises nun im „Interkommunalen Netzwerk Flächenspa-
ren“ des Konversionsmanagements zusammen. Gegenseitige Un-
terstützung, ein lebendiger Austausch, Wissenstransfer und ein ge-
meinsames Ziel werden die kooperative Arbeit von Landkreis und 
Kommunen tragen. Als offizielle Partner konnten das Landesamt 
für Umwelt, das Zentrum für nachhaltige Kommunalentwicklung 
in Bayern und das Büro Baader Konzept gewonnen werden. Au-
ßerdem steht das Netzwerk im fachlichen Austausch mit dem Bay-
erischen Gemeindetag. Als nur einer von zwei Landkreisen in Bay-
ern arbeitet das Donau-Ries nun mit all seinen Kommunen an der 
Belebung der Ortskerne und einer flächensparenden, bedarfsori-
entierten Siedlungsentwicklung. Dies ist ein wichtiger Standortfak-
tor und elementar für die Fachkräftesicherung und Lebensqualität 
in der Region. 

Vorreiter  
in Sachen Innenentwicklung

Bereits seit 2013 unterstützt 
das Konversionsmanagement 
die Donau-Rieser Kommunen 
bei der Erfassung und Reakti-
vierung der innerörtlichen Leer-
stände und Brachflächen, berät 
die Kommunen zu rechtlichen 
Instrumenten und strategischen 
Konzepten und führt Beratun-
gen für Eigentümerinnen und 
Eigentümer durch. Nun ist ein 
wichtiger Meilenstein geschafft: 
Alle 44 Kommunen im Landkreis 
Donau-Ries beteiligen sich am 
„Interkommunalen Netzwerk 
Flächensparen“. Die Auftaktver-

anstaltung fand Ende Mai 2022 
in Donauwörth statt. Als offiziel-
le Partner konnten das Landes-
amt für Umwelt, das Zentrum für 
nachhaltige Kommunalentwick-
lung in Bayern und das Büro Baa-
der Konzept gewonnen werden. 

Außerdem steht das Netz-
werk im fachlichen Austausch 
mit dem Bayerischen Gemein-
detag und wird gefördert vom 
bayerischen Staatsministerium 
für Wirtschaft, Landesentwick-
lung und Energie. Damit setzen 
die Kommunen ein wichtiges ge-
meinsames Statement zur Bele-
bung der Zentren und zu einer 
flächensparenden Siedlungsent- 
wicklung, freut sich Landrat Ste-

fan Rößle. Er betont zudem: 
„Dass nun alle unsere Kommu-
nen dabei sind, ist ein starkes 
Votum für unsere Ortskerne und 
für die Zukunft unserer Städte 
und Gemeinden. 

Leerstände und Brachen müs-
sen bedarfsorientiert entwickelt 
werden. Damit kann die Flächen-
neuinanspruchnahme erheblich 
beschränkt werden, bei gleich-
zeitiger Schaffung neuer Wohn-
angebote! Dafür arbeitet unser 
interkommunales Netzwerk.“

Standortfaktor Nachhaltige 
Siedlungsentwicklung 

Das Thema Innenentwicklung 
und Flächensparen soll dau-
erhaft als strategische Aufga-

be etabliert werden. Ziel ist es, 
die gesamte Siedlungsentwick-
lung auf Flächensparen und In-
nenentwicklung auszurichten. 
Die Strategie des Konversions-
managements besteht aus meh-
reren Bausteinen, die ineinan-
dergreifen und eine langfristige 
Unterstützungs- und Organisa-
tionsstruktur sowie die Sensi-
bilisierung zu Reaktivierung in-
nerörtlicher Flächen und Leer-
stände zum Ziel haben. Die zwei 
großen Hemmnisse der Innen- 
entwicklung im ländlichen Raum 
sind die fehlende Verkaufsbe-
reitschaft innerörtlicher Flä-
chen und Leerstände und die 
unzureichenden rechtlichen In-
strumente für die Kommunen, 
die im Rahmen ihrer kommuna-

len Planungshoheit die Innen- 
entwicklung gerne verstärkt vo-
rantreiben möchten, berich-
tet Konversionsmanagerin Bar-
bara Wunder. Sie sagt weiter: 
„Genau diese beiden Heraus-
forderungen gehen wir gezielt 
mit unserem Maßnahmenpa-
ket an, denn die fehlende Ver-
kaufsbereitschaft und rechtli-
che Hindernisse zwingen wach-
sende Kommunen weiterhin auf 
die grüne Wiese am Ortsrand“. 
Die bedarfsorientierte Sied-
lungsentwicklung ist ein wichti-
ger Standortfaktor für die Regi-
on, elementar für die Fachkräf-
tesicherung und Lebensqualität 
und daher auch in der Nachhal-
tigkeitsstrategie des Landkrei-
ses Donau-Ries verankert.  r
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Vorschau auf GZ 13
In unserer Ausgabe Nr. 13, die am 30. Juni 2022 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen: 
• Kommunale Finanzthemen
• Umwelttechnologien und Ressourcenschutz 
• Abfall, Entsorgungsmanagement, technische Lösungen
• Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung,  

Facility Management

Abzeichen

Energiedienstleistung

Bau

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de
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Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

Betriebskosten-
kontrolle für Ihre
Lüftungsanlagen

HOCHEFFIZIENTE WÄRME- /
KÄLTERÜCKGEWINNUNG

SEW® GmbH 
www.sew-kempen.de

•	 Betriebskosteneinsparung	
durch	hohe	Effizienz	und	
Betriebssicherheit	

•	 Maximale	Hygiene	-	keim-	u.	
schadstoffübertragungsfrei

•	 Redundant,	betriebssicher,	hocheffizient

•	 Reduzierung	der	vorzuhaltenden	Heiz-,	Kühl-	
und	Elektroleistungen

•	 Wegfall	von	Rückkühlwerken	möglich

•	 Nachrüstung	/	Sanierung	im	Bestand

Ein	Schritt	der	
Energie-

preiserhöhung
	voraus	

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken	in	Augsburg,	Bamberg,	Bayreuth,	Murnau,	Schwein-
furt	•	Universitäten	in	Regensburg	und	Würzburg	•	FH	Aschaf-
fenburg	•	Saturn	Arena	Ingolstadt	•	München:	Baureferat,	Dt.	
Flugsicherung,	Klinikum	Großhadern,	Muffathalle,	The	Charles	
Hotel,	TUM	Garching,	Villa	Stuck	•	div.	Polizeistationen	etc.

Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

Recyclingbaustoffe

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale  
Immobilienentwicklung

www.baustoffrecycling-bayern.de

GemeindeZeitung auf folgenden 
Social Media Kanälen:

     

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

GZ Akademie
Termine unter:
www.gemeindezeitung.de/ 
akademie

Glasfaserausbau

Jetzt UGG-Glasfaser-Ausbaukapazitäten 
für 2022 sichern unter: 0800 410 1 410 111

Adalperostraße 82-86, 85737 Ismaning

VERNETZEN SIE 
IHRE GEMEINDE MIT 
DER ZUKUNFT.

Erneuerbare Energien

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Martha Müller · 0711/900357-72 ·  
windimwald@juwi.de · www.juwi.de 

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

www.insidas.de
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Daten sind das wichtigste Thema 
des 21. Jahrhunderts. Sind Sie vorbereitet? 
Kontaktieren Sie uns für eine professionelle, nachhaltige und tatkräftige 
Unterstützung in Sachen Datenschutz und Informationssicherheit.
Tel.: 0871 205494-0 oder vertrieb@insidas.de

Informationssicherheit und  
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kommunalfahrzeuge

Win-Win-Effekte zwischen 
Schulen und Zivilgesellschaft

„Anlaufstellen für Bildung und Engagement“ in bislang sechs bayerischen Städten  
vermitteln Angebote von und für Kinder und Jugendliche

Einmal pro Woche trifft sich Werner Meyer in seiner Freizeit mit dem 
neunjährigen Yusuf, um mit ihm lesen zu üben. Manchmal gehen sie 
danach in die Stadtbibliothek oder reparieren sein Fahrrad, und frei-
tags vergessen sie nicht, rechtzeitig beim Fußballtraining zu sein!  
Der Biologieunterricht macht den Schülerinnen und Schülern der 7b 
neuerdings noch mehr Spaß als sonst: Sie verschönern den öffentli-
chen Park mit Insektenhotels und lernen dabei alles über Pflanzen 
und Tiere, was im nächsten Test abgefragt wird.

Dies sind zwei typische Beispie-
le aus den „Anlaufstellen für Bil-
dung und Engagement“, die seit 
2022 in bislang 6 bayerischen 
Städten aufgebaut werden. Ini-
tiiert wurde das Vorhaben vom 
Landesnetzwerk Bürgerschaftli-
ches Engagement Bayern (LBE), 
das sich seit vielen Jahren dafür 
einsetzt, dass ehrenamtliche Un-
terstützung für Kinder und Ju-
gendliche an Schulen noch stär-
ker wahrgenommen und genutzt 
wird, aber auch dafür, dass Schü-
lerinnen und Schüler selbst eh-
renamtlich tätig werden können, 

indem der schulische Unterricht 
mit gesellschaftlichem Engage-
ment verknüpft wird. Eine Um-
frage unter Lehrkräften an Bay-
erischen Schulen hatte ergeben, 
dass nur wenige wissen, wo sie 
ehrenamtliche Mentoren und 
Angebote zum „sozialen Lernen“ 
für ihre Schülerinnen und Schü-
ler finden, obwohl dies gerade 
seit der Pandemie notwendiger 
denn je ist.

Dank einer Anschubfinan-
zierung durch das Aktionspro-
gramm „Aufholen nach Coro-
na“ der Bundesregierung koor-

diniert das LBE nun in einem ers-
ten Schritt sechs „Anlaufstellen“, 
in denen solche Informationen 
an Schulen vermittelt werden: 
Die Freiwilligen-Agenturen in 
Augsburg, Landshut, München, 
Nürnberg, Haßfurt und Bamberg 
konnten dafür gewonnen wer-
den, innerhalb ihrer Kommunen 
und Regionen Kontakte zu den 
Schulen herzustellen und Unter-
stützung für SchülerInnen im All-
tag zu organisieren.

Professionelle Anleitung:  
Einblicke in die Anlaufstellen

Die Freiwilligen Agentur Lands-
hut (fala) zum Beispiel arbei-
tet neuerdings eng mit dem ört-
lichen Schulamt zusammen, so 
dass alle Lehrkräfte über die Viel-
falt der ehrenamtlichen Bildungs-
arbeit informiert werden. Seit 
dem Frühjahr wird die Unter-
stützung der pädagogischen Will-
kommensgruppen in den Schulen 
stark angefragt.

In Haßfurt ist die Anlaufstel-
le Teil des Mehrgenerationen-
hauses und lädt dort zum krea-
tiven Austoben mit der Familien-
KUNSTbande ein. „Kunst macht 
es einfach, in Kontakt zu kom-
men. Die Anlaufstelle für Bildung 
und Bürgerschaftliches Engage-

ment macht dann aus diesem 
Kontakt eine dauerhafte Bezie-
hung, von der alle Seiten profitie-
ren“ sagt Gudrun Greger, die Lei-
terin des MGH Haßfurt.

Das Zentrum Aktiver Bürger 
(ZAB) in Nürnberg setzt als An-
laufstelle derzeit verstärkt auf 
die Qualifizierung von Ehrenamt-
lichen und entwickelt neue Fort-
bildungen, die Freiwillige auf ih-
re Arbeit mit Kindern und Ju-
gendlichen vorbereiten und 
Koordinatorinnen und Koordi-
natoren in der kommunalen En-
gagement-Szene unterstützen.

Aufgrund der zahlreichen eh-
renamtlichen Bildungsprojekte 
und Freiwilligen- Agenturen in 
München ist die dortige Förder-
stelle für Bürgerschaftliches En-
gagement (FöBE) vor allem auf 
der Meta-Ebene tätig. Sie bietet 
in Kooperation mit dem Referat 
für Bildung und Sport der Landes-
hauptstadt Info- Veranstaltungen 
für Mitglieder der Schulfamilien, 
zum Beispiel für Schulsozialarbei-
terInnen und Lehrkräfte an. Allein 
im Frühjahr konnten ca. 20 Schu-
len an außerschulische ehrenamt-
liche Bildungsprojekte passgenau 
vermittelt werden.

Engagement innerhalb des 
eigenen sozialen Umfelds

In den Anlaufstellen für Bil-
dung und Bürgerschaftliches En-
gagement funktioniert der Trans-
fer aber auch in die andere Rich-
tung, denn die Standorte sind 
gleichzeitig Kompetenzzentrum 
für „Lernen durch Engagement“ 

(LdE). Bei dieser Lehr- und Lern-
methode engagieren sich Schü-
lerinnen und Schüler in ihrem so-
zialen Umfeld und lernen dabei 
den Unterrichtsstoff.

Das Freiwilligen-Zentrum Augs-
burg hat beispielsweise ein Pro-
jekt initiiert, bei dem Schülerin-
nen und Schüler einer Förder-
schule durch eine Müll-Sam-
melaktion die Aufgaben einer 
Kommunalverwaltung kennen 
gelernt haben. An einer Mittel-
schule entschieden sich die Ju-
gendlichen dafür, Menschen mit 
Behinderung und Seniorinnen 
und Senioren den Umgang mit 
Tablets und Apps zu erklären. Da-
bei lernten sie viel über körper-
liche und geistige Besonderhei-
ten Möglichkeiten der Inklusion 
in unserer Gesellschaft.

Eine „Rucksack- Challenge“ 
wurde in der Anlaufstelle in Bam-
berg zum „Service-Learning“ 
Projekt: Allein bis Ostern pack-
ten Gymnasialschülerinnen und 
-schüler gemeinsam mit den Ko-
ordinatoren von der CariThek 
Bamberg rund 250 Rucksäcke für 
ukrainische Flüchtlinge und lös-
ten dabei manch logistische und 
soziale Probleme.

Terminhinweis 23.6.2022

Weitere Projekt-Ideen und Ein-
steiger-Tipps für „Lernen durch 
Engagement“ präsentieren Lehr-
kräfte und Koordinatoren am 23. 
Juni auf der Nürnberger Burg. 
Dort veranstaltet das LBE den 
zweiten Fachtag für Bayern, bei 
dem neben dem Erfahrungsaus-

tausch auch das Thema „Resili-
enz“ durch Service-Learning im 
Mittelpunkt stehen.

Stärkung und Ausbau  
des Netzwerks ab 2023

Das Landesnetzwerk Bürger-
schaftliches Engagement Bayern 
setzt sich für die Stärkung der An-
laufstellen und für einen Ausbau 
des Netzwerks auf weitere Stand-
orte ein und bemüht sich um eine 
dauerhafte Förderung durch das 
Sozialministerium. Bis Ende 2022 
ist dies aus den Mitteln der Frak-
tionsreserven im Haushalt 2022 
gesichert. Bayerns Bildungsland-
schaft geht damit neue Wege und 
etabliert Strukturen, durch die 
Schule und Zivilgesellschaft sich 
öffnen und einander zuwenden, 
um mit Win-Win-Effekten den 
Herausforderungen der Zukunft 
gemeinsam zu begegnen.

Kommunen und lokal oder re-
gional verankerte Organisatio-
nen, die die Angebote einer „An-
laufstelle für Bildung und BE“ 
nutzen oder zukünftig selbst eine 
werden möchten, wenden sich 
an: LBE Landesnetzwerk Bürger-
schaftliches Engagement (www.
lbe-bayern.de)  r

Veranstaltungstipps

• 23.6.2022 Fachtag „Lernen 
durch Engagement“ in Nürnberg 
zum Thema „Resilienz“
• 4.7.2022 Ausstellungseröff-
nung „Edith – Jüdische Spurensu-
che in Burglengenfeld“ („Lernen 
durch Engagement“-Projekt) 

http://www.lbe-bayern.de
http://www.lbe-bayern.de

